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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und des 
Bundeskanzleramtes

1. Abgeordneter
Marc 
Henrichmann
(CDU/CSU)

Wer hat nach Kenntnis der Bundesregierung die 
Rechtsanwaltskanzlei im Fall Olaf Scholz gegen 
focus.de beauftragt (www.presseportal.de/pm/627
54/5969827), und falls die Bundesregierung der 
Auftraggeber war, auf welcher rechtlichen Grund-
lage geschieht eine etwaige Übernahme der An-
waltskosten des Bundeskanzlers Olaf Scholz?

Antwort der Staatsministerin Sarah Ryglewski 
vom 20. Februar 2025

Weder das Bundeskanzleramt noch andere Bundesbehörden haben in 
diesem Zusammenhang juristische Schritte unternommen oder Rechts-
anwaltskosten getragen. Darüber hinaus liegen der Bundesregierung 
hierzu keine Informationen vor.

2. Abgeordneter
Axel Knoerig
(CDU/CSU)

Hat die Bundesregierung Kenntnis darüber, wofür 
die drei Förderungen der Central Cineworld Diep-
holz im „Zukunftsprogramm Kino“ in den Jahren 
2024, 2022 und 2021 beantragt wurden (bitte die 
drei Projekte einzelnen auflisten mit Details zur 
beantragten Verwendung)?

Antwort der Staatsministerin Claudia Roth 
vom 18. Februar 2025

Das Kino Central Cineworld in Diepholz verfügt über vier Säle und 
wurde im Rahmen des Zukunftsprogramm Kino (ZPK) der BKM geför-
dert.

Im Jahr 2021 wurden umfassende Renovierungsmaßnahmen beantragt:
• Erneuerung der Saalbeleuchtung in den Kinosälen 1 bis 4;
• Erneuerung der Bestuhlung in Kino 2, 3 und 4;
• Erneuerung des Bodenbelags sowie Montage von Handläufen in Ki-

no 2;
• Herstellen einer Akustikwand in Kino 1.
Im Jahr 2022 wurde ein weiterer Antrag zur Sanierung der Elektroanla-
ge sowie der Sicherheitsbeleuchtung (in den Kinosälen 1 bis 4) gestellt. 
Ein weiterer Antrag bezog sich auf eine Photovoltaik-Anlage.
Im Jahr 2024 beantragte das Kino die Ertüchtigung der kinotechnischen 
Anlage, hierunter fiel die Erneuerung der Tontechnik (Dolby Media Ser-
ver, Dolby Tonprozessoren). Das Projekt befindet sich in der Umset-
zung.
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3. Abgeordnete
Dr. Christiane 
Schenderlein
(CDU/CSU)

Wer ist aktuell (Stand: 14. Februar 2025) mit der 
Aufgabe des amtierenden Interimsgeschäftsfüh-
rers der „Zukunftszentrum für Deutsche Einheit 
und Europäische Transformation gGmbH“ be-
traut, und bis wann ist das Arbeitsverhältnis be-
fristet?

Antwort des Staatsministers Carsten Schneider 
vom 21. Februar 2025

Zum Interimsgeschäftsführer der „Zukunftszentrum für Deutsche Ein-
heit und Europäische Transformation gGmbH“ ist Jan Büchner bestellt 
(Stand: 14. Februar 2025). Die Aufgabenwahrnehmung erfolgt im Rah-
men einer Zuweisung vom Bundeskanzleramt an das Zukunftszentrum 
für die Dauer von derzeit sechs Monaten.

4. Abgeordnete
Dr. Christiane 
Schenderlein
(CDU/CSU)

Wer war, bezugnehmend auf die Antwort der 
Bundesregierung auf meine Schriftliche 
Frage 25-01-0449, in die operative Verantwortung 
über die Einstellung der sechs Personalstellen in-
volviert (bitte der involvierten Akteure und das 
jeweilige Datum des Einbezugs in den Entschei-
dungsprozess auflisten), und wie lief das „ordent-
liche Auswahlverfahren“ ab (bitte der Auswahl-
kriterien sowie die einzelnen Stufen des Auswahl-
verfahrens auflisten)?

Antwort des Staatsministers Carsten Schneider 
vom 21. Februar 2025

Die operative Verantwortung für die Einstellung von Personal innerhalb 
des Zukunftszentrums trägt die Geschäftsleitung der Gesellschaft. Sie 
war und ist laufend mit den jeweils aktuellen Einstellungsprozessen be-
fasst.
Das Zukunftszentrum bedient sich zur Vorbereitung, Organisation und 
Durchführung von Personalausschreibungen eines externen Dienstleis-
ters (PD – Berater der öffentlichen Hand GmbH). Die PD hat zudem den 
Auswahlprozess begleitet, um weitere im Zukunfts-zentrum während 
der Aufbauphase noch nicht vorhandene personalwirtschaftliche Fach-
expertise einbeziehen zu können.
Wegen der laufenden Einbeziehung der Geschäftsleitung sowie der PD 
ist die Nennung eines konkreten Datums der Einbeziehung nicht mög-
lich.
Jeder der sechs Stellenbesetzungen lag ein strukturierter Auswahlpro-
zess zugrunde, in dem die Kriterien des jeweiligen Anforderungsprofils 
zum Tragen kamen. Die Auswahlkriterien können folgender Tabelle ent-
nommen werden:
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Ausgeschriebene Stelle Anforderungen
REFERENT:IN PERSONAL 
(W/M/D) Auf jeden Fall:
 – Abgeschlossenes wissenschaftliches Hochschulstudium, idealerweise 

mit Schwerpunkt Personal
 – Mehrjährige Berufserfahrung im Bereich des Personalwesens, 

im öffentlichen Sektor oder im Kultur-, Forschungs- oder Wissen-
schaftsbereich

 – Kenntnisse der rechtlichen Rahmenbedingungen für die Personal-
gewinnung im öffentlichen Dienst

 – Kenntnisse im Tarifrecht des öffentlichen Dienstes
 – Mehrjährige Erfahrung in der Steuerung, Koordination und 

Bearbeitung von HR-Prozessen
 – Erfahrung im Bereich des Recruitings
 – Erfahrung im Umgang mit Personal-Software, zum Beispiel rexx 

systems, DATEV
 – Ausgezeichnete Kenntnisse der Anwendung von MS-Office-Produk-

ten (insbesondere PowerPoint)
 – Kommunikationsfähigkeit und ein souveränes und gewinnendes 

Auftreten
 – Koordinations- und Organisationsfähigkeit
 – Selbstständigkeit und Eigeninitiative
 – Empathie
 – Problem- und Konfliktlösungsfähigkeit
 – Hohes Engagement
 – Fähigkeit zu kooperativem Arbeiten im Team
 – Gute englische sowie deutsche Sprachkenntnisse
 Im besten Fall:
 – Kenntnisse im Steuer-, Sozialversicherungs- und Arbeitsrecht
 – Erfahrung in der Entwicklung eines Employer Brandings
 – Erfahrung im Aufbau von Organisationen sowie in der Entwicklung 

und Etablierung von Prozessen
 – Erfahrung in Einrichtungen, die Zuwendungsempfänger sind
REFERENT:IN GREMIEN 
(W/M/D) Auf jeden Fall:
 – Abgeschlossenes wissenschaftliches Hochschulstudium, idealerweise 

im Bereich Betriebs-wirtschaft, Kultur-, Geistes- oder Sozialwissen-
schaften

 – Mehrjährige Berufserfahrung in einer vergleichbaren Position, 
vorzugsweise im öffentlichen Sektor oder Kultur-, Forschungs- oder 
Wissenschaftsbereich

 – Fundierte Erfahrung in der Arbeit mit Gesellschaftern, Aufsichtsräten 
oder weiteren Gremien sowie im Stakeholdermanagement

 – Einschlägige Erfahrung in der Planung, Durchführung, revisionssiche-
ren Dokumentation und Nachbereitung von Gremiensitzungen

 – Erfahrungen in Projektmanagementmethodik
 – Ausgezeichnete Kenntnisse der Anwendung von MS-Office-Produk-

ten (insbesondere Power-Point)
 – Ausgeprägte Präsentations- und Steuerungskompetenzen
 – Hervorragendes schriftliches und mündliches Ausdrucks- und Kom-

munikationsvermögen sowie ein souveränes Auftreten im Umgang 
mit Entscheidungsträger:innen, auch im politischen Raum

 – Analytische und konzeptionelle Fähigkeiten
 – Zuverlässigkeit, Diskretion und Loyalität
 – Problem- und Konfliktlösungsfähigkeit
 – Hohes Engagement
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Ausgeschriebene Stelle Anforderungen
 – Fähigkeit zu kooperativem Arbeiten im Team
 – Sehr gute englische sowie deutsche Sprachkenntnisse
 Im besten Fall:
 – Kenntnisse des Public Corporate Governance Kodex des Bundes 

(PCGK)
 – Erfahrungen in den thematischen Schwerpunkten des Zukunfts-

zentrums (Deutsche Einheit, Entwicklung Europas, gesellschaftliche 
und ökonomische Transformationsprozesse, Ost-West-Verständigung, 
Demokratie und Gesellschaft) im wissenschaftlichen oder politischen 
Kontext

 – Erfahrungen im Aufbau von Organisationen und der Entwicklung und 
Etablierung von Prozessen

REFERENT:IN MARKETING 
UND KOMMUNIKATION 
(W/M/D) Auf jeden Fall:

– Abgeschlossenes wissenschaftliches Hochschulstudium, idealerwei-
se im Bereich Medien, Kommunikation, (Online-) Marketing oder 
Journalismus

 – Mehrjährige Berufserfahrung in vergleichbarer Position in Unter-
nehmen, Agenturen und/oder im öffentlichen Dienst im Bereich 
Presse- und Kommunikationsarbeit

 – Sehr gute sprachliche Ausdrucksfähigkeit, adressatengerechte münd-
liche und schriftliche Kommunikation sowie souveränes Auftreten 
und Feingefühl im Umgang mit relevanten Stakeholdern

 – Hohes Maß an Koordinations- und Organisationsfähigkeit
 – Analytische und konzeptionelle Fähigkeiten
 – Hohes Maß an Kreativität
 – Ausgeprägte Netzwerkfähigkeit
 – Hohes Engagement
 – Fähigkeit zu kooperativem Arbeiten im Team
 – Sehr gute Kenntnisse der deutschen und englischen Sprache in Wort 

und Schrift
 Im besten Fall:
 – Erfahrungen in der Konzeption, Organisation und Durchführung von 

Veranstaltungen
 – Mehrjährige Berufserfahrung im Bereich Performance Marketing 

(Erfolgskontrolle von Kommunikationskampagnen) und/oder Erfah-
rung im Umgang mit Digital Monitoring und Analytics

 – Einschlägige Erfahrungen in den thematischen Schwerpunkten des 
Zukunftszentrums (Deutsche Einheit, Entwicklung Europas, gesell-
schaftliche und ökonomische Transformationsprozesse, Ost-West-Ver-
ständigung, Demokratie und Gesellschaft) im wissenschaftlichen oder 
politischen Kontext

 – Erfahrungen im Aufgabengebiet Fundraising
 – Kenntnisse in Microsoft Office Anwendungen sowie Content-

Management-Systemen (z. B. WordPress, Kirby)
 – Erfahrungen im Aufbau von Organisationen/Bereichen und der 

Entwicklung und Etablierung von Prozessen
ASSISTENZ DER 
GESCHÄFTSFÜHRUNG 
(W/M/D) Auf jeden Fall:

– Abgeschlossene kaufmännische Berufsausbildung, wie zum Beispiel 
Kauffrau oder -mann für Büromanagement, Industriekauffrau oder 
-mann oder eine vergleichbare Qualifikation
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Ausgeschriebene Stelle Anforderungen
 – Mehrjährige Berufserfahrung in der Assistenz einer Geschäftsführung 

oder vergleichbare Erfahrung
 – Erfahrung mit gängigen Projektmanagementmethoden
 – Sicherer Umgang mit Microsoft-Office-Produkten, zum Beispiel 

Outlook, PowerPoint, Word
 – Kommunikationsfähigkeit und ein souveränes Auftreten
 – Koordinations- und Organisationsfähigkeit
 – Zuverlässigkeit
 – Diskretion und Loyalität
 – Durchsetzungsfähigkeit
 – Hohes Engagement
 – Fähigkeit zu kooperativem Arbeiten im Team
 – Sehr gute Kenntnisse der deutschen Sprache in Wort und Schrift 

sowie die selbstständige Verwendung der englischen Sprache
 Im besten Fall:
 – Erste Berufserfahrung in der Zusammenarbeit mit der Öffentlichen 

Verwaltung beziehungs-weise mit den Strukturen der Öffentlichen 
Verwaltung

 – Erste Berufserfahrung und Kenntnisse im Bereich der Öffentlichkeits-
arbeit

LEITUNG NUTZENDEN-
VERTRETUNG BAU 
UND LIEGENSCHAFTS-
MANAGEMENT (W/M/D) Auf jeden Fall:

– Abgeschlossenes wissenschaftliches Hochschulstudium, idealerweise 
im Bereich (Bau-)In-genieurwesen oder Architektur

– Mehrjährige, einschlägige Berufserfahrung in der Leitung, Steuerung 
und Begleitung von Bauprojekten und der Einbindung unterschied-
licher Interessensgruppen

 – Mehrjährige Projektsteuerungserfahrung, idealerweise mit entspre-
chender Zusatzqualifikation mit zertifiziertem Abschluss

 – Kenntnisse: Honorarordnung für Architekten und Ingenieure (HOAI), 
Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB/A), Verga-
beverordnung (VgV) und Erfahrung mit Vergaben im öffentlichen 
Sektor

 – Führungskompetenzen
 – Kommunikationsfähigkeit und ein souveränes Auftreten
 – Planungs- und Organisationsfähigkeit
 – Problem- und Konfliktlösungsfähigkeit
 – Entscheidungs- und Verantwortungsfähigkeit
 – Hohes Engagement
 – Fähigkeit zu kooperativem Arbeiten im Team
 – Sehr gute Kenntnisse der deutschen Sprache in Wort und Schrift
 Im besten Fall:
 – Fachkenntnisse und möglichst praktische Erfahrung auf dem Gebiet 

der Liegenschaftsverwaltung
 – Grundlegende betriebs- und immobilienwirtschaftliche Kenntnisse
 – Vorhandene Kenntnisse in Building Information Modeling (BIM)
 – Erfahrung in der Verhandlungsführung
 – Sehr gute Kenntnisse der englischen Sprache in Wort und Schrift
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Ausgeschriebene Stelle Anforderungen
 – Einschlägige Erfahrung in den thematischen Schwerpunkten des 

Zukunftszentrums (Deutsche Einheit, Entwicklung Europas, gesell-
schaftliche und ökonomische Transformations-prozesse, Ost-West-
Verständigung, Demokratie und Gesellschaft) im wissenschaftlichen 
oder politischen Kontext und den Bereichen Museumswesen, Kultur 
und Forschung

 – Erfahrung im Aufbau von Organisationen/Bereichen sowie der Ent-
wicklung und Etablierung von Prozessen

REFERENT:IN IT-VERFAH-
REN UND DIGITALISIE-
RUNG (W/M/D) Auf jeden Fall:

– Abgeschlossenes wissenschaftliches Hochschulstudium, idealerweise 
im Bereich Wirtschaftsinformatik, -ingenieurwesen oder Informatik

 – Mehrjährige Berufserfahrung in vergleichbarer Position, insbesonde-
re in der Vorbereitung und Mitwirkung von Vergabeprozessen in 
den Bereichen IT, IT-Service- und Lieferanten-management, Client-
Relations- und Supply-Chain-Management in Unternehmen und/oder 
im öffentlichen Dienst

 – Sehr gute Kenntnisse im Bereich aktueller Informations- und Kommu-
nikationstechnologien inklusive Office IT und Cloud-Services

 – Praktische Kenntnisse über IT-Lieferungen und -Dienstleistungen, 
Wartungsverträge, Hardware, Betriebssysteme und Middleware

 – Selbstständigkeit und Eigeninitiative
 – Analytische Fähigkeiten
 – Problem- und Konfliktlösungsfähigkeit
 – Kundenorientierung
 – Detailorientierung und Sorgfältigkeit
 – Hohes Engagement
 – Fähigkeit zu kooperativem Arbeiten im Team
 – Gute Kenntnisse der deutschen Sprache in Wort und Schrift
 – Gute Kenntnisse der englischen Sprache
 Im besten Fall:
 – Erste Berufserfahrung im Bereich IT im öffentlichen Sektor oder 

Kultur-, Forschungs- oder Wissenschaftsbereich
 – Kenntnisse des Datenschutzrechts
 – Erfahrung im Aufbau von Organisationen/Bereichen sowie in der 

Entwicklung und Etablierung von Prozessen

Nach Durchführung einer Vorauswahl, in der alle Bewerberinnen und 
Bewerber die formale Eignung aufwiesen, folgte ein zweistufiger Aus-
wahlprozess bestehend aus einem virtuellen sowie aus einem persön-
lichen Vorstellungsgespräch.
Die Durchführung der Auswahlgespräche oblag einer je Stelle gebilde-
ten Auswahlkommission, die sich in den virtuellen Gesprächen aus 
Fachexpertinnen und -experten der PD als Personaldienstleister zusam-
mensetzte. In den persönlichen Vorstellungsgesprächen bestand die Aus-
wahlkommission neben den Fachexpertinnen und -experten der PD auch 
aus Mitgliedern des Leitungsteams des Zukunftszentrums.
Die Ergebnisse der Auswahlkommission wurden anschließend je Stelle 
in einer Ergebnismatrix festgehalten. Die Erfüllung der Auswahlkriteri-
en war Gegenstand der Entscheidung der Geschäftsleitung.
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5. Abgeordneter
Thomas Seitz
(fraktionslos)

Beziehen die Bundesregierung oder ihr nachge-
ordnete Dienststellen Produkte oder Leistungen 
jeglicher Art durch das US-amerikanische Medi-
enunternehmen Politico („https://politico.com“) 
oder deren europäischen Ableger Politico bzw. 
Politico Europe („https://politico.eu“), wie insbe-
sondere den Premium-Dienst „Politico Pro“ oder 
den „Playbook-Newsletter“, und wie hoch waren 
die Ausgaben hierfür in den Jahren 2018 bis 2024 
(bitte jährlichen Gesamtbetrag aufschlüsseln nach 
Ausgaben für US-Version bzw. europäischer Ver-
sion und jeweiligem bezogenen Produkt; https://re
itschuster.de/post/medien-und-staatsgeld-ein-entla
rvendes-eigentor/)?

Antwort des Staatssekretärs Steffen Hebestreit 
vom 18. Februar 2025

Ja. In der Bundesregierung oder ihren nachgeordneten Dienststellen 
wurden in den Jahren 2018 bis 2024 die kostenpflichtigen Dienste „Poli-
tico Pro“ von Politico Europe, „Politico Pro“ von Politico (US) sowie 
die Wochenzeitschrift „Politico“ von Politico Europe bezogen.
Für diese kostenpflichtigen Produkte sind folgende Ausgaben angefal-
len:
Für „Politico Pro“ von Politico Europe insgesamt 541.324,25 Euro, da-
von 16.642,15 Euro im Jahr 2018, 31.455,15 Euro im Jahr 2019, 
40.319,86 Euro im Jahr 2020, 185.450,41 Euro im Jahr 2021, 
65.953,63 Euro im Jahr 2022, 72.502,65 Euro im Jahr 2023 und 
129.000,40 Euro im Jahr 2024.
Für „Politico Pro“ von Politico (US) insgesamt 43.825,97 Euro, davon 
19.391,80 Euro im Jahr 2022 und 24.434,17 Euro im Jahr 2024.
Für die Wochenzeitschrift „Politico“ von Politico Europe insgesamt 
2.603,35 Euro, davon 436,51 Euro im Jahr 2018, 644,37 Euro im Jahr 
2019, 649,44 Euro im Jahr 2020, 212,93 Euro im Jahr 2021, 
212,93 Euro im Jahr 2022, 212,93 Euro im Jahr 2023 und 234,24 Euro 
im Jahr 2024.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Klimaschutz

6. Abgeordnete
Sevim Dağdelen
(Gruppe BSW)

In Höhe welchen Gesamtwertes hat die Bundes-
regierung seit Beantwortung der Schriftlichen 
Frage 1/512 aus dem Januar 2025 (Stichtag: 
3. Februar 2025) bis zum aktuellen Stichtag der 
Beantwortung dieser Frage insgesamt Einzelge-
nehmigungen für den Export von Rüstungsgütern 
für Israel erteilt (bitte neben dem Gesamtwert 
auch die jeweiligen Werte für Kriegswaffen und 
sonstige Rüstungsgüter; sofern eine endgültige 
Auswertung für den Zeitraum noch nicht erfolgt 
ist, bitte die vorläufigen Zahlen angeben), und für 
welche Rüstungsgüter wurden Einzelausfuhrge-
nehmigungen in diesem Zeitraum nach Israel er-
teilt (bitte getrennt für Kriegswaffen und Sonstige 
Rüstungsgüter unter Angabe der KWL-Nummer 
[KWL = Kriegswaffenliste] bzw. AL-Position 
[AL = Ausfuhrliste], Güterbeschreibung, der je-
weiligen Stückzahl und dem jeweiligen Genehmi-
gungswert auflisten)?

Antwort des Staatssekretärs Bernhard Kluttig 
vom 19. Februar 2025

Für den erfragten Zeitraum wurden Einzelausfuhrgenehmigungen für die 
endgültige Ausfuhr von Rüstungsgütern nach Israel im Gesamtwert von 
1.000 Euro erteilt (Stand: 13. Februar 2025). Hiervon entfällt der gesam-
te Wert auf sonstige Rüstungsgüter der Ausfuhrlistenposition A0022.
Da AL-Positionen unterschiedliche Güter und Güterteile enthalten, ist 
eine Angabe von Stückzahlen für eine AL-Position nicht angezeigt.
Bei den Angaben für das Jahr 2025 handelt es sich um vorläufige Zah-
len, die sich durch Berichtigungen und Fehlerkorrekturen noch ändern 
können.

7. Abgeordnete
Anja Karliczek
(CDU/CSU)

Welche konkreten Projekte hat die Bundesregie-
rung im Jahr 2024 im Rahmen der Exportinitiati-
ve Umwelttechnologie des Bundesministeriums 
für Wirtschaft und Klimaschutz in den Bereichen 
Klimaschutz, Kreislaufwirtschaft, Wasserversor-
gung, Abwasserbehandlung, Erneuerbare Ener-
gien, Luftreinhaltung und Wasserstoff gefördert 
(bitte die neun am höchsten geförderten Projekte 
nach Land, Projekt und Höhe der Fördermittel 
auflisten)?
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Antwort des Staatssekretärs Udo Philipp 
vom 19. Februar 2025

Mit der Exportinitiative Umwelttechnologien unterstützt das BMWK 
deutsche kleine und mittelständische Unternehmen (KMU) bei der Er-
schließung neuer Märkte im Ausland, mit dem Ziel, deutsche Umwelt-
technologien weltweit stärker zu verbreiten und KMU neue Exportchan-
cen zu eröffnen. Die Exportinitiative Umwelttechnologien engagiert sich 
hierbei nur in den von Ihnen genannten Sektoren Kreislaufwirtschaft, 
Wasserversorgung, Abwasserbehandlung, Luftreinhaltung (und Lärm-
schutz) und zudem noch im Sektor nachhaltige Mobilität.
Zu den Angeboten der Exportinitiative gehören Markterkundungs- bzw. 
Geschäftsanbahnungsreisen sowie Leistungsschauen deutscher Unter-
nehmen ins Ausland, Informationsreisen ausländischer Multiplikatoren 
und Einkäufer nach Deutschland sowie Informationsveranstaltungen zu 
den verschiedenen Zielmärkten und Themenschwerpunkten in Deutsch-
land. Sie ist Teil des Markterschließungsprogramms (MEP).
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Im Rahmen des MEP und damit auch der Exportinitiative werden nur 
die Durchführer (vgl. Tabelle letzte Spalte) der Projekte bezahlt, die sich 
in einem Vergabeverfahren bewerben können und nach vergaberechtli-
chen Kriterien beauftragt werden. Diesen Durchführern obliegen dann 
die Programmplanung und die Akquise der teilnehmenden deutschen 
KMU. Die KMU hingegen tragen alle ihre Kosten selbst. Es handelt sich 
bei den Ausgaben der Exportinitiative damit nicht um die Vergabe von 
Fördermitteln, sondern um Einkauf von Dienstleistungen. Die neun kos-
tenintensivsten Projekte lauten wie folgt:

GA Korea 94.902,50 €
LS Indien 86.959,25 €
GA Äthiopien, 82.913,25 €
GA Malaysia 81.812,50 €
GA Australien 80.910,25 €
GA USA 68.425,00 €
GA Indonesien 66.230,26 €
GA Oman 64.319,50 €
IR Indonesien 59.381,00 €

Projektförderung im Bereich Umweltschutztechnologien leistet das Bun-
desumweltministerium im Rahmen der „Exportinitiative Umweltschutz“ 
(EXI, www.exportinitiative-umweltschutz.de). Die EXI richtet sich an 
KMU u. a. mit investiven Vorhaben im Bereich Umweltschutz.

8. Abgeordneter
Dr. Malte 
Kaufmann
(AfD)

Aus welchen Gründen wurden 2023 fünf Aus-
fuhranträge für Güter mit doppeltem Verwen-
dungszweck nach Taiwan abgelehnt, die aus der 
Jahresstatistik 2023 des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Klimaschutz über genehmigte und 
abgelehnte Ausfuhranträge für Güter mit doppel-
tem Verwendungszweck hervorgehen, und um 
welche Güter handelte es sich jeweils (Ausschuss-
drucksache 20(9)435, S. 7)?

Antwort des Staatssekretärs Bernhard Kluttig 
vom 20. Februar 2025

Die Frage unterliegt dem Kernbereich der exekutiven Eigenverantwor-
tung. Die Bundesregierung äußert sich entsprechend der Rechtsprechung 
des BVerfG vom 21. Oktober 2014 – 2 BvE 5/11 – in ständiger Praxis 
nicht zu den Gründen abgelehnter Genehmigungen.

9. Abgeordneter
Dr. Malte 
Kaufmann
(AfD)

Aus welchem Grund wurde 2023 ein Ausfuhran-
trag für Güter mit doppeltem Verwendungszweck 
nach Israel abgelehnt, wie aus der Jahresstatistik 
2023 des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Klimaschutz über genehmigte und abgelehnte 
Ausfuhranträge für Güter mit doppeltem Verwen-
dungszweck hervorgeht, und um welche Güter 
handelte es sich (Ausschussdrucksache 20(9)435, 
S. 7)?
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Antwort des Staatssekretärs Bernhard Kluttig 
vom 19. Februar 2025

Die Frage unterliegt dem Kernbereich der exekutiven Eigenverantwor-
tung. Die Bundesregierung äußert sich entsprechend des Urteils des 
BVerfG vom 21. Oktober 2014 – 2 BvE 5/11 – in ständiger Praxis nicht 
zu Ablehnungsgründen für beantragte Exportgenehmigungen.

10. Abgeordneter
Karsten Klein
(FDP)

Ist die Bundesregierung der einhelligen Auffas-
sung, dass das von den Übertragungsnetzbetrei-
bern jährlich im Herbst vorgelegte Gutachten über 
den EEG-Finanzierungsbedarf, um die Veröffent-
lichung einer aktualisierten Prognose im anschlie-
ßenden Frühjahr ergänzt werden sollte, mit dem 
Ziel, dadurch über belastbarere Zahlen für die 
Aufstellung des Bundeshaushalts zu verfügen, 
und wie begründet die Regierung ihre Position 
bzw. Positionen hierzu (vgl. www.netztransparen
z.de/de-de/%C3%9Cber-uns/Aktuelles/Details/15
058/eeg-finanzierungsbedarf-fuer-das-jahr-2025)?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Philipp Nimmermann 
vom 20. Februar 2025

Die Übertragungsnetzbetreiber prognostizieren den EEG-Finanzierungs-
bedarf für das jeweils kommende Jahr auf Basis des maßgeblichen und 
umfassenden Gutachtens, das im Herbst des Vorjahres vorgelegt wird. 
Das entspricht der gesetzlichen Vorgabe des § 4 des Energiefinanzie-
rungsgesetzes. Diese Prognose und das entsprechende Gutachten, die 
früher Grundlage der EEG-Umlage waren, werden in der finalen Haus-
haltsanmeldung berücksichtigt. Da der Haushalt für ein laufendes Jahr in 
der Regel im Frühjahr eines Jahres bereits verabschiedet ist (Grundsatz 
der Vorherigkeit, Artikel 110 Absatz 2 GG), sieht die Bundesregierung 
keinen Bedarf für eine Aktualisierung des Gutachtens.

11. Abgeordneter
Christian Leye
(Gruppe BSW)

Gab es im Zusammenhang der möglichen Verstei-
gerung von Nord Stream 2 Kontakte von Vertre-
tern der Bundesregierung inklusive nachgeordne-
ter Behörden mit potenziellen Investoren (falls ja, 
bitte mit Angabe der letzten neun Kontakte, auf-
geschlüsselt nach Teilnehmern und Datum), und 
gab es im Vorfeld der Entscheidung zur Vertagung 
der Entscheidung über einen Konkurs der Nord 
Stream 2 AG bis zum 9. Mai 2025 durch ein 
schweizerisches Kantonsgericht Kontakte zwi-
schen der Bundesregierung und schweizerischen 
Behörden (siehe www.handelsblatt.com/politik/de
utschland/energieversorgung-nord-stream-2-koen
nte-ein-ueberraschendes-comeback-vor-sich-habe
n/100105460.html)?
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Philipp Nimmermann 
vom 18. Februar 2025

Seitens Vertretern der Bundesregierung inklusive nachgeordneter Behör-
den wurden im Zusammenhang mit einer möglichen Versteigerung von 
Nord Stream 2 keine Gespräche mit potenziellen Investoren geführt.
Im Kontext der Entscheidung des Kantonsgerichts Zug. die Frist zur de-
finitiven Nachlassstundung bis zum 9. Mai zu verlängern, gab es im 
Vorfeld keine Kontakte zwischen der Bundesregierung und schweize-
rischen Behörden.

12. Abgeordneter
Victor Perli
(Gruppe Die Linke)

Wie viele Wasser-, Strom-, Gas- und Fernwärme-
anschlüsse in privaten Haushalten wurden nach 
Kenntnis der Bundesregierung in Deutschland je-
weils in den gesamten Jahren 2021, 2022, 2023 
und 2024 gesperrt (sofern Daten für eines der 
Jahre noch nicht vollständig vorliegen, bitte bis 
zum letzten verfügbaren Zeitpunkt nennen)?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Philipp Nimmermann 
vom 17. Februar 2025

Bundesweite Zahlen zu Versorgungsunterbrechungen wegen Nichtzah-
lung der Strom- oder Gasrechnung werden in dem jährlichen Monito-
ringbericht von Bundesnetzagentur und Bundeskartellamt veröffentlicht. 
In Deutschland wurden von den Netzbetreibern in den Jahren 2021, 
2022 und 2023 folgende Strom- und Gassperren durchgeführt:

Jahr Stromsperren Gassperren
2021 234.926 26.905
2022 208.506 22.987
2023 204.441 28.059

Die Bundesregierung verfügt derzeit über keine entsprechenden Zahlen 
für das Berichtsjahr 2024, da die Datenerhebung für das Monitoring der 
Bundesnetzagentur noch aussteht.
Eine Erfassung solcher Versorgungsunterbrechungen erfolgt mit Blick 
auf die Fernwärme nach Kenntnis des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Klimaschutz (BMWK) nicht. Nach den dem BMWK vorlie-
genden Informationen und den hierzu eingeholten Auskünften der Ver-
bände (Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft – BDEW, 
Verband kommunaler Unternehmen e. V. – VKU) finden Sperrungen im 
Fernwärmebereich wegen Zahlungsverzugs- oder -ausfalls allenfalls 
sehr vereinzelt statt Dies hat seine Ursache darin, dass in Vermietungs-
fällen typischerweise der Vermieter Kunde des Fernwärmeversorgungs-
unternehmens ist und mit diesem, nicht jedoch direkt mit dem Endver-
braucher der Wärme (dem Mieter) abgerechnet wird. Ein eine Sperrung 
rechtfertigender Zahlungsausfall des Vermieters kommt in der Praxis 
kaum vor. Sollte dies doch einmal der Fall sein, haben die betroffenen 
Mieter grundsätzlich das Recht, die Versorgungsunterbrechung durch 
unmittelbare Zahlungen an den Versorger abzuwenden, so dass es auch 
hier nicht zu einer Sperrung kommen muss.
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Weiterhin liegen dem BMWK keine Informationen zu Versorgungssper-
ren im Bereich der Wasserversorgung vor.

13. Abgeordneter
Dr. Dirk Spaniel
(fraktionslos)

Welche durchschnittlichen CO2-Einsparungen 
und Veränderungen im Energieverbrauch pro 
Quadratmeter haben nach Kenntnis der Bundes-
regierung die durchschnittlichen Zuschüsse des 
Bundesamts für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 
pro Euro der ausgezahlten Gesamtfördersumme in 
den Jahren 2005, 2010, 2015 und 2019 bis 2023 
einschließlich erzielt?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Philipp Nimmermann 
vom 20. Februar 2025

Anbei erhalten Sie eine Übersicht der in den jeweiligen Jahren erreich-
ten CO2- und Energie-Einsparungen durch die jeweiligen Förderpro-
gramme im Gebäudebereich, die durch das Bundesamt für Wirtschaft 
und Ausfuhrkontrolle (BAFA) administriert wurden. Dies sind die För-
derprogramme des Marktanreizprogramm (MAP), die BEG-Einzelmaß-
nahmen sowie die Energieberatungsprogramme (EBW, VOB). Uns lie-
gen nicht zu allen Förderprogrammen und über die vollständige Zeitrei-
he alle Daten vor. Die Quelle der angegebenen Daten sind die jeweiligen 
Evaluationen zu den Förderjahren der entsprechenden Programme.

2005
Die im Betrachtungszeitraum 1. Januar 2005 bis 31. Dezember 2005 er-
richteten und durch das BAFA geförderten Anlagen vermeiden jährlich 
1,2 Millionen Tonnen CO2.
Die im Jahr 2005 durchgeführten Energiesparberatungen in Wohngebäu-
den vor Ort im Rahmen des Vor-Ort-Beratung (VOB) haben 28.000 Ton-
nen CO2 eingespart.

2010
Durch 2010 im Rahmen des MAP errichtete Energieerzeugungs-An-
lagen konnten 390.000 Tonnen CO2-Emissionen pro Jahr vermieden 
werden.
Die im Jahr 2010 durchgeführten Energiesparberatungen in Wohngebäu-
den vor Ort im Rahmen des Vor-Ort-Beratung (VOB) haben 25.000 Ton-
nen CO2 eingespart.

2015
Aufgrund der im Jahr 2015 vom BAFA im Rahmen des MAP geförder-
ten Anlagen konnten 159.000 Tonnen CO2-Äquivalent eingespart wer-
den.
Aufgrund der im Jahr 2015 geförderten Energieberatungen in der EBW 
konnten 11.000 Tonnen CO2-Äquivalente eingespart werden. Die durch 
die Energieberatung induzierte CO2-Einsparungen in den Folgejahren 
sind Gegenstand einer aktuell laufenden Evaluation.
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2019
Aufgrund der im Jahr 2019 vom BAFA im Rahmen des MAP geförder-
ten Anlagen konnten 206.000 Tonnen CO2 eingespart werden.

2020
Aufgrund der im Jahr 2020 vom BAFA im Rahmen des MAP geförder-
ten Anlagen konnten 273.000 Tonnen CO2 eingespart werden.

2021
Aufgrund der im Jahr 2020 vom BAFA im Rahmen des MAP geförder-
ten Anlagen konnten 328.000 Tonnen CO2 eingespart werden.
Mit den geförderten Maßnahmen im Rahmen der Bundesförderung für 
effiziente Gebäude (BEG) des Förderjahrgangs 2021 werden pro Jahr 
durchschnittlich rund 3,7 Terawattstunden Endenergie oder Primärener-
gie eingespart. Dies führt zur jährlichen Reduktion der Treibhausgas-
emissionen (THG-Emissionen) um etwa 1,7 Millionen Tonnen CO2-
Äquivalent Mit rund 78 Prozent entfällt der größte Teil der THG-Einspa-
rungen auf die Sanierung mit Einzelmaßnahmen (BEG EM, BAFA), 
dies entspricht rd. 1,35 Millionen Tonnen CO2-Äquivalent.

2022
Mit den geförderten Maßnahmen im Rahmen der BEG des Förderjahr-
gangs 2022 werden pro Jahr durchschnittlich rund 16 Terawatt Endener-
gie oder Primärenergie eingespart. Dies führt zur jährlichen Reduktion 
der Treibhausgasemissionen (THG-Emissionen) um etwa 6,5 Millionen 
Tonnen CO2-Äquivalent. Mit rund 88 Prozent entfällt der größte Teil der 
THG-Einsparungen auf die Sanierung mit Einzelmaßnahmen (BEG EM, 
BAFA, das entspricht etwa 5,7 Millionen Tonnen CO2-Äquivalent.

2023
Die Evaluation für das Förderjahr 2023 ist zum aktuellen Zeitpunkt noch 
nicht veröffentlicht. Die Veröffentlichung ist für Frühjahr 2025 auf ener-
giewechsel.de geplant.

14. Abgeordneter
Dr. Dirk Spaniel
(fraktionslos)

Wie verhält sich die Höhe des Fördermitteleinsatz 
gegenüber der Verbesserung der Energieeffizienz-
klassen gemäß Energieausweis mit Blick auf die 
Wirkung der Fördermittel und die Analyse der Ef-
fizienz der aktuellen Dämmgesetze, differenziert 
nach Einfamilienhaus und Mehrfamilienhaus so-
wie nach Einfamilienhaus-Standard, soweit der 
Bundesregierung dazu Erkenntnisse vorliegen?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Philipp Nimmermann 
vom 20. Februar 2025

Die Frage wird so verstanden, dass sie sich auf die Bundesförderung für 
effiziente Gebäude (BEG) bezieht. Diese unterstützt Investitionen in 
Maßnahmen zur energetischen Gebäudesanierung (systemische Sanie-
rung zum Effizienzhaus, Sanierung mit Einzelmaßnahmen sowie bis 

Drucksache 20/15008 – 16 – Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode

Vorabfassung - w
ird durch die lektorierte Version ersetzt.

Vorabfassung - w
ird durch die lektorierte Version ersetzt.



Frühjahr 2023 auch Neubau), mit denen immer ein höheres Effizienzni-
veau umgesetzt wird, als vom Ordnungsrecht (GEG) gefordert.
Die Fördereffizienz – das Verhältnis von aufgewendeten Fördermitteln 
zur hiermit erzielten jährlichen Reduktion von insbesondere THG-Emis-
sionen – wird im Rahmen der jährlichen Programmevaluation ermittelt. 
Eine Betrachtung im Vergleich zum GEG oder nach Gebäudegröße er-
folgt hierbei nicht.
Derzeit liegen Informationen zur BEG, Fördereffizienzen, für die Jahre 
2022 und 2021 vor und können den unter folgenden Links veröffentlich-
ten Evaluationsberichten entnommen werden:
www.energiewechsel.de/KAENEF/Redaktion/DE/PDF-Anlagen/BEG/b
eg-evaluation-2022-kurzfassung.html.
www.energiewechsel.de/KAENEF/Redaktion/DE/PDF-Anlagen/BEG/b
eg-evaluation-2021-kurzfassung.html.
Die BEG-Evaluation für das Förderjahr 2023 wird voraussichtlich im 
Frühjahr 2025 veröffentlicht.

15. Abgeordneter
Alexander Ulrich
(Gruppe BSW)

Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über 
die geplante Batteriezellfertigung in Kaiserlautern 
(Automotive Cell Company – ACC), und wie 
hoch sind die bisher gemachten Förderzusagen 
des Bundes (bitte hierbei auch angeben, wieviel 
bereits ausgezahlt wurde)?

Antwort des Staatssekretärs Udo Philipp 
vom 19. Februar 2025

Ende Mai 2024 wurde das Bundesministerium für Wirtschaft und Kli-
maschutz (BMWK) von Automotive Cell Company (ACC) informiert, 
dass eine Anpassung der Batteriestrategie erforderlich sei und Aktivitä-
ten zum Aufbau einer Batteriezellfertigung in Kaiserlautern derzeit pau-
sieren würden. Das BMWK steht seitdem im engen Austausch mit dem 
Land Rheinland-Pfalz, dem Unternehmen ACC und dessen Sharehol-
dern, um die Investition am Standort in Kaiserlautern zu unterstützen.
• Im Jahr 2021 hat ACC einen Zuwendungsbescheid in Höhe von bis 

zu 437 Mio. Euro im Rahmen des Important Project of Common 
European Interest (IPCEI) erhalten. Die Bundesregierung ist nach 
sorgfältiger Abwägung des parlamentarischen Informationsanspruchs 
des Deutschen Bundestages mit dem durch Artikel 12 Absatz 1 des 
Grundgesetzes (GG) geschützten Recht des betroffenen Unterneh-
mens auf Wahrung seiner Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse der 
Auffassung, dass eine Beantwortung der Frage hinsichtlich der be-
reits ausbezahlten Fördermittel in offener Form nicht erfolgen kann. 
Die Bundesregierung hat die erfragten Informationen daher als Ver-
schlusssache „VS-VERTRAULICH“ eingestuft und der Geheim-
schutzstelle des Deutschen Bundestages übermittelt. Sie können dort 
eingesehen werden.

• Mitte Mai 2024 hat ACC einen Zuwendungsbescheid in Höhe von bis 
zu 149 Mio. Euro auf förderrechtlicher Grundlage des Temporary 
Crisis and Transition Frameworks (TCTF) erhalten. Zum Zeitpunkt 
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der Bescheidausreichung hatte ACC einen Baubeginn im Sommer 
2024 angekündigt. Bislang wurden davon keine Mittel abgerufen.

Die Fördermittel werden nach Projektfortschritt ausgezahlt, entspre-
chend definierter Meilensteine und Projektziele. Bei Nichteinhaltung 
oder Zielverfehlung kann die Förderzusage widerrufen und eine Förde-
rung gestoppt oder sogar rückwirkend zurückgefordert werden.

16. Abgeordneter
Dr. Harald Weyel
(AfD)

Welche Unternehmen sind von Anweisungen der 
Bundesregierung betroffen, im Rahmen des Ter-
minalnutzungsvertrages die Anlandung von LNG 
(Flüssigerdgas) mit Herkunft in der Russischen 
Föderation zu verweigern im Sinne der Antwort 
der Bundesregierung auf meine Schriftliche Frage 
12/086 vom 12. Dezember 2024 (bitte die bis zu 
14 am häufigsten betroffenen Unternehmen und 
die Anzahl an ergangenen Anweisungen auffüh-
ren)?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Philipp Nimmermann 
vom 17. Februar 2025

Zur Anzahl der Anweisungen verweisen wir auf die Beantwortung Ihrer 
Schriftlichen Frage 2/105. Zu betroffenen Unternehmen kann die Bun-
desregierung keine Aussage erteilen, da die Bundesregierung keine di-
rekten Verträge mit Unternehmen zur Anlieferung von Flüssigerdgas 
(LNG) abschließt Diese Verträge mit den Terminalkunden schließt der 
jeweilige Betreiber des Terminals, für die bundeseigenen Terminals also 
die Deutsche Energy Terminal GmbH (DET) und für das privat betriebe-
ne Terminal in Mukran die Deutsche ReGas GmbH.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der 
Finanzen

17. Abgeordneter
Fabian Griewel
(FDP)

Wie hoch schätzt die Bundesregierung den Ge-
samterfüllungsaufwand für die Land- und Forst-
wirtschaft durch die von der EU-Kommission ge-
forderte Absenkung der Umsatzsteuerpauschali-
sierung in dieser Legislaturperiode von 10,7 Pro-
zent im Jahr 2020 auf 7,8 Prozent im Jahr 2025, 
und hat die Bundesregierung die betroffene Land- 
und Forstwirtschaft in selber Höhe des Erfül-
lungsaufwands im Sinne one-in-one-out entlastet, 
und wenn ja, wie, und wenn nein, warum nicht?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sarah Ryglewski 
vom 17. Februar 2025

Der Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft beträgt für das Jahr 2021 
170.000 Euro. Ab dem Jahr 2022 liegt der Erfüllungsaufwand für die 
Wirtschaft bei 189.000 Euro jährlich. Für diese Legislaturperiode (ab 
2021) liegt der Gesamterfüllungsaufwand demnach bei 737.000 Euro.
Da es sich bei der Anpassung des Durchschnittssatzes i. S. d. § 24 Ab-
satz 1 Nummer 3 und Satz 3 des Umsatzsteuergesetzes um die Umset-
zung von unionsrechtlichen Vorgaben handelt, findet die „One in, 
one out“-Regelung keine Anwendung.

18. Abgeordnete
Katja Hessel
(FDP)

Wie verhält sich nach Kenntnis der Bundesregie-
rung die Anzahl von 500-Euro-Banknoten, die 
seit der letztmaligen Herausgabe der Scheine am 
26. April 2019 jeweils jährlich an die Deutsche 
Bundesbank zurückgegeben wurden, zu der An-
zahl von 500-Euro-Banknoten, die sich in 
Deutschland zum 31. Dezember 2024 bzw. zum 
heutigen Stichtag noch im Umlauf befinden (bitte 
tabellarisch darstellen), und was waren im Jahr 
2024, gemessen am finanziellen Volumen, die 
höchsten Einzelrückgaben (bitte tabellarisch dar-
stellen)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sarah Ryglewski 
vom 18. Februar 2025

Nach Angaben der Deutschen Bundesbank haben sich die Anzahl der 
seit dem 26. April 2019 jährlich zurückgegebenen 500-Euro-Banknoten 
sowie deren Anteil am Banknotenumlauf der 500-Euro-Banknote zum 
Stichtag 31. Januar 2025 wie folgt entwickelt:

Einzahlungen von 500-Euro-Banknoten 
bei der Deutschen Bundesbank

(Stückzahl in Mio.)

Anteil am Bank-
notenumlauf der 

500-Euro-Banknote 
zum 31. Januar 2025 

(gerundet)
27. April 2019 bis 
31. Dezember 2019 28,18 14 %
2020 20,64 10 %
2021 15,61  8 %
2022 52,51 27 %
2023 16,67  8 %
2024 13,59  7 %

Hinweis: Zum 31. Januar 2025 betrug laut Deutscher Bundesbank der 
Umlauf der emittierten 500-Euro-Banknoten 197,98 Millionen Stück. 
Schätzungen zum Inlands- bzw. Auslandsumlauf liegen nicht vor.
Zu Ihrer Frage nach den höchsten Einzelrückgaben liegen der Bundes-
regierung keine Kenntnisse vor.
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19. Abgeordnete
Katja Hessel
(FDP)

Welche Mengen an Betäubungsmitteln (Heroin, 
Opium, Kokain, Amphetamine, Metamphetamine 
(Crystal), Haschisch, Marihuana und sonstige Be-
täubungsmittel) wurden nach Kenntnis der Bun-
desregierung mit welchem geschätzten Wert in 
Euro durch Einsatzkräfte des Zolls, die im Bun-
desland Bayern eingesetzt sind, im Jahr 2024 si-
chergestellt, und was waren die jeweils größten 
Einzelmengen, die sichergestellt werden konnten 
und mit denen der Zoll meiner Ansicht nach einen 
wertvollen Beitrag zum Schutz unserer Gesell-
schaft geleistet hat (bitte tabellarisch darstellen)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sarah Ryglewski 
vom 19. Februar 2025

Eine statistische Aufschlüsselung von Sicherstellungsmengen der Zoll-
fahndungsämter auf einzelne Bundesländer wird auf Grund deren bun-
desweiter Zuständigkeit nicht vorgenommen. Repräsentative vollständi-
ge statistische Daten aufgeschlüsselt auf das Bundesland Bayern können 
daher nicht zur Verfügung gestellt werden.
Eine Aufschlüsselung der Sicherstellungsmengen nur der Kontrollein-
heiten des Zolls regional auf die für Bayern zuständigen/in Bayern täti-
gen Hauptzollämter ist theoretisch möglich, bildet aber ohne die 
(Groß)Sicherstellungen der Zollfahndungsämter aus den Ermittlungsver-
fahren nur eine ungenaue Teilmenge ab und wäre demnach weder voll-
ständig noch repräsentativ.

20. Abgeordneter
Leif-Erik Holm
(AfD)

Wurde der Verein „München ist bunt“ seit 2020 
durch Bundesprogramme, Bundesministerien oder 
Bundesbehörden mit öffentlichen Mitteln geför-
dert, und wenn ja, in welcher Höhe (bitte unter 
Angabe der jeweilen Fördersummen, der fördern-
den Stelle und aufgeschlüsselt nach Jahren)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sarah Ryglewski 
vom 14. Februar 2025

Nach dem Ergebnis einer innerhalb der vorgegebenen Frist durchgeführ-
ten Ressortabfrage wurde der Verein „München ist bunt“ seit 2020 durch 
Bundesprogramme, Bundesministerien oder Bundesbehörden mit öffent-
lichen Mitteln nicht gefördert.

21. Abgeordneter
Christian Leye
(Gruppe BSW)

Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung 
das Volumen (in Euro) der Cum-cum-Fälle in den 
Bundesländern (bitte nach Fällen in Bearbeitung 
und abgeschlossenen Fällen mit Bestandskraft 
aufschlüsseln), und wie hoch ist nach Kenntnis 
der Bundesregierung das Volumen (in Euro) der 
abgeschlossenen Cum-cum-Fälle mit Bestands-
kraft beim Bundeszentralamt für Steuern?

Drucksache 20/15008 – 20 – Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode

Vorabfassung - w
ird durch die lektorierte Version ersetzt.

Vorabfassung - w
ird durch die lektorierte Version ersetzt.



Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sarah Ryglewski 
vom 17. Februar 2025

Auf Grundlage der letzten Abfrage zu den aufgegriffenen Cum/Cum-
Verdachtsfällen zum 31. Dezember 2023 bei den Obersten Finanzbehör-
den der Länder und beim Bundeszentralamt für Steuern befinden sich 
insgesamt 240 Cum/Cum-Verdachtsfälle mit einem Volumen an geprüf-
ten Anrechnungs- bzw. Erstattungssummen in Höhe von ca. 6,7 Mrd. 
Euro in Bearbeitung. Bei insgesamt 76 weiteren Fällen wurden bislang 
die Steuerverfahren rechtskräftig abgeschlossen und Kapitalertragsteuer 
in Höhe von ca. 205 Mio. Euro zurückgefordert bzw. nicht auf die Steu-
erschuld angerechnet.
Von den o. g. Fällen befinden sich beim Bundeszentralamt für Steuern 
6 Verdachtsfälle mit einem Volumen von 46,5 Mio. Euro in Bearbeitung. 
Die Verfahren sind noch nicht bestandskräftig.
Die zuständigen Behörden in Bund und Länder arbeiten weiterhin mit 
hohem Engagement an der Aufklärung der Sachverhalte.

22. Abgeordneter
Dr. Thorsten Lieb
(FDP)

Warum ist es nach Auffassung der Bundesregie-
rung nicht möglich, die Gegenfinanzierung der 
überplanmäßigen Ausgabe bei Kapitel 6002 Titel 
687 03 „Ertüchtigung von Partnerstaaten im Be-
reich Sicherheit, Verteidigung und Stabilisierung“ 
für weitere Ukraine-Unterstützungsmaßnahmen in 
Höhe von 3 Mrd. Euro mit Hilfe eines Deckungs-
kontos im Einzelplan 60 gegenzufinanzieren, 
auch vor dem Hintergrund von Minderausgaben 
in Höhe von 14,3 Mrd. Euro im Einzelplan 60 im 
Jahr 2024 laut Ausschussdrucksache 20(8)7428, 
so wie es bei der überplanmäßigen Ausgabe auf 
Drucksache 20(8)7441 für die Integrationskurse 
im Einzelplan 6 erfolgt, und wo liegt der Unter-
schied zwischen den beiden überplanmäßigen 
Ausgaben?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sarah Ryglewski 
vom 18. Februar 2025

Artikel 112 des Grundgesetzes (GG) verleiht dem Bundesministerium 
der Finanzen (BMF) im Rahmen des Haushaltsvollzugs verfassungs-
rechtlich die Befugnis, unter bestimmten Voraussetzungen anstelle des 
Haushaltsgesetzgebers Ermächtigungen zur Leistung von Ausgaben zu 
erteilen, die im Haushaltsplan nicht oder nicht in der erforderlichen 
Höhe veranschlagt sind. Dem folgend sollen während des Haushaltsvoll-
zugs solche Ausgaben durch Einsparungen bei anderen Ausgaben in 
demselben Einzelplan ausgeglichen werden (§ 37 Absatz 3 der Bundes-
haushaltsordnung).
Auch während einer vorläufigen Haushaltsführung gemäß Artikel 111 
GG sind Einwilligungen in über- oder außerplanmäßige Ausgaben in 
entsprechender Anwendung von Artikel 112 GG möglich. Diese sind im 
Rahmen der folgenden Haushaltsaufstellung im Haushaltsplan sowohl 
beim betroffenen Haushaltstitel als auch hinsichtlich der Ausgeglichen-
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heit des Haushalts in Einnahmen und Ausgaben zu berücksichtigen. Sie 
werden aufgrund des rückwirkenden Inkrafttretens des Haushaltsgeset-
zes zu planmäßigen Ausgaben. Insofern wird damit der künftige Haus-
haltsgesetzgeber gebunden.
Die Frage der Einsparung einer überplanmäßigen Ausgabe stellt sich 
grundsätzlich immer erst dann, wenn dem BMF ein Antrag vorliegt, der 
nach Prüfung des Bedarfs und der Voraussetzungen einer Notbewilli-
gung positiv beschieden werden soll. Dem BMF liegt aktuell kein ent-
sprechender Antrag vor.

23. Abgeordneter
Dr. Hermann-Josef 
Tebroke
(CDU/CSU)

Weshalb hat die Bundesregierung die von ihr er-
stellte Evaluation der Tonnagebesteuerung nur an 
den Haushaltsausschuss des Deutschen Bundes-
tages (siehe Bundestagsdrucksache 20/14872) 
übersandt, anstatt sie zu veröffentlichen, und wes-
halb enthält die Evaluation keinen Nachweis zur 
Wirksamkeit der Steuervergünstigung, wie bereits 
2024, vor der Erstellung der Evaluation, vom 
Bundesrechnungshof gefordert (siehe Schreiben 
des Bundesrechnungshofs an den Finanzaus-
schuss vom 17. Januar 2025)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sarah Ryglewski 
vom 21. Februar 2025

Die Evaluation wurde von dem Haushaltsausschuss des Deutschen Bun-
destages angefordert. Eine Beratung des Haushaltsausschusses zu der 
Evaluierung ist bislang nicht erfolgt. Erst nach erfolgter Beratung kann 
über eine Veröffentlichung entschieden werden.
Aus der Gesamtheit des Berichts ergeben sich auch Ausführungen zu der 
Wirksamkeit der Steuervergünstigung. Weiterer Ausführungen bedarf es 
hierzu nicht.

24. Abgeordneter
Dr. Hermann-Josef 
Tebroke
(CDU/CSU)

Setzt sich die Bundesregierung auch weiterhin für 
eine europaweite Luftverkehrsabgabe (vgl. Koali-
tionsvertrag „Mehr Fortschritt wagen“ zwischen 
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP, 
S. 42) ein, und wenn ja, in welcher Form hat sie 
das seit dem Einbringen in die Ratsarbeitsgruppe 
(RAG) „Steuerfragen (Indirekte Besteuerung)“ 
am 29. Februar 2024 getan (vgl. Antwort der 
Bundesregierung auf meine Schriftliche Frage 20 
auf Bundestagsdrucksache 20/12558)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sarah Ryglewski 
vom 21. Februar 2025

Die Bundesregierung setzt sich weiterhin für die Einführung einer har-
monisierten Luftverkehrs-abgabe auf europäischer Ebene, wie sie in 
Deutschland erhoben wird, ein. Zuletzt wurde das Thema von Bundesfi-
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nanzminister Dr. Jörg Kukies im ECOFIN am 10. Dezember 2024 ange-
sprochen.

25. Abgeordneter
Christoph de Vries
(CDU/CSU)

In welcher Höhe sind Organisationen, die aktuell 
laut Medienbericht (s. u.) an den „Demonstratio-
nen gegen Rechts“, welche sich auch gegen die 
CDU und deren Kanzlerkandidaten richten, betei-
ligt sind, wie das „Schorndorfer Bündnis gegen 
Rassismus und Rechtsextremismus“, das „Waib-
linger Bündnis für Demokratie“, die „Zukunfts-
werkstatt Rückenwind“, „Omas gegen Rechts“, 
„HateAid“, die AWO, BUND und der NABU, seit 
Jahresbeginn 2022 jeweils aus Mitteln des Bundes 
gefördert worden (bitte nach Jahren und den ge-
nannten Organisationen aufgliedern; vgl. www.w
elt.de/politik/deutschland/plus255383550/Finanzi
erung-Demos-gegen-rechts-Der-Staat-darf-nicht-
mit-Steuergeldern-auf-die-oeffentliche-Meinungs
bildung-einwirken.html?source=puerto-reco-2_A
BC-V44.0.B_maximize_engagement)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sarah Ryglewski 
vom 19. Februar 2025

Einleitend ist darauf hinzuweisen, dass die in dem Artikel benannten 
Organisationen laut ihrer Satzung generell einen förderungswürdigen 
und gemeinwohlorientierten Hautzweck verfolgten. So setzen sich bei-
spielsweise der Naturschutzbund Deutschland e-V. sowie der Bund für 
Umwelt und Naturschutz Deutschland e. V. für die Belange des Umwelt- 
und Naturschutzes oder die Arbeiterwohlfahrt e. V. für die Wohlfahrts-
pflege ein. Gleichfalls ist zu berücksichtigen, dass die innerhalb der vor-
gegebenen Frist als Ergebnis einer Ressortabfrage gemeldeten Förder-
summen laut nachfolgender Tabelle, jeweils sämtliche Gliederungen 
(Bundes-, Landes- und Regionalverbände sowie Stiftungen und gemein-
nützige Einrichtungen) im Verantwortungsbereich der jeweils aufgeführ-
ten Organisationen in einer Gesamtsumme aufführen. Die Tabelle stellt 
somit die Gesamtfördermittel, aufgeteilt nach den im Presseartikel ge-
nannten Organisationen und nach den abgefragten Jahren, dar. Für das 
Jahr 2025 liegen die Fördermittel in Ermangelung eines finalen Haus-
halts noch nicht vor. Die Bundesregierung weist ausdrücklich darauf hin, 
dass die Fördermittel in der Regel aus Förderprogrammen zweckgebun-
den für bestimmte Projekte gewährt wurden. Eine über den Förderzweck 
hinausgehende Verwendung der Mittel wäre ein Verstoß gegen das Zu-
wendungsrecht. Deshalb ist davon auszugehen, dass die aufgeführten 
Fördermittel in keinerlei Bezug zu den „Demonstrationen gegen Rechts“ 
und insoweit die ausgewiesenen Fördermittel nicht mit der in der Frage 
und dem Artikel suggerierten Zusammenhang stehen.
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Übersicht Fördermittel
Organisation 2022 2023 2024
BUND  3.833.184,30 €  4.863.061,62 €  5.201.814,77 €
NABU 15.099.261,31 € 17.279.250,58 € 16.027.717,60 €
AWO 44.313.988,05 € 53.144.967,88 € 56.080.086,74 €
Omas gegen Rechts      7.331,32 €      1.604,82 €     11.716,40 €
Naturfreunde Stuttgart – € – €      6.700,00 €
Schorndorfer Bündnis gegen 
Rassismus und Rechtsextremismus – €        505,54 € – €
Zukunftswerkstatt Rückenwind e. V.     45.766,90 €      8.489,39 € – €
HateAid gGmbH  1.025.302,44 €  1.194.405,07 €  1.277.966,53 €
Jugend im Bund für Umwelt und 
NaturschutzDeutschland e. V – € – €    157.788,04 €

26. Abgeordnete
Sandra Weeser
(FDP)

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit hinsichtlich struktu-
reller Hindernisse, die die Antragstellung, Bewil-
ligung oder Auszahlung von Mitteln des Fluthilfe-
fonds, der im Zuge der Ahrtalkatastrophe im Jahr 
2021 vom Bund eingerichtet worden ist, verzö-
gern oder verhindern?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sarah Ryglewski 
vom 20. Februar 2025

Die Umsetzung der Aufbauhilfen erfolgt in den Ländern auf Basis einer 
Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und Ländern und den darin 
enthaltenen Programmeckpunkten.
Die Wiederaufbaumaßnahmen in den Ländern zur Hilfe und Unterstüt-
zung der Geschädigten werden allein über die betroffenen Länder abge-
wickelt. Dies umfasst insbesondere die Antragsverfahren, die Bewilli-
gungen und die Auszahlung der Hilfen an die Geschädigten.

27. Abgeordnete
Janine Wissler
(Gruppe Die Linke)

Wie viele Fälle von Schwarzarbeit hat der Zoll bei 
Unternehmen, die in der Vermittlung und der Er-
bringung von Personenbeförderungsleistungen 
durch „Mietwagen mit Fahrer*innen“ tätig sind, 
aufgedeckt (bitte zum einen in absoluten Zahlen 
und zum anderen im Verhältnis zur Anzahl der bei 
derartigen Unternehmen ohne Beanstandung er-
folgten Prüfungen sowie im Verhältnis zur Ge-
samtzahl der Unternehmen in diesem Geschäfts-
feld jeweils für die letzten acht Jahre angeben, für 
die Daten verfügbar sind)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sarah Ryglewski 
vom 20. Februar 2025

Spezifische Zahlen zu Schwarzarbeit bei Unternehmen, die in der Ver-
mittlung und Erbringung von Personenbeförderungsleistungen durch 
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Mietwagen mit Fahrerinnen und Fahrern tätig sind, liegen der Bundes-
regierung nicht vor. In der Arbeitsstatistik der Finanzkontrolle Schwarz-
arbeit der Zollverwaltung werden entsprechende Fälle nicht gesondert 
erfasst.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 
und für Heimat

28. Abgeordneter
Steffen Bilger
(CDU/CSU)

Haben sich Beauftragte der Bundesregierung ana-
log der Beauftragten der Bundesregierung für 
Tierschutz, Ariane Kari, an Abgeordnete des 
Deutschen Bundestages mit programmatischen 
Empfehlungen für die bevorstehende 21. Wahl-
periode gewandt (vgl. Antwort der Bundesregie-
rung auf meine Schriftliche Frage 1/467 vom 
31. Januar 2025), und wenn ja, wie viele, und 
welche genau (bitte, sofern notwendig, auf die 28 
jüngsten Empfehlungen beschränken)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johann Saathoff 
vom 18. Februar 2025

Wie bei vergleichbaren parlamentarischen Fragen werden hier die Daten 
für die Beauftragten der Bundesregierung, Bundesbeauftragten sowie 
die Koordinatorinnen und Koordinatoren der Bundesregierung (im Wei-
teren Beauftragte) erhoben, die in der Liste nach § 21 Absatz 3 der Ge-
meinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien geführt werden 
(veröffentlicht auf der Webseite des Bundesministeriums des Innern und 
für Heimat: www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlic
hungen/themen/ministerium/liste-beauftragte-bundesregierung.html).
Alle Staatsorgane sind gehalten, ihre Öffentlichkeitsarbeit auf sachbezo-
gene Darstellungen und Themenbereiche zu beschränken, sich nicht in 
amtlicher Funktion mit politischen Parteien oder Wahlbewerbern zu 
identifizieren und sie nicht unter Einsatz staatlicher Mittel zu unterstüt-
zen. Nach Kenntnis der Bundesregierung werden diese Grundsätze 
durch die Beauftragten der Bundesregierung, Bundesbeauftragten sowie 
die Koordinatorinnen und Koordinatoren der Bundesregierung beachtet.
Es wird auf die Antwort der Bundesregierung zur Schriftlichen 
Frage 100 des Abgeordneten Steffen Bilger auf Bundestagsdrucksache 
20/14894 verwiesen.

29. Abgeordneter
Dr. Reinhard 
Brandl
(CDU/CSU)

In welcher Höhe waren im Bundeshaushalt 2024 
Mittel für die Informationstechnik der jeweiligen 
Bundesministerien vorgesehen (bitte für jedes 
Bundesministerium angeben)?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Rita Schwarzelühr-Sutter 
vom 21. Februar 2025

Die Summen ergeben sich aus der nachfolgenden Übersicht:
AA
Epl. Haushaltstitel Ansatz 2024 (T €) Anmerkungen
05 511 .1    44.938
05 518 .1     1.450
05 525 .1       520
05 532 .1   258.163
05 812 .2    67.943
Gesamtsumme:   373.014

BMI
Epl. Haushaltstitel Ansatz 2024 (T €) Anmerkungen
06 511 .1     1.381 anteilig
06 518 .1       161 anteilig
06 532 .1     9.532
06 812 .2    11.592
Gesamtsumme:    22.666

BMAS
Epl. Haushaltstitel Ansatz 2024 (T €) Anmerkungen
11 532 .1     6.200
11 812 .2     6.025
Gesamtsumme:    12.225

BMBF
Epl. Haushaltstitel Ansatz 2024 (T €) Anmerkungen
30 511 .1     1.549
30 532 .1     2.841
30 812 .2     9.129
Gesamtsumme    13.519

BMDV
Epl. Haushaltstitel Ansatz 2024 (T €) Anmerkungen
12 511 .1     1.677 anteilig
12 532 .1     4.765
12 812 .2     5.718
Gesamtsumme    12.160

BMEL
Epl. Haushaltstitel Ansatz 2024 (T €) Anmerkungen
10 511 .1     1.710
10 518 .1      16,2
10 525 .1       225
10 532 .1     3.997
10 812 .2     2.392
Gesamtsumme:     8.340,2
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BMF
Epl. Haushaltstitel Ansatz 2024 (T €) Anmerkungen
08 511 .1     8.031 anteilig
08 518 .1       800 anteilig
08 532 .1    66.345
08 812 .2     8.061
Gesamtsumme:    83.237

BMFSFJ
Epl. Haushaltstitel Ansatz 2024 (T €) Anmerkungen
17 511 .1     4.339
17 532 .1     6.856
17 812 .2     5.521
Gesamtsumme:    16.716

BMG
Epl. Haushaltstitel Ansatz 2024 (T €) Anmerkungen
15 532 .1     3.120
15 812 .2     3.796
Gesamtsumme:     6.916

BMJ
Epl. Haushaltstitel Ansatz 2024 (T €) Anmerkungen
07 511 .1     2.243
07 518 .1     1.000
07 532 .1     6.311
07 812 .2       910
Gesamtsumme:    10.464

BMUV
Epl. Haushaltstitel Ansatz 2024 (T €) Anmerkungen
16 532 .1      4.478
16 812 .2      3.025
Gesamtsumme:      7.503

BMVg (Ausgaben für administrative Informationstechnik werden im Epl. 14 nicht dienststellenspezifisch 
veranschlagt. Die genannten Ansätze betreffen daher Informationstechnik im gesamten Geschäftsbereich des 
BMVg inklusive der Bundeswehr.)
Epl. Haushaltstitel Ansatz 2024 (T €) Anmerkungen
14 532 01 1.939.913
14 511 55   107.600
14 518 55       220
14 525 55    21.300
14 532 55   567.500
14 812 55    63.880
Gesamtsumme: 2.700.413

BMWK
Epl. Haushaltstitel Ansatz 2024 (T €) Anmerkungen
09 532 .1    21.715
09 812 .2     9.306
Gesamtsumme:    31.021
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BMWSB
Epl. Haushaltstitel Ansatz 2024 (T €) Anmerkungen
25 511 .1     3.632
25 518 .1       313 IT-Ausgaben
25 532 .1    12.038
25 812 .2     5.836
Gesamtsumme:    21.819

BMZ
Epl. Haushaltstitel Ansatz 2024 (T €) Anmerkungen
23 532 .1    16.240
23 812 .2     6.000
Gesamtsumme:    22.240

30. Abgeordnete
Anke Domscheit-
Berg
(Gruppe Die Linke)

Warum hat die Bundesregierung die fehlende 
Rechtsgrundlage nicht geschaffen, die laut aktu-
ellen Rechercheberichten des NDR als behörden-
seitiger Grund für das mangelhafte Löschen pädo-
krimineller Inhalte durch Ermittlungsbehörden im 
Darknet angegeben wurde (https://story.ndr.de/mi
ssbrauch-ohne-ende/index.html) und schon im 
Jahr 2022 in ihrer Antwort zu Frage 16 der Klei-
nen Anfrage der Fraktion DIE LINKE. auf Bun-
destagsdrucksache 20/1128 die Begründung für 
das Nicht-Löschen pädokrimineller Inhalte unab-
hängig vom Ort ihrer Speicherung durch das Bun-
deskriminalamt war, und teilt die Bundesregie-
rung meine Einschätzung, dass das Aufwand-Nut-
zen-Verhältnis der durch das Rechercheteam des 
NDR in einem Selbstversuch über mehrere Mona-
te durch Meldung der Downlodlinks an die Clou-
danbieter erreichten Löschung und signifikanten 
Reduzierung pädokrimineller Inhalte auf Plattfor-
men im Darknet gut genug ist, um zeitnah alle 
Voraussetzungen (finanzielle, rechtliche, organi-
satorische) zu schaffen, damit Ermittlungsbehör-
den diese Aufgabe selbst ausführen, um dauerhaft 
eine mindestens vergleichbare Reduzierung pädo-
krimineller Inhalte zu erreichen und damit den 
Zugang zu strafbaren Inhalten sowie die psychi-
sche Belastung für Opfer, deren Bilder ansonsten 
in großer Zahl weiter immer neuen Straftätern 
verfügbar gemacht werden, erheblich zu reduzie-
ren, und wenn ja, wird die Bundesregierung diese 
Voraussetzungen schaffen, und wenn nicht, was 
spricht aus Sicht der Bundesregierung gegen die-
ses Vorgehen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johann Saathoff 
vom 21. Februar 2025

Wie in der Antwort der Bundesregierung zu Frage 16 der Kleinen An-
frage der Fraktion DIE LINKE. auf Bundestagsdrucksache 20/1128 be-
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richtet, enthält das Bundeskriminalamtgesetz keine Rechtsgrundlage zur 
Anordnung einer Löschung von rechtswidrigen Inhalten im Internet.
Für eine Anregung der Löschung pädokrimineller Inhalte bei den Provi-
dern bedarf es keiner gesonderten Befugnisnorm, so dass dies seitens 
des Bundes und der Länderdienststellen bereits durchgeführt wird.
Sofern ein Provider im Inland einer solchen Löschanregung nicht nach-
kommen sollte, könnte die Landespolizeidienststelle auch eine Lösch-
verfügung nach Gefahrenabwehrrecht erlassen.
Für den Bereich der Aufgabenwahrnehmung des Bundeskriminalamtes 
(BKA) im Deliktsbereich der Sexualdelikte zum Nachteil von Kindern 
und Jugendlichen kann hierzu mitgeteilt werden, dass regelmäßig 
Löschungen kinder- sowie jugendpornografischer Inhalte angeregt wer-
den, die über Verlinkungen im Darknet erreichbar waren.
So wurden im Jahr 2022 ca. 600.000 festgestellte Verlinkungen (URLs) 
auf kinderpornografische Inhalte bei über 100 File-/Image-Hostern zur 
Löschung angeregt.
Im Jahr 2023 wurden ca. eine Million festgestellte Verlinkungen (URLs) 
auf kinderpornografische Inhalte bei knapp 800 File-/Image-Hostern zur 
Löschung angeregt.
Somit wirkt das BKA aktiv an einer Verfügbarkeitsreduzierung kinder- 
und jugendpornografischer Inhalte im Internet mit.

31. Abgeordnete
Anke Domscheit-
Berg
(Gruppe Die Linke)

Welche Maßnahmen zur Erhöhung der Sicherheit 
und Integrität des Prozesses zur Erfassung und 
Weiterleitung von Wahlergebnissen unternahm 
die Bundesregierung, seitdem erstmals 2017 vom 
Chaos Computer Club und zuletzt im Dezember 
2024 von CCC-Mitgliedern beim 38. Chaos Com-
munication Congress Sicherheitsmängel der für 
das Schnellmelden von Wahlergebnissen verwen-
deten Software „Elect“ öffentlich gemacht wur-
den (www.golem.de/news/bundestagswahlen-wah
lsoftware-immer-noch-unsicher-2412-19200
4 .html) und warum setzt die Bundesregierung 
nicht auf eine Open Source Lösung, die idealer-
weise auf der OpenCode Plattform des Zentrums 
für Digitale Souveränität der Öffentlichen Verwal-
tung (ZenDiS) veröffentlicht ist, also einen siche-
ren Ursprung hat, um gerade bei einem der wich-
tigsten demokratischen Prozesse eine unabhängi-
ge Prüfung und maximale Transparenz zu ge-
währleisten, wie sie dem Prinzip der 
„Öffentlichkeit der Wahl“ angemessen wäre?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johann Saathoff 
vom 19. Februar 2025

Die Gesamtverantwortung für die ordnungsgemäße Durchführung der 
Bundestagswahl liegt bei der Bundeswahlleiterin. Bei der Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben ist sie als Wahlorgan unabhängig und nicht an Weisun-
gen gebunden. Zwischen dem Bundesamt für Sicherheit in der Informa-
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tionstechnik (BSI) und Bundeswahlleiterin finden (wie auch bei voran-
gegangenen Wahlen, z. B. der Europawahl 2024) regelmäßig Abstim-
mungen statt. Dabei prüft das BSI in Zusammenarbeit mit der Bundes-
wahlleiterin den Kernwahlprozess der Bundestagswahl auf mögliche 
Schwachstellen. Der Kernwahlprozess selbst, das sogenannten Wahlab-
wicklungssystems, ist nicht über das Internet erreichbar. Für alle anderen 
notwendigen Informationen und Verfahren im Zusammenhang mit der 
Bundestagswahl, die auf Bundesebene über das Internet erreichbar sein 
müssen, hat das BSI bereits Webchecks durchgeführt.
Darüber hinaus hat das BSI einen Prozess entwickelt, der eine Zusam-
menarbeit für den Fall von IT-Sicherheitsvorfällen zwischen den Com-
puter Emergency Response Teams (CERTs) von Bund und Ländern 
sicherstellt. Für die Wahlbehörden in den Ländern wurde ein Webinar-
Programm im Dezember 2024/Januar 2025 durchgeführt. Hierbei wurde 
der Schwerpunkt auf die Informationen zu den Meldewegen selbst, die 
Umsetzung des BSI IT-Grundschutzprofil Schnellmeldung in den Län-
dern mit den entsprechenden Meldewegen, sowie der Sensibilisierung 
der Zielgruppe gelegt.
Die auf Bundesebene für die Bundestagswahl eingesetzte Software wur-
de vom externen Dienstleister „Votegroup GmbH“ für die Bundeswahl-
leiterin entwickelt. Die Bundeswahlleiterin geht sensibel mit den ihr vor-
liegenden Informationen um. Die Herausgabe sicherheitsrelevanter In-
formationen und Hintergründe muss daher jeweils einzelfallbasiert ent-
schieden werden. Als besonders schützenswert eingestufte 
Informationen werden grundsätzlich nicht herausgegeben. Die Bundes-
wahlleiterin wird auch zukünftig faktenbasiert prüfen, wie angesichts 
der hohen, auch sicherheitskritischen Relevanz mit dem Quellcode der 
auf Bundesebene eingesetzten Software für bundesweite Wahlen umzu-
gehen ist. Die Sitzverteilungsberechnung lässt sich im Internetangebot 
der Bundeswahlleiterin nachvollziehen. Die Sitzberechnung der Bundes-
tagswahl 2025 wird nach Vorliegen des vorläufigen und endgültigen Er-
gebnisses zur Nachvollziehung der Berechnung veröffentlicht, siehe hier 
vergleichsweise die Berechnung zur BTW2021: www.bundeswahlleiteri
n.de/dam/jcr/bf33c285-ee92-455a-a9c3-8d4e3a1ee4b4/btw21_sitzberec
hnung.pdf.

32. Abgeordneter
Thomas Erndl
(CDU/CSU)

Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über 
das Vorgehen, welches mir in verschiedenen Ein-
zelfällen berichtet wurde, ob aserbaidschanische 
Staatsbürger mit dem Ziel der medizinischen Be-
handlung im Rahmen des Asylbewerberleistungs-
gesetzes nach Deutschland einreisen, z. B. durch 
eine vorherige medizinische Diagnose in Aser-
baidschan und das anschließende Stellen eines 
Asylantrags, und gibt es Hinweise darauf, dass 
dies mit Unterstützung oder unter Mitwirkung 
aserbaidschanischer Behörden geschieht, z. B. 
durch Übersetzung und Beglaubig von Attesten 
und Arztbriefen?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahmut Özdemir 
vom 21. Februar 2025

Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung liegen der Bundesregierung 
nicht vor.

33. Abgeordneter
Thomas Erndl
(CDU/CSU)

Hat die Bundesregierung Erkenntnisse darüber, ob 
die Zahl der aserbaidschanischen Staatsbürger, die 
in Deutschland medizinische Behandlungen über 
das Asylbewerberleistungsgesetz in Anspruch 
nehmen, im Verhältnis zur Anzahl der insgesamt 
gestellten Asylanträge besonders hoch ist, und 
gibt es hierzu Vergleiche mit anderen Herkunfts-
ländern?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahmut Özdemir 
vom 21. Februar 2025

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse im Sinne der Fragestel-
lung vor. In der amtlichen Statistik der Asylbewerberleistungen liegen 
medizinische Leistungen nicht differenziert nach Staatsangehörigkeit 
vor.

34. Abgeordneter
Philipp Hartewig
(FDP)

Wie viele im Ausland lebende Deutsche haben 
einen Antrag auf Eintragung in das Wählerver-
zeichnis für die Wahl zum 21. Deutschen Bundes-
tag am 23. Februar 2025 gestellt, und wie viel 
Prozent der im Ausland lebenden deutschen wahl-
berechtigten Personen sind dies nach Kenntnis der 
Bundesregierung?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahmut Özdemir 
vom 21. Februar 2025

Nach aktuellem Stand (17. Februar 2025) wurde die Bundeswahlleiterin 
seitens der Gemeindebehörden über 210.297 Eintragungen von Aus-
landsdeutschen in ein Wählerverzeichnis unterrichtet. Diese Zahl ist 
noch nicht endgültig und kann sich bis zum Wahltag noch erhöhen, da 
die Unterrichtung nachgelagert erfolgt. Auch können weiterhin noch 
Anträge bewilligt werden, wenn nachgewiesen wird, dass die Antrags-
frist ohne Verschulden versäumt wurde (§ 25 Absatz 2 Ziffer 1 der Bun-
deswahlordnung). Die endgültige Gesamt-zahl wird daher erst nach der 
Wahl bekannt sein, wenn die Unterrichtungen abgeschlossen sind.
Mangels Meldepflicht ist der Bundesregierung die Anzahl sogenannter 
Auslandsdeutscher nicht bekannt. Eine prozentuale Angabe, wie viele 
der im Ausland lebenden deutschen wahlberechtigten Personen einen 
Antrag ge-stellt haben, ist der Bundesregierung daher nicht möglich.
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35. Abgeordneter
Philipp Hartewig
(FDP)

Hat die Bundesregierung im Hinblick auf die 
Kurzfristigkeit der Wahl zum 21. Deutschen Bun-
destag Änderungen der Bundeswahlordnung zur 
Erleichterung der Ausübung des Wahlrechts durch 
im Ausland lebende Deutsche erwogen, und wenn 
ja, welche bzw. warum wurden sie nicht umge-
setzt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahmut Özdemir 
vom 21. Februar 2025

Gemäß § 52 Absatz 3 des Bundeswahlgesetzes ist das Bundesministe-
rium des Innern und für Heimat (BMI) im Falle einer Auflösung des 
Bundestages ermächtigt, Regelungen im Bundeswahlgesetz und der 
Bundeswahlordnung durch Rechtsverordnung zu verändern. Die Verord-
nungsermächtigung beschränkt sich allerdings auf die Abkürzung von 
Fristen und Terminen des Bundeswahlgesetzes und der Bundeswahlord-
nung.
Bereits im Vorfeld der Auflösung des Bundestages hat das BMI in der 
Bundeswahlordnung die Möglichkeit geschaffen, dass nunmehr Anträge 
auf Eintragung in das Wählerverzeichnis gemäß § 16 Absatz 2 Num-
mer 2, § 18 Absatz 4 der Bundeswahlordnung i. V. m. § 12 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 1 des Bundeswahlgesetzes per E-Mail oder Telefax ge-
stellt werden können und der Postweg insoweit entbehrlich wird.
Darüber hinaus ist zur Bundestagswahl 2025 den Gemeinden stets die 
Mitnutzung des amtlichen Kurierweges für den Versand der Wahlunter-
lagen ins Ausland und den Wahlberechtigten, dort, wo der Postweg nach 
Einschätzung der zuständigen Auslandsvertretung unzuverlässig ist, für 
die Rücksendung gestattet. Es werden Sonderkuriere so eingesetzt, dass 
zum je nach Kurierlaufzeit letztmöglichen sicheren Zeitpunkt noch 
Wahlunterlagen an der Auslandsvertretung aufgenommen und an die 
Kurierstelle im Auswärtigen Amt (AA) übermittelt werden können. Die 
Kurierstelle des AA stellt mit verlängerten Arbeitszeiten sicher, dass 
auch alle am Freitag, 21. Februar 2025 eingegangenen Wahlbriefe noch 
in die Post gehen. Auch am Samstag, 22. Februar 2025 werden noch von 
den Auslandsvertretungen eingehende Wahlbriefe mit Sonderkurieren 
von der Kurierstelle zur Großannahmestelle in Berlin gebracht sowie in 
die Post gegeben. Diese hat eine Sonderlogistik eingerichtet.

36. Abgeordneter
Torsten Herbst
(FDP)

Welche Migrationsabkommen haben Deutschland 
und die Europäische Union seit 2015 geschlossen, 
und wie entwickelten sich die Zahl der Rückfüh-
rungen in den fünf Jahren davor und danach?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahmut Özdemir 
vom 17. Februar 2025

Die Bundesregierung hat umfassende bilaterale Migrations- und Mobili-
tätspartnerschaftsabkommen mit Indien (Unterzeichnung am 5. Dezem-
ber 2022, Inkrafttreten 7. März. 2023), Kenia (Unterzeichnung am 
13. September 2024, Inkrafttreten 18. Oktober 2024) und Usbekistan 
(Unterzeichnung am 15. September 2024) und eine Migrationsvereinba-
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rung mit Georgien (Unterzeichnung und Inkrafttreten am 19. Dezember 
2023) geschlossen. Mit Georgien besteht bereits seit 2011 ein EU-Rück-
übernahmeabkommen.
Die Europäische Union Unterzeichnete am 8. Januar 2020 mit Belarus 
ein Rückübernahmeabkommen.
Im Übrigen wurden in dem genannten Zeitraum keine weiteren rechts-
verbindlichen Migrationsabkommen seitens Deutschlands oder der 
Europäischen Union geschlossen.
Die Daten der Polizeilichen Eingangsstatistik der Bundespolizei (PES) 
zu vollzogenen Rückführungen (Ab- und Zurückschiebungen) nach 
Indien, Kenia, Georgien und Belarus sind den nachfolgenden Übersich-
ten zu entnehmen. Für den Monat Januar 2025 liegen noch keine Daten 
vor. Die statistischen Daten der PES können sich aufgrund von Nacher-
fassungen oder notwendigen Maßnahmen zur Qualitätssicherung gering-
fügig ändern.

Indien 2024 2023 2022 2021 2020 2019 2018
167 52 52 20 27 176 212

Kenia 2024 2023 2022 2021 2020 2019
5 3 15 4 3 6

Georgien 2024 2023 2022 2021 2020 2019 2018
1.869 1.452 913 1.116 928 1.177 1.085

Belarus 2024 2023 2022 2021 2020 2019 2018 2017 2016 2015
2 1 6 13 21 49 37 18 14 15

37. Abgeordneter
Martin Hess
(AfD)

Wie viele Überlastungsanzeigen wurden von Mit-
arbeitern des Bundesamtes für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) gegenüber der Behördenlei-
tung nach Kenntnis der Bundesregierung jeweils 
in den Jahren 2022 bis 2024 gestellt (bitte nach 
Quartalen aufschlüsseln)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Rita Schwarzelühr-Sutter 
vom 14. Februar 2025

Die Anzahl der Überlastungsanzeigen sämtlicher rund 9.000 Mitarbei-
tenden (Stand zum 31. Dezember 2024) des BAMF ergibt sich aus fol-
gender Übersicht und liegen pro Quartal im unteren Promillebereich:
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Zeitraum Überlastungsanzeige
1. Quartal 2022  7
2. Quartal 2022  2
3. Quartal 2022  4
4. Quartal 2022 10
1. Quartal 2023 13
2. Quartal 2023  7
3. Quartal 2023  6
4. Quartal 2023  9
1. Quartal 2024  4
2. Quartal 2024  7
3. Quartal 2024 11
4. Quartal 2024  4

38. Abgeordneter
Konstantin Kuhle
(FDP)

Wie viele Aufenthaltserlaubnisse in Deutschland 
zum Zweck der Forschung nach § 18d und zum 
Zweck des Studiums nach § 16b des Aufenthalts-
gesetzes (AufenthG) wurden Staatsangehörigen 
des Vereinigten Königreichs von Großbritannien 
und Nordirland seit dem 1. Januar 2021 erteilt 
(bitte nach Jahren aufschlüsseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahmut Özdemir 
vom 18. Februar 2025

Belastbare Daten im Sinne der Fragestellung liegen aktuell bis zum 
31. Oktober 2024 vor. Ausweislich des Ausländerzentralregisters (AZR) 
wurden im Zeitraum 1. Januar 2021 bis 31. Oktober 2024 insgesamt 
2.556 Aufenthaltserlaubnisse nach § 16b und § 18d des Aufenthaltsge-
setzes (AufenthG) an britische Staatsangehörige erteilt. Die weiteren 
Angaben können der folgenden Tabelle entnommen werden

Anzahl nach § 16b Abs. 1 
AufenthG (Studium)

nach § 18d Abs. 1 
AufenthG (Forscher)

Summe

2021   330  93   423
2022   635 174   809
2023   621 150   771
2024 (bis 31. Okt.)   435 118   553
Summe 2.021 535 2.556

39. Abgeordneter
Konstantin Kuhle
(FDP)

Wie viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Zentralen Stelle zur Erkennung ausländischer In-
formationsmanipulation (ZEAM) im Bundes-
ministerium des Innern und für Heimat (BMI) 
verfügen über russische bzw. chinesische Sprach-
kenntnisse (bitte nach Sprachen und Sprachniveau 
aufschlüsseln)?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Rita Schwarzelühr-Sutter 
vom 19. Februar 2025

In der Projektgruppe zum Aufbau der Zentralen Stelle zur ausländischen 
Informationsmanipulation (PG ZEAM) arbeiten Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter mit unterschiedlichen Expertisen vom Auswärtigen Amt, 
Bundeskanzleramt, Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, 
dem Bundesministerium des Innern und für Heimat und dem Bundes-
ministerium der Justiz, größtenteils auf Abordnungsbasis.
Die konkreten Sprachkenntnisse einzelner Mitarbeitenden der Bundes-
regierung können nur in besonderen Ausnahmefällen und unter Wahrung 
der allgemeinen Persönlichkeitsrechte der Betroffenen Gegenstand des 
parlamentarischen Fragerechts sein. Deswegen muss hier das parlamen-
tarischen Fragerecht hinter dem Persönlichkeitsrecht der Betroffenen zu-
rücktreten. Es sei zusätzlich darauf verwiesen, dass der Bundesregierung 
keine belastbaren Daten zu den Sprachkenntnissen im Sinne der Frage-
stellung vorliegen. Im Einzelfall vorliegende Daten beruhen auf Selbst-
einschätzungen und ohne konkrete Angaben zum Sprachniveau (Nive-
aus A1 bis C2) und sind daher nicht aussagekräftig.

40. Abgeordnete
Cornelia Möhring
(Gruppe Die Linke)

Wie viele Straßengrenzübergänge und andere 
grenzüberschreitende Landverbindungen der 
Grenze zwischen Deutschland und seiner auf dem 
Landweg angrenzenden Nachbarländer gibt es 
laut Kenntnis der Bundesregierung derzeit (bitte 
tabellarisch nach Straßentypen aufschlüsseln: 
Straßengrenzübergänge, nur dem Anliegerverkehr 
dienende Übergänge, land- und forstwirtschaft-
lichem Verkehr dienende Übergänge, Radwege, 
Fußwege), und wie lang sind laut Kenntnis der 
Bundesregierung sämtliche an die Nachbarländer 
grenzenden Wassergrenzen (bitte tabellarisch 
nach Gewässertypen aufschlüsseln: Ostsee, Nord-
see, Seen, Flüsse, Bäche, Kanäle)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Rita Schwarzelühr-Sutter 
vom 19. Februar 2025

Das Bundesministerium des Innern und für Heimat hat im Rahmen der 
derzeit vorübergehend wiedereingeführten Binnengrenzkontrollen zu 
den landseitigen Anrainerstaaten der Bundesrepublik Deutschland keine 
Grenzübergangsstellen im Sinne der Verordnung (EU) 2016/399 (Schen-
gener Grenzkodex) festgelegt. Grenzkontrollen sind an jeder Stelle im 
Rahmen der derzeit vorübergehend wiedereingeführten Binnengrenz-
kontrollen möglich. Umfang, Intensität, konkreter Ort und konkrete 
Dauer der jeweiligen Kontrollen sind u. a. abhängig von der Lageent-
wicklung und den verkehrsinfrastrukturellen Gegebenheiten vor Ort und 
können daher regional unterschiedlich ausgeprägt und dynamisch sein. 
Im Ergebnis ist daher eine Antwort über die Anzahl der Straßengrenz-
übergänge nicht möglich.
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Die Anzahl und Differenzierung der grenzüberschreitenden Straßen- und 
Wegeverbindungen sind der nachstehenden Auswertung des Bundes-
amtes für Kartographie und Geodäsie zu entnehmen. Eine weitere Diffe-
renzierung ist nicht möglich.

Anzahl Kategorie
   42 Autobahn
  114 Bundesstraße
  158 Landesstraße
   75 Kreisstraße
  321 Gemeindestraße
   15 nicht öffentliche Straße
    4 sonstige öffentliche Straße
1.923 Fahrweg
1.893 Weg, Pfad, Steig

Die Länge und Differenzierung der Wassergrenzen im Sinne der Frage-
stellung ist der nachstehenden Auswertung des Bundesamtes für Karto-
graphie und Geodäsie zu entnehmen. Eine weitere Differenzierung ist 
nicht möglich.

Bereich Länge in km
12-Seemeilenzone Nordsee 271
12-Seemeilenzone Ostsee 368
Dänemark Nordsee  52
Dänemark Ostsee  60
Niederlande Nordsee 94
Polen Ostsee  22
Polen Stettiner Haff  20
technische Linie Bodensee Österreich  13
technische Linie Bodensee Schweiz  33
Seen an der Grenze zur Republik 
Polen, Tschechischen Republik und den 
Niederlanden

  4

Umringlinie Tiefwasserreede  40
Gewässer 1.754,9

41. Abgeordneter
Tobias Matthias 
Peterka
(AfD)

Wie viele Disziplinarverfahren wurden seit dem 
1. April 2024 bis heute gegen Bundesbeamte in 
Bundesministerien eingeleitet, und wie viele Dis-
ziplinarverfügungen wurden seit dem 1. April 
2024 bis heute gegen Bundesbeamte in Bundes-
ministerien erlassen (bitte nach Bundesministe-
rien aufschlüsseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johann Saathoff 
vom 17. Februar 2025

Die abgefragten Daten wurden im Rahmen einer Ressortabfrage ermit-
telt. Im abgefragten Zeitraum vom 1. April 2024 bis zum 11. Februar 
2025 wurden insgesamt 15 Disziplinarverfahren gegen Bundesbeamtin-
nen und Bundesbeamte in Bundesministerien eingeleitet und insgesamt 
neun Disziplinarverfügungen erlassen.
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Im Einzelnen nach Ressorts aufgeschlüsselt:

Bundesministerium Anzahl der vom 
1. April 2024 

bis zum 11. Fe-
bruar 2025 einge-

leiteten Disziplinar-
verfahren

Anzahl der vom 
1. April 2024 

bis zum 11. Fe-
bruar 2025 erlas-
senen Disziplinar-

verfügungen
AA 4 5
BMAS 0 0
BMBF 0 0
BMDV 2 0
BMEL 1 0
BMF 1 2
BMFSFJ 0 0
BMI 0 1
BMG 2 1
BMJ 0 0
BMUV 0 0
BMVg 4 1
BMWK 0 0
BMWSB 0 0
BMZ 1 0

42. Abgeordneter
Stephan Protschka
(AfD)

Beabsichtigt die Bundesregierung die im be-
schlossenen Entschließungsantrag auf Bundes-
tagsdrucksache 20/14698 Maßnahmen für Grenz-
schutz und Abschiebung umzusetzen, und wenn 
ja, bis wann, beziehungsweise wenn nein, warum 
nicht?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahmut Özdemir 
vom 18. Februar 2025

Eine Umsetzung der in der Bundestagsdrucksache genannten Maßnah-
men könnte nur erfolgen, soweit sie mit höherrangigem Recht vereinbar 
wäre. Im Übrigen ist eine Umsetzung wegen des Ablaufs der Legislatur-
periode nicht möglich.

43. Abgeordneter
Dr. Volker Redder
(FDP)

Wie bewertet die Bundesregierung das Risiko des 
Eintretens einer einseitigen technologischen Ab-
hängigkeit (bzw. Lock-in-Effekte) der öffent-
lichen Verwaltung von Cloud-Produkten des Un-
ternehmens Microsoft in Bezug auf das erklärte 
Ziel zur Stärkung der digitalen Souveränität 
Deutschlands, und welche expliziten (politischen) 
Maßnahmen wurden getätigt, um dieses Ziel zu 
erreichen?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johann Saathoff 
vom 20. Februar 2025

Das Bundesministerium des Innern und für Heimat hat bereits im 
August 2019 eine strategische Marktanalyse zur Reduzierung von Ab-
hängigkeiten von einzelnen Software-Anbietern veröffentlicht (www.ci
o.bund.de/SharedDocs/downloads/Webs/CIO/DE/digitale-loesungen/ma
rktanalyse-reduzierung-abhaengigkeit-software-anbieter.pdf?__blob=pu
blicationFile&v=2), in der auch insbesondere die Abhängigkeit der Bun-
desverwaltung von Microsoft-Produkten untersucht worden ist. Seitdem 
wurden mit der Gründung des Zentrums für Digitale Souveränität 
(ZenDiS GmbH), der Entwicklung und Inbetriebnahme von openDesk 
(www.opendesk.eu) und openCode (www.opencode.de) sowie dem Auf-
bau der Deutschen Verwaltungscloud verschiedene Maßnahmen initiiert, 
welche zur Reduktion der identifizierten Abhängigkeiten und damit ein-
hergehend zur Stärkung der digitalen Souveränität der öffentlichen Ver-
waltung beitragen sollen.

44. Abgeordneter
Dr. Volker Redder
(FDP)

Wie lautet die aktuelle Position der Bundesregie-
rung in Bezug auf die Souveränitätskriterien in 
den Verhandlungen um ein europäisches Cybersi-
cherheitszertifizierungsschema für Cloud-Dienste, 
und wie positioniert sich die Bundesregierung zu 
der Forderung verschiedener Unternehmen in 
einem offenen Brief, die sich für die Kategorie 
„hoch+“ aussprechen (s. www.eunews.it/en/2024/
07/03/cybersecurity-european-defense-industry-w
ants-cloud-services-with-high-common-security-s
tandards/)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johann Saathoff 
vom 21. Februar 2025

Die Verhandlungen und Diskussionen zur Ausgestaltung des europä-
ischen Zertifizierungsschemas für Cloud-Dienste (EUCS) sind Gegen-
stand eines noch andauernden Verfahrens. Somit ist auch die Positionie-
rung entsprechend des sich in Beratung befindlichen Zertifizierungs-
schemas noch nicht abgeschlossen. Das entscheidende Komitologiever-
fahren zur Annahme des EUCS-Vorschlags steht überdies noch aus.

45. Abgeordnete
Martina Renner
(Gruppe Die Linke)

Haben die Bundesregierung oder ihr nachgeord-
nete Behörden Erkenntnisse über den Originaltitel 
sowie den Interpreten des Liedes, welches der 
Angreifer von Aschaffenburg kurz vor seiner Tat 
am 22. Januar 2025 im Park Schöntal auf seinem 
Handy über den Browser gesucht und mutmaßlich 
abgespielt hat, und wenn ja, welche?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Rita Schwarzelühr-Sutter 
vom 17. Februar 2025

Der Bundesregierung ist bekannt, dass der Tatverdächtige von 
Aschaffenburg kurz vor seiner Tat am 22. Januar 2025 Musik gehört hat.
Da die Fragestellung im Zusammenhang mit einem laufenden Ermitt-
lungsverfahren des Landes Bayern steht, äußert sich die Bundesregie-
rung hierzu darüber hinaus nicht.

46. Abgeordneter
René Springer
(AfD)

Wie viele Ukrainer hielten sich zum 1. Februar 
2025 in Deutschland auf, und wie viele Ukrainer 
sind seit dem 1. Juni 2024 nach Deutschland ein-
gereist (bitte jeweils wie folgt ausweisen: insge-
samt, weiblich, männlich, männlich im Alter 18 
bis 60 Jahre)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahmut Özdemir 
vom 21. Februar 2025

Angaben im Sinne der Fragestellung liegen nur zum Stichtag 31. Januar 
2025 vor. Zum genannten Stichtag hielten sich laut Ausländerzentralre-
gister (AZR) insgesamt 1.339.007 Personen mit ukrainischer Staatsange-
hörigkeit in Deutschland auf.
Die weitere Verteilung kann der nachfolgenden Tabelle entnommen wer-
den:

Aufhältige Personen 
mit ukrainischer Staatsange-

hörigkeit laut AZR zum Stich-
tag 31. Januar 2025

 Gesamt 1.339.007
davon:
weiblich   797.204
männlich   539.263
 davon im Alter von 18 
 bis 60 Jahre   294.057
divers        76
unbekannt     2.464

Zum Stichtag 31. Januar 2025 waren im AZR 147.443 Personen mit 
ukrainischer Staatsangehörigkeit erfasst, deren letzte Einreise seit dem 
1. Juni 2024 erfolgte. Es handelt sich dabei im Sinne der Fragstellung 
um die insgesamt im AZR erfassten Personen, unabhängig davon, ob Sie 
sich zum Stichtag noch in Deutschland aufhielten oder nicht.
Die weitere Verteilung kann der nachfolgenden Tabelle entnehmen.
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Im AZR zum Stichtag 
31. Januar 2025 erfasste 

Personen mit ukrainischer 
Staatsangehörigkeit, 

deren letzte Einreise seit dem 
1. Juni 2024 erfolgte

 Gesamt 147.443
davon:
weiblich  76.999
männlich  70.201
 davon im Alter von 18 
 bis 60 Jahre  41.579
divers       7
unbekannt     236

47. Abgeordneter
Christoph de Vries
(CDU/CSU)

Auf welcher gesetzlichen Grundlage beruht die 
derzeitige Praxis, kosovarische Staatsbürger mit 
albanischem Hintergrund in den amtlichen Regi-
stern der Bundesrepublik Deutschland mit der ser-
bischen Staatsangehörigkeit zu führen, und aus 
welchen Gründen wird dies so beibehalten?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahmut Özdemir 
vom 17. Februar 2025

Nach § 3 Absatz 1 Nummer 10 des Bundesmeldegesetzes sind im Mel-
deregister sämtliche (derzeitigen) Staatsangehörigkeiten der melde-
pflichtigen Person zu verzeichnen. Dasselbe gilt für die Speicherung im 
Ausländerzentralregister nach § 3 Absatz 1 Nummer 4 des Ausländer-
zentralregistergesetzes für ausländische Staatsangehörige, die nicht 
(auch) die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen und nach § 6 Absatz 1 
Nummer 2 Buchstabe h des Waffenregistergesetzes für das Nationale 
Waffenregister. In den Personenstandsregistern werden ausländische 
Staatsangehörigkeiten in einem Ehe- oder Geburtsregistereintrag nur 
dann eingetragen, wenn die die Ehe schließende Person oder der Eltern-
teil eines Kindes nicht auch die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt und 
die ausländische Staatsangehörigkeit zugleich nachgewiesen ist. Die 
Eintragung dazu erfolgt dann jedoch nicht im urkundlichen Teil des Ein-
trags, sondern lediglich im nicht beweiskräftigen Hinweisteil zum Ein-
trag (§ 15 Absatz 2 Nummer 2 und § 21 Absatz 3 Nummer 1 des Perso-
nenstandsgesetzes – PStG). Zu den zahlreichen weiteren Registern lässt 
sich in der Kürze der verfügbaren Zeit die Rechtslage nicht ermitteln.
Kosovarische Staatsangehörige haben in einer Reihe von Fällen zusätz-
lich eine serbische Staatsangehörigkeit durch Geburt im (vor der Unab-
hängigkeit serbischen) Kosovo oder durch Abstammung von Eltern mit 
(auch) serbischer Staatsangehörigkeit.
Das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) hat in seiner Entscheidung 
vom 8. Mai 1996 (1 B 68/95) festgestellt, dass jeder Staat selbst seine 
Staatsangehörigkeit regelt und darin völkerrechtlich im Wesentlichen 
nur durch das Verbot des Rechtsmissbrauchs beschränkt wird, d. h. wenn 
er seine Staatsangehörigkeit an sachfremde, mit ihm nicht in hinreichen-
der Weise verbundene Sachverhalte knüpft. Umfasst wird auch das 
Recht, die Anwendung seiner staatsangehörigkeitsrechtlichen Vorschrif-
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ten selbst zu bestimmen, so dass andere Staaten grundsätzlich verpflich-
tet sind, deren Auslegung durch Behörden und Gerichte des betreffenden 
Staates zu beachten. Das BVerwG befasst sich in dieser Entscheidung 
aber nicht ausdrücklich mit der völkerrechtlichen Rechtslage in Bezug 
auf die hier einschlägigen Sonderkonstellationen der Anerkennung eines 
neuen Staates und auch nicht mit den menschenrechtlichen Aspekten des 
Staatsangehörigkeitsrechts. Deutschland hat die Republik Kosovo 2008 
anerkannt und erkennt die kosovarische Staatsangehörigkeit an. Die ko-
sovarische Staatsangehörigkeit wird folglich in Melderegistern verzeich-
net.
Die Verleihung der serbischen Staatsangehörigkeit durch Geburt oder 
durch Abstammung folgt zwar in der Staatspraxis üblichen Kriterien. 
Aber aus Sicht des Bundesministeriums des Innern und für Heimat ist 
nachvollziehbar, dass in Bezug auf Kosovo folgende Konfliktlage für 
Betroffene entstehen kann: Serbiens Nichtanerkennung der Unabhängig-
keit Kosovos und die Verweigerung einer Ablösungsregelung führt dazu, 
dass selbst nachfolgenden Generationen ohne tatsächlichen Bezug zu 
Serbien die Staatsangehörigkeit aufgedrängt wird.
Das Bundesministerium des Innern und für Heimat prüft derzeit Lö-
sungsmöglichkeiten in diesem Bereich, die der deutschen Anerken-
nungspolitik gegenüber Kosovo gerecht werden.

48. Abgeordneter
Christoph de Vries
(CDU/CSU)

Wie viele Asylanträge von syrischen Staatsange-
hörigen sind seit der vom Bundesamt für Migra-
tion und Flüchtlinge infolge des Sturzes von 
Baschar al-Assad angeordneten und von Bundes-
ministerin des Innern und für Heimat Nancy 
Faeser begrüßten Aussetzung von Entscheidungen 
über vorliegende Asylanträge von Syrern in 
Deutschland gestellt worden, und wie viele Anträ-
ge von syrischen Staatsangehörigen sind seitdem 
positiv beschieden worden (vgl. www.deutschlan
dfunk.de/innenministerin-faeser-begruesst-aussetz
ung-von-asyl-pruefungen-union-rueckkehr-unterst
uetzen-100.html)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahmut Özdemir 
vom 18. Februar 2025

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) hat am 9. De-
zember 2024 einen temporären Verfahrensaufschub für Asylanträge be-
schlossen. Seitdem werden Entscheidungen für Asylantragstellende aus 
Syrien, bei denen auch Informationen zur Lage in Syrien berücksichtigt 
werden, bis auf Weiteres aufgeschoben. Näheres hierzu kann den Infor-
mationen des BAMF entnommen werden, die unter dem nachfolgenden 
Link verfügbar sind: www.bamf.de/SharedDocs/Meldungen/DE/2024/2
41220-syrien-verfahrensaufschub.html?nn=282388.
Die erfragten Angaben zu Asylanträgen können nur für den jeweils ge-
samten Kalendermonat gemacht werden: Im Dezember 2024 gingen ins-
gesamt 4.178 Asylanträge syrischer Antragstellender beim BAMF ein, 
davon 4.080 Erst- und 98 Folgeanträge. Im Januar 2025 waren es insge-
samt 4.640, davon 4.540 Erst- und 100 Folgeanträge. Im Januar 2025 
wurden elf positive Entscheidungen getroffen (alle Schutzformen). 
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Gründe für positive Entscheidungen sind u. a. Verpflichtungsentschei-
dungen der Verwaltungsgerichte und Anträge von nachgeborenen Kin-
dern im Rahmen des Familiennachzugs.
Nähere Angaben zu Entscheidungen, bezogen auf die Kalendermonate 
Dezember 2024 und Januar 2025, können der Asylgeschäftsstatistik des 
BAMF entnommen werden, die unter dem folgenden Link öffentlich 
verfügbar ist: www.bamf.de/DE/Themen/Statistik/Asylzahlen/AsylGesS
tatistik/asylgeschaeftsstatistik-node.html.

49. Abgeordnete
Dr. Sahra 
Wagenknecht
(Gruppe BSW)

In wie vielen Fällen, in denen eine Zustimmung 
zu Übernahmeersuchen von Dublin-Flüchtlingen 
(44.431 Zustimmungen im Jahr 2024 laut Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge; BAMF) 
der entsprechenden EU-Mitgliedstaaten vorlag, 
wurde die Frist seitens deutscher Behörden zur 
Überstellung nach Kenntnis der Bundesregierung 
nicht eingehalten (bitte Fristüberschreitungen für 
die Jahre 2021, 2022, 2023, 2024 angeben), und 
aus welchen Gründen sind Überstellungen in den 
Fällen, in denen eine Zustimmung des entspre-
chenden EU-Mitgliedstaates vorlag, nach Kennt-
nis der Bundesregierung gescheitert (bitte Anzahl 
der gescheiterten Überstellungen nach TOP-3-
Gründen für 2022 bis 2024 pro Jahr aufschlüs-
seln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahmut Özdemir 
vom 18. Februar 2025

Eine statistische Erfassung der im ersten Teil der Frage erbetenen Daten 
erfolgt nicht.
Die Angaben zu den drei häufigsten Gründen, warum Überstellungen in 
den Jahren 2022 und 2024 trotz einer Zustimmung des entsprechenden 
Mitgliedstaates nicht erfolgen konnten, können den nachstehenden Ta-
bellen entnommen werden

Nicht erfolgte Überstellungen im Jahr 2022 18.598
(Stand: 31.12.2022)
davon:
untergetaucht  4.649
(Untätigkeit) Ausländerbehörde (ABH)  3.165
Verwaltungsgerichtsverfahren (VG-Verfahren)  2.169
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Nicht erfolgte Überstellungen im Jahr 2024 40.068
(Stand: 31.12.2024)
davon:
Mitgliedstaat 14.464
(Untätigkeit) ABH  5.376
untergetaucht  4.842

Hinweis: Überstellungen können nicht erfolgen, wenn ein Mitgliedstaat einen vorgeschla-
genen Überstellungstermin nicht bestätigt (hierunter vor allem die Fälle aus Italien, das 
generell keine Überstellungen ermöglicht und Griechenland, das Überstellungen nur ein-
geschränkt ermöglicht) und ein weiterer Überstellungstermin nicht organisiert werden 
konnte.

Für das Jahr 2023 wird auf die Antwort der Bundesregierung zu 
Frage 26 der Kleinen Anfrage der Fraktion der CDU/CSU auf Bundes-
tagsdrucksache 20/10869 verwiesen.

Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts

50. Abgeordnete
Clara Bünger
(Gruppe Die Linke)

Wird die Bundesregierung ihre Waffenlieferungen 
an Israel einstellen, nachdem US-Präsident Do-
nald Trump seinen in den Worten der Bundes-
ministerin des Auswärtigen Annalena Baerbock 
„inakzeptablen und völkerrechtswidrigen“ Plan 
vorstellte, die palästinensische Bevölkerung voll-
ständig und dauerhaft aus Gaza zu vertreiben und 
das Gebiet zu einer „Riviera des Nahen Ostens“ 
zu entwickeln – und dabei auf Zustimmung des 
israelischen Premierministers Benjamin Netanja-
hu stieß, der erklärte, Trump habe die „Fähigkeit, 
über den Tellerrand hinauszublicken“, er sei der 
„beste Freund, den Israel im Weißen Haus je hat-
te“, sein Vorschlag sei „die beste Idee“, von der er 
gehört habe, und sie solle „wirklich verfolgt, ge-
prüft und umgesetzt werden“, was ich so deute, 
dass Benjamin Netanjahu die vollständige ethni-
sche Säuberung des Gaza-Streifens befürwortet 
(www.tagesschau.de/ausland/amerika/trump-neta
njahu-gaza-104.html, www.tagesschau.de/auslan
d/amerika/trump-netanjahu-gaza-100.html, www.i
sraelheute.com/erfahren/netanjahu-unterstuetzt-tr
umps-plan-fuer-den-gazastreifen-die-erste-gute-id
ee-die-ich-gehoert-habe/), und falls nein, sieht die 
Bundesregierung nicht die Gefahr, mit der weite-
ren militärischen Unterstützung Israels eine mög-
liche ethnische Säuberung zu unterstützen (www.
spiegel.de/ausland/donald-trump-und-sein-gaza-pl
an-uno-warnt-vor-ethnischer-saeuberung-im-gaza
streifen-a-707a01f3-8401-47a3-a772-29150cb8
7e87, bitte erläutern)?
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Bagger 
vom 20. Februar 2025

Über die Erteilung von Genehmigungen für Rüstungsexporte entscheidet 
die Bundesregierung im Einzelfall und im Lichte der jeweiligen Situa-
tion nach sorgfältiger Prüfung unter Einbeziehung außen- und sicher-
heitspolitischer Erwägungen und nach den rechtlichen und politischen 
Vorgaben.

51. Abgeordnete
Joana Cotar
(fraktionslos)

Wie hoch waren die Ausgaben des Auswärtigen 
Amts für Maßnahmen der humanitären Hilfe im 
Gaza-Streifen in den letzten fünf Jahren, und um 
welche Projekte handelt es sich genau?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Bagger 
vom 18. Februar 2025

Das Auswärtige Amt hat von 2020 bis 2024 623.234.223,08 EUR für 
humanitäre Hilfe in den palästinensischen Gebieten bereitgestellt.
Mittel der humanitären Hilfe werden flexibel bereitgestellt, so dass im 
Rahmen der Förderung auf akute Bedarfe reagiert werden kann. Da-
durch sind einzelne Projekte nicht auf den Gazastreifen beschränkt. Eine 
Aufstellung der vom Auswärtigen Amt geförderten Projekte der huma-
nitären Hilfe in den Palästinensischen Gebieten für die Jahre 2020 bis 
2024 kann der folgenden Projektübersicht entnommen werden.

Projekttitel Zuwendungsempfänger
2020
Hilfs- und Schutzmaßnahmen für Betroffene in den Palästi-
nensischen Gebieten und Israel

Internationales Komitee vom Roten Kreuz 
(IKRK)

Freiwilliger ungebundener Beitrag UNRWA
Ernährungshilfe für palästinensische Flüchtlinge im Gaza-
streifen

UNRWA

Medizinische Notfallvorsorgeplanung, Stärkung der Not-
aufnahmen und psychosozialen Unterstützung im West-
jordanland und Gaza

Ärzte der Welt

Verbesserung der Basisgesundheitsversorgung durch Bereit-
stellung von mobilen Gesundheitsstationen, Stärkung der 
Notaufnahmen und Medikamentenversorgung

Medico International

Einzahlung in den Humanitären Länderfonds für die 
Palästinensischen Autonomiegebiete

Office for the Coordination of Humanitarian 
Affairs (OCHA)

Covid-bezogene Geldleistungen und Nahrungsmittelhilfe 
für Palästina-Flüchtlinge in den UNRWA-Einsatzgebieten

UNRWA

Nahrungsmittelnothilfe in den Palästinensischen Gebieten 
für vulnerable Personen

World Food Programme (WFP)

Unterstützung des OCHA-Landesbüros OCHA
COVID-bezogene Maßnahmen in Westbank und Gaza 
(Ernährungshilfe und Hygienemaßnahmen)

UNRWA

2021
Gesundheitsversorgung, Schutz-, Kooperations- und Hilfs-
maßnahmen

IKRK

Unterstützung des OCHA-Landesbüros OCHA
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Projekttitel Zuwendungsempfänger
Einzahlung in den Humanitären Länderfonds für die Paläs-
tinensischen Autonomiegebiete

OCHA

Freiwilliger ungebundener Beitrag UNRWA
COVID-19 bezogene Maßnahmen in Westbank und Gaza 
(Ernährungshilfe und Geldleistungen)

UNRWA

Ernährungshilfe für palästinensische Flüchtlinge im Gaza-
streifen

UNRWA

Unterstützung des UNRWA Flash Appeals UNRWA
Neutralitätsfördernde Maßnahmen (Stärkung des humanitä-
ren Prinzips der Neutralität, Weiterbildung der Beschäftig-
ten, Überprüfung von Lehrmaterialien)

UNRWA

Ernährungshilfe in Westbank und Gaza für schutzbedürftige 
Personengruppen

WFP

2022
Einzahlung in den Humanitären Länderfonds Office for the Coordination of Humani-

tarian Affairs – Country based pooled Fund 
(OCHA-CBPF)

Freiwilliger ungebundener Beitrag UNRWA
Ernährungshilfe für palästinensische Flüchtlinge im Gaza-
streifen

UNRWA

Hilfs-, Schutz-, Präventions- und Kooperationsmaßnahmen 
in Israel und den palästinensischen Gebieten

IKRK

Nahrungsmittelnothilfe in den Palästinensischen Gebieten 
für vulnerable Personen

WFP

Unterstützung des OCHA-Landesbüros OCHA
Neutralitätsfördernde Maßnahmen (Stärkung des humanitä-
ren Prinzips der Neutralität, Weiterbildung der Beschäfti-
gen, Überprüfung von Lehrmaterialien)

UNRWA

COVID-bezogene Maßnahmen in Westbank und Gaza (Er-
nährungshilfe und Hygienemaßnahmen)

UNRWA

2023
Hilfs-, Schutz-, Präventions- und Kooperationsmaßnahmen 
in Israel und den palästinensischen Gebieten

IKRK

Einzahlung in den Humanitären Länderfonds für die Paläs-
tinensischen Autonomiegebiete

OCHA

Basisdienstleistungen für Kinder und Eltern in den Palästi-
nensischen Autonomiegebieten

United Nations Children’s Fund
(UNICEF)

Neutralitätsfördernde Maßnahmen (Stärkung des humanitä-
ren Prinzips der Neutralität, Weiterbildung der Beschäftig-
ten, Überprüfung von Lehrmaterialien)

UNWRA

Freiwilliger ungebundener Beitrag UNWRA
Ernährungshilfe für palästinensische Flüchtlinge im Gaza-
streifen

UNRWA

Ernährungshilfe in Westbank und Gaza für schutzbedürftige 
Personengruppen

WFP

2024
Humanitäre Hilfe für vom Konflikt betroffene Menschen 
im Gazastreifen durch Bereitstellung und Verbesserung von 
Gesundheitsdienstleistungen, Hilfsgüter sowie Stärkung der 
Krisenreaktionsfähigkeit des Palästinensischen Roten Halb-
monds

Deutsches Rotes Kreuz (DRK)

Bekämpfung von Ungleichheit und Gewalt gegen Frauen 
in humanitären Krisensituationen

UN Women

Evakuierung des SOS-Kinderdorfes in Rafah SOS-Kinderdorf Rafah
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Projekttitel Zuwendungsempfänger
Sicherung der Grundbedürfnisse vulnerabler Gruppen durch 
die Bereitstellung von Hygienekits für Familien

Deutscher Caritasverband

Abfallentsorgung im Gazastreifen United Nations Development Programme 
(UNDP)

Zugang zu lebensrettenden Maßnahmen für palästinensi-
sche Kinder und Familien in Gaza, Westjordanland und 
Ost-Jerusalem

UNICEF

Gesundheitsnotfhilfe für die vom Konflikt betroffene paläs-
tinensische Bevölkerung in Gaza

World Health Organization (WHO)

Integrierte Notfallmaßnahmen für die von der Krise betrof-
fene Bevölkerung im Gazastreifen

Handicap International

Regionale Soforthilfe Gaza Konflikt DRK
Gesundheit, Ernährungssicherung, WASH, Unterkunft und 
Schutz für konfliktbetroffene Binnengeflüchtete und Gast-
gemeinden in Gaza

Care

WASH, Schutz, Unterkunft und Ernährungssicherheit 
in Gaza

Norwegian Refugee Council (NRC)

Ernährungssicherung, WASH und Schutz, inklusive Bar-
geldhilfen für Konfliktbetroffene in Gaza

Oxfam

Stärkung lokaler Notfallmaßnahmen im Bereich Basisge-
sundheitsversorgung für die vom Krieg betroffene Bevölke-
rung in Gaza und deren Auswirkungen im Westjordanland 
in C-Gebieten

Johanniter Unfallhilfe

Förderung des UN 2720 Mechanismus für Gaza 
(Kaag Mechanismus – Beschleunigung der Hilfslieferungen 
durch Staaten)

United Nations Office for Project Services 
(UNOPS)

Bereitstellung von gebrauchsfertiger Ergänzungs- und 
Säuglingsanfangsnahrung

UNICEF

Nahrungsmittelnothilfe im Gazastreifen UNRWA
Nahrungsmittelnothilfe für vulnerable palästinensische 
Flüchtlinge in den palästinensischen Gebieten

UNRWA

Multisektorale Hilfeleistungen in Gaza Deutsche Welthungerhilfe (DWHH)
Nahrungsmittelhilfe und Basisgesundheitsversorgung in 
Gaza-Stadt

Malteserorden

Lebensrettende Hilfe und Schutz für gefährdete Gemein-
schaften in Syrien und Gaza

NRC

Stärkung lokaler Notfallmaßnahmen im Bereich Basisge-
sundheitsversorgung für die vom Krieg betroffene Bevölke-
rung in Gaza und deren Auswirkungen im Westjordanland

Johanniter Unfallhilfe

Einzahlung in den Humanitären Länderfonds für die Paläs-
tinensischen Autonomiegebiete

OCHA

Nahrungsmittelnothilfe für palästinensische Geflüchtete WFP
Humanitäre Hilfe durch die Unterstützung mobiler Gesund-
heitsdienstleistungen und Hilfsgütern in ländlichen und 
marginalisierten Gemeinden des Jordantals/Area C

DRK

Nahrungsmittelnothilfe für vulnerable palästinensische 
Flüchtlinge in den palästinensischen Gebieten

UNRWA

Nahrungsmittelnothilfe für vulnerable palästinensische 
Flüchtlinge in den palästinensischen Gebieten

UNRWA

Freiwilliger ungebundener Beitrag UNRWA
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52. Abgeordnete
Katja Hessel
(FDP)

Welche Veranstaltungsbeiträge, Publikationen und 
sonstigen Fördermaßnahmen plant die Bundes-
regierung im Jahr 2025 in Nürnberg, Bayern und 
anderen Orten in Deutschland, um 80 Jahre nach 
Beginn den Nürnberger Prozessen und der Grün-
dung des Internationalen Militärgerichtshofs zu 
gedenken, und welche jeweiligen Fördermittel 
sind im Haushaltsentwurf hierfür geplant (bitte ta-
bellarisch darstellen und die jeweilige Höhe der 
Förderung angeben)?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Bagger 
vom 19. Februar 2025

Der derzeitige Stand der geplanten Veranstaltungsbeiträge kann der fol-
genden Tabelle entnommen werden:

Veranstaltungsbeiträge Förderung
„Nuremberg Forum“-Konferenz der „Internationalen Akademie 
Nürnberger Prinzipien“ (IANP) zum Thema: „Stärkung des internationalen 
Strafrechts: 80 Jahre nach Nürnberg“.
www.nurembergacademy.org/de/diskurs/veranstaltungen/detail/1171-nurem
berg-forum-2025

90.000 €

Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge: Internationale Jugend-
begegnung
www.volksbund.de/ru/jugendbegegnungen/projekte-anmeldungdetailseite/a
gainst-forgetting-the-heritage-of-the-nuremberg-trials-100

Erwartete Kosten, 
ca. 27.000 €. Förderanträge 
laufen noch, u. a. bei EU

53. Abgeordneter
Andrej Hunko
(Gruppe BSW)

Wie viele persönliche Kontakte (Treffen und Tele-
fonate) hat es zwischen der Bundesministerin des 
Auswärtigen Annalena Baerbock und ihren Amts-
kollegen aus Russland, China und USA seit dem 
8. Dezember 2021 gegeben?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Bagger 
vom 19. Februar 2025

Die Frage wird dahingehend verstanden, dass nach bilateralen Gesprä-
chen (persönlich und telefonisch) zwischen der Bundesministerin des 
Auswärtigen und ihren jeweiligen Amtskollegen gefragt ist, nicht nach 
Aufeinandertreffen im Rahmen multilateraler Formate.
Zwischen dem 8. Dezember 2021 und dem 11. Februar 2025 gab es vier 
Gespräche mit dem Außenminister der Russischen Föderation, zwölf 
Gespräche mit den jeweiligen Außenministern der Volksrepublik China 
sowie achtundzwanzig Gespräche mit den jeweiligen Außenministern 
der Vereinigten Staaten von Amerika.
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54. Abgeordneter
Christian Leye
(Gruppe BSW)

Wurde die Bundesregierung von der US-Regie-
rung vorab über das kürzlich geführte Telefonat 
zwischen US-Präsident Donald Trump und Russ-
lands Staatschef Wladimir Putin (siehe www.tage
sschau.de/ausland/europa/ukraine-telefonat-trum
p-putin-100.html) in Kenntnis gesetzt, und wenn 
ja, zu welchem Zeitpunkt, und wurde die Bundes-
regierung von der US-Regierung über die an-
schließende Ankündigung zur Aufnahme von Ver-
handlungen mit Russland und der Ukraine vorab 
in Kenntnis gesetzt, und wenn ja, gab es Vorge-
spräche mit der deutschen Regierung bzw. wurde 
Deutschland eingebunden?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Bagger 
vom 20. Februar 2025

Die Bundesregierung gibt zum Schutz der Vertraulichkeit internationaler 
Beziehungen keine Auskünfte über Inhalte von Gesprächen mit inter-
nationalen Partnern.

55. Abgeordneter
Christian Leye
(Gruppe BSW)

Sind nach Kenntnis der Bundesregierung Presse-
berichte darüber, dass unter anderem deutsche 
EU-Offizielle bzw. -Vertreter den Vorschlag einer 
Rückkehr zu Käufen russischen Gases im Zuge 
eines Friedensabkommens eingebracht oder unter-
stützt haben bzw. unterstützen, zutreffend, und 
wenn ja, handeln diese EU-Offizielle im Auftrag 
der Bundesregierung (siehe www.ft.com/content/
a19aa690-fb54-41ea-9885-10972b11ab24)?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Bagger 
vom 21. Februar 2025

Die Bundesregierung hat den genannten Artikel zur Kenntnis genom-
men. Die Bundesregierung hat keinen Auftrag im Sinne der Fragestel-
lung erteilt.
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56. Abgeordneter
Matthias Moosdorf
(AfD)

Beabsichtigt die Bundesregierung, mit Blick auf 
die seit Jahren in der Ukraine grassierende Kor-
ruption und trotz der in den Jahren zuvor ergange-
nen Bekundungen Präsident Wolodymyr 
Selenskyj, sie (die Korruption) sei „bereits be-
siegt“ (www.freitag.de/autoren/gerd-meissner/ukr
aine-der-westen-liefert-viel-nicht-alles-kommt-au
ch-an) oder „fast überwunden“ (https://de.nachric
hten.yahoo.com/selenskyj-h%C3%A4lt-korruptio
n-ukraine-f%C3%BCr-151459046.html?guccount
er=1&guce_referrer=aHR0cHM6Ly93d3cuZ29v
Z2xlLmNvbS8&guce_referrer_sig=AQAAANfV
GoYjsC-JgHh6sR1QFmvt_dqoXpvHB6kIlJQ1o4
imuNs8CVTDIAN9trR1z0-F-2htLP7T), sowie 
eingedenk der im Jahre 2023 von „Transparency 
International“ erstellten Auflistung des Korrupti-
onswahrnehmungsindex, nach welcher der Um-
fang der Korruption in der Ukraine noch immer 
bei der eines Staates wie Algerien liegt und so 
größer ist als in Ländern wie Äthiopien oder Bur-
kina Faso (www.transparency.de/cpi/cpi-2023/cp
i-2023-tabellarische-rangliste), die Verwendung 
der seit dem Beginn des völkerrechtswidrigen rus-
sischen Angriffskrieges am 24. Februar 2024 ge-
leisteten finanziellen Unterstützung für die Ukrai-
ne in Höhe von 43,6 Mrd. Euro (vgl. www.bundes
regierung.de/resource/blob/975228/2201464/5f30
7970470d06878af4f84956613e84/liste-ukr-bilater
ale-hilfe-data.pdf?download=1) nach amerikani-
schem Vorbild zu überprüfen (https://weltwoche.c
h/daily/ich-weiss-nicht-wohin-das-geld-verschwu
nden-ist-selenskyj-raetselt-ueber-200-us-milliar
den/), und wenn ja, wann wird das erfolgen, und 
wenn nein, warum nicht?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Bagger 
vom 19. Februar 2025

Die Bundesregierung überprüft fortlaufend die Mittelverwendung ihrer 
Unterstützungsleistungen für die Ukraine.

57. Abgeordneter
Nicolas Zippelius
(CDU/CSU)

Mit welchen konkreten Maßnahmen hat die Bun-
desregierung die Zielsetzung aus ihrer China-
Strategie, sich „gegenüber dem VN-Generalsekre-
tariat für die Einbeziehung der taiwanesischen 
Zivilgesellschaft in die Aktivitäten der VN und 
ihrer Sonderorganisationen [einzusetzen]“ (www.
auswaertiges-amt.de/resource/blob/2608578/810f
dade376b1467f20bdb697b2acd58/china-strategie-
data.pdf, S. 55), umgesetzt?
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Bagger 
vom 18. Februar 2025

Die Bundesregierung setzt sich regelmäßig und auf verschiedenen 
Ebenen für die fachliche Mitarbeit Taiwans in internationalen Organisa-
tionen ein. Darüber hinaus unterstützt die Bundesregierung gemeinsam 
mit gleichgesinnten Partnern die Partizipation von Vertreterinnen und 
Vertretern der taiwanischen Zivilgesellschaft an Aktivitäten der Verein-
ten Nationen und ihrer Sonderorganisationen, zum Beispiel um Zugang 
zu VN-Gebäuden zu ermöglichen.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz

58. Abgeordneter
Dr. Götz Frömming
(AfD)

Wie gestaltet sich der Fahrplan der Bundesregie-
rung zur Umsetzung der am 30. Januar 2025 be-
schlossenen Gesetzesänderungen zur Verbesse-
rung rehabilitierungsrechtlicher Vorschriften für 
Opfer politischer Verfolgung in der ehemaligen 
DDR, und gibt es nach Kenntnis der Bundesregie-
rung Empfehlungen für die Vorgehensweise von 
Anspruchsberechtigten hinsichtlich der besonde-
ren Zuwendung für Haftopfer sowie der Anerken-
nung von Gesundheitsschäden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johann Saathoff 
vom 19. Februar 2025

Der Bundesrat hat dem vom Deutschen Bundestag am 30. Januar 2025 
beschlossenen „Gesetz zur Verbesserung rehabilitierungsrechtlicher Vor-
schriften für Opfer der politischen Verfolgung in der ehemaligen DDR 
und zur Änderung weiterer Vorschriften“ am 14. Februar 2025 zuge-
stimmt. Das Gesetz kann nun ausgefertigt und verkündet werden. Nach 
dessen Artikel 7 Absatz 2 werden die Verbesserungen der rehabilitie-
rungsrechtlichen Vorschriften am 1. Juli 2025 in Kraft treten. Das Bun-
desministerium der Justiz und das Bundesministerium des Innern und 
für Heimat werden jetzt unverzüglich die Rechtsverordnungen nach § 21 
Absatz 6 Satz 2 des Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes, nach § 3 
Absatz 6 Satz 2 des Verwaltungsrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes 
und nach § 4 Absatz 6 Satz 2 des Häftlingshilfegesetzes (jeweils in der 
ab dem 1. Juli 2025 geltenden Fassung) erarbeiten. Zu den Rechtsver-
ordnungen ist das Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Ge-
sundheit und dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales sowie das 
Benehmen mit der Bundesbeauftragten für die Opfer der SED-Diktatur 
beim Deutschen Bundestag erforderlich. Der aktuelle Stand der medizi-
nischen Wissenschaft ist zu beachten. Weitere Maßnahmen zur Umset-
zung der beschlossenen Gesetzesänderungen sind seitens der Bundes-
regierung nicht erforderlich. Die Rehabilitierungsgesetze werden von 
den Ländern im Auftrag des Bundes ausgeführt.
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Der Bundesregierung sind keine Empfehlungen für die Vorgehensweise 
von Anspruchsberechtigten hinsichtlich der neuen, noch nicht einmal 
verkündeten Regelungen zu der besonderen Zuwendung für Haftopfer 
sowie der Anerkennung von Gesundheitsschäden bekannt.

59. Abgeordneter
Konstantin Kuhle
(FDP)

In wie vielen Fällen wurde seit dem 1. Januar 
2018 wegen dringenden Tatverdachts hinsichtlich 
§ 89a des Strafgesetzbuchs (StGB; Vorbereitung 
einer schweren staatsgefährdenden Straftat) durch 
den Generalbundesanwalt Untersuchungshaft be-
antragt, und in wie vielen Fällen verhängt (bitte 
nach Jahren aufschlüsseln wie bei der Antwort 
der Bundesregierung auf meine Schriftliche 
Frage 74 auf Bundestagsdrucksache 19/3762)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johann Saathoff 
vom 18. Februar 2025

Für die Zeit vom 1. Januar 2018 bis 30. Juli 2018 ergibt sich die Anzahl 
der Fälle, in denen der Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof 
(GBA) wegen des dringenden Tatverdachts des § 89a StGB und gegebe-
nenfalls weiterer Straftaten Untersuchungshaft beantragt hat und diese 
angeordnet wurde, aus der Antwort der Bundesregierung vom 6. August 
2018 auf Ihre Schriftliche Frage auf Bundestagsdrucksache 19/3762 
(Frage 74, Seite 56).
Vom 31. Juli 2018 bis zum Zeitpunkt Ihrer aktuellen Schriftlichen Frage 
(12. Februar 2025) wurde in 17 Verfahren gegen 21 Beschuldigte wegen 
des dringenden Tatverdachts des § 89a StGB und gegebenenfalls weite-
rer Straftaten Untersuchungshaft durch den GBA beantragt und auch 
richterlich angeordnet. Aufgeschlüsselt nach Jahren ergibt sich folgen-
des Bild:

Jahr GBA-Verfahren Anzahl 
Beschuldigte

2018 (ab 31. Juli 2018) 1 1
2019 1 3
2020 4 6
2021 3 3
2022 5 5
2023 1 1
2024 2 2
2025 
(Stichtag: 12. Februar 2025) – –
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60. Abgeordneter
Dr. Martin Plum
(CDU/CSU)

Welche „ersten Ergebnisse“ hat die vom Bundes-
ministerium der Justiz veranlasste Überprüfung 
des Datenschutzkonzeptes und der bislang ergrif-
fenen Schutzmaßnahmen der juris GmbH durch 
eine von der Gesellschaft unabhängigen Daten-
schutzexpertin bzw. durch einen solchen Daten-
schutzexperten ergeben (Antwort der Bundes-
regierung auf meine Mündliche Frage 36 im Ple-
narprotokoll 20/199), und welche Konsequenzen 
ergeben sich aus diesen „ersten Ergebnissen“ 
nach Auffassung der Bundesregierung für das 
Produkt „juris Collect“ (www.juris.de/jportal/nav/
lp/juris-collect.jsp)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johann Saathoff 
vom 18. Februar 2025

Die Überprüfung des Datenschutzkonzepts durch einen Datenschutzex-
perten der Kanzlei Freshfields hat ergeben, dass die Wissensmanage-
mentlösung „juris Collect“ den datenschutzrechtlichen Anforderungen 
der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) entspricht. Die juris GmbH 
ist in diesem Zusammenhang als Auftragsverarbeiter für ihre Kunden 
tätig und setzt hierfür angemessene technische und organisatorische 
Schutzmaßnahmen ein.
Auf eine Veröffentlichung des Gutachtens wird bewusst verzichtet, da 
dieses vertrauliche Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse der juris GmbH 
enthält. Das betrifft insbesondere (technische) Informationen zur Werke- 
und Rechteverwaltung sowie zum Ablauf von Suchanfragen und Doku-
mentenabrufen und technische Sicherheitsmaßnahmen der juris GmbH, 
um sich vor Sicherheitsvorfällen zu schützen. Das Interesse der juris 
GmbH an der Geheimhaltung der Informationen ist daher als hoch ein-
zustufen. Demgegenüber ist das Informationsinteresse an der Veröffent-
lichung des vollständigen Gutachtens als weniger gewichtig zu bewer-
ten.
Die Einhaltung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen bei der juris 
GmbH ist mir ein besonderes Anliegen. Daher ist die saarländische 
Datenschutzbeauftragte in den Vorgang eingebunden. Auf diese Weise 
ist eine unabhängige Überprüfung in doppelter Weise gesichert.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales

61. Abgeordneter
Matthias W. 
Birkwald
(Gruppe Die Linke)

Wie hat sich der Anteil der Bundeszuschüsse zur 
Rentenversicherung von 2004 bis 2024 im Ver-
gleich zu den Einnahmen der Rentenversicherung 
prozentual entwickelt (bitte tabellarisch in Zwei-
jahresschritten angeben)?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Kerstin Griese 
vom 17. Februar 2025

Die Entwicklung der Bundeszuschüsse zur allgemeinen Rentenversiche-
rung im Verhältnis zu den Einnahmen der allgemeinen Rentenversiche-
rung kann der nachstehenden Tabelle entnommen werden. Werte für das 
Jahr 2024 liegen noch nicht vor.
Tabelle: Entwicklung Bundeszuschüsse zur allgemeinen Rentenver-
sicherung anteilig an den Einnahmen der allgemeinen Rentenversiche-
rung

Jahr Bundeszuschüsse 
zur allg. Renten-

versicherung 
in Mrd. Euro

Einnahmen 
allg. Rentenver-

sicherung 
in Mrd. Euro

Anteil

2004 54,37 224,75 24,2 %
2006 54,91 235,87 23,3 %
2008 56,43 237,42 23,8 %
2010 58,98 244,69 24,1 %
2012 60,02 254,32 23,6 %
2014 61,34 263,53 23,3 %
2016 64,47 280,47 23,0 %
2018 69,50 306,64 22,7 %
2020 75,30 328,77 22,9 %
2022 81,02 357,38 22,7 %
2023 84,26 375,80 22,4 %

Quelle: Deutsche Rentenversicherung, www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/
Downloads/DE/Statistiken-und-Berichte/statistikpublikationen/rv_in_zeitreihen.html, 
S. 243–244.

62. Abgeordneter
Matthias W. 
Birkwald
(Gruppe Die Linke)

Wie hat sich der Anteil der Bundeszuschüsse zur 
Rentenversicherung von 2004 bis 2024 im Ver-
gleich zum Bundeshaushalt prozentual entwickelt 
(bitte tabellarisch in Zweijahresschritten ange-
ben)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Kerstin Griese 
vom 17. Februar 2025

Die Entwicklung der Bundeszuschüsse zur allgemeinen Rentenversiche-
rung im Verhältnis zu den Gesamtausgaben des Bundes kann der nach-
stehenden Tabelle entnommen werden. Werte für das Jahr 2024 liegen 
noch nicht vor.
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Tabelle: Entwicklung Bundeszuschüsse zur allgemeinen Rentenver-
sicherung anteilig an den Gesamtausgaben des Bundes

Jahr Bundeszuschüsse 
zur allg. Renten-

versicherung 
in Mrd. Euro

Gesamtausgaben 
des Bundes 

in Mrd. Euro

Anteil

2004 54,37 251,6 21,6 %
2006 54,91 261,0 21,0 %
2008 56,43 282,3 20,0 %
2010 58,98 303,7 19,4 %
2012 60,02 306,8 19,6 %
2014 61,34 295,5 20,8 %
2016 64,47 317,4 20,3 %
2018 69,50 348,3 20,0 %
2020 75,30 443,4 17,0 %
2022 81,02 481,3 16,8 %
2023 84,26 457,7 18,4 %

Quelle: Deutsche Rentenversicherung, www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/
Downloads/DE/Statistiken-und-Berichte/statistik-publikationen/rv_in_zeitreihen.html, 
S. 243 und Bundesministerium der Finanzen, www.bundesfinanzministerium.de/Web/DE/
Themen/Oeffentliche_Finanzen/Bundeshaushalt/Haushalts_und_Vermoegensrechnungen_
des_Bundes/haushalts_vermoegensrechnungen_des_bundes.html.

63. Abgeordneter
Matthias W. 
Birkwald
(Gruppe Die Linke)

Wie hat sich der Anteil der Bundeszuschüsse zur 
Rentenversicherung von 2004 bis 2024 im Ver-
gleich zum Bruttoinlandsprodukt prozentual ent-
wickelt (bitte tabellarisch in Zweijahresschritten 
angeben)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Kerstin Griese 
vom 17. Februar 2025

Die Entwicklung der Bundeszuschüsse zur allgemeinen Rentenversiche-
rung im Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt kann der nachstehenden 
Tabelle entnommen werden. Werte für das Jahr 2024 liegen noch nicht 
vor.
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Tabelle: Entwicklung Bundeszuschüsse zur allgemeinen 
Rentenversicherung anteilig am Bruttoinlandsprodukt

Jahr Bundeszuschüsse 
zur allg. Renten-

versicherung 
in Mrd. Euro

BIP nominal 
in Mrd. Euro

Anteil

2004 54,37 2.293,04 2,4 %
2006 54,91 2.426,18 2,3 %
2008 56,43 2.589,68 2,2 %
2010 58,98 2.616,06 2,3 %
2012 60,02 2.800,38 2,1 %
2014 61,34 2.985,17 2,1 %
2016 64,47 3.196,11 2,0 %
2018 69,50 3.431,13 2,0 %
2020 75,30 3.449,62 2,2 %
2022 81,02 3.953,85 2,0 %
2023 84,26 4.185,55 2,0 %

Quelle: Deutsche Rentenversicherung, www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/
Downloads/DE/Statistiken-und-Berichte/statistik-publikationen/rv_in_zeitreihen.html, 
S. 243 und Statistisches Bundesamt, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Fachserie 18 
Reihe 1.1, Inlandsproduktberechnung Erste Jahresergebnisse, Stand: Januar 2025.

64. Abgeordneter
Matthias W. 
Birkwald
(Gruppe Die Linke)

Wie bewertet die Bundesregierung das Entfallen 
der Anpassungsprüfungspflicht bei betrieblicher 
Altersvorsorge bzw. betrieblicher Altersversor-
gung gemäß § 16 Absatz 3 Nummer 1 des Be-
triebsrentengesetzes (BetrAVG) im Hinblick auf 
die zurückliegenden, besonders inflationsbelaste-
ten, Jahre, die dazu führten, dass viele Beschäftig-
te, deren Betriebe von dieser Regelung Gebrauch 
gemacht haben, eine reale Entwertung ihrer Be-
triebsrenten erlitten, insbesondere auch viele ehe-
malige Beschäftigte des öffentlichen Dienstes, für 
die diese Regelung gilt, und sieht die Bundes-
regierung hier Anpassungs- bzw. Handlungsbe-
darf, und falls ja, welchen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Kerstin Griese 
vom 18. Februar 2025

Nach § 16 Absatz 3 Nummer 1 des Betriebsrentengesetzes (BetrAVG) 
entfällt die alle drei Jahre vom Arbeitgeber vorzunehmende Prüfung, ob 
eine Betriebsrente erhöht werden soll, dann, wenn der Arbeitgeber sich 
verpflichtet, die Betriebsrente um jährlich wenigstens ein Prozent anzu-
passen. Die Bundesregierung hält diese Regelung weiterhin für sachge-
recht. Die Vorschrift betrifft in erster Linie vom Arbeitgeber finanzierte 
Direktzusagen. Ohne die durch die Regelung sichergestellte Planungs-
sicherheit für die Arbeitgeber bestünde die Gefahr, dass solche grund-
sätzlich freiwilligen Betriebsrentenzusagen künftig nicht mehr gegeben 
würden. Dies würde dem Ziel widersprechen, dass möglichst viele Be-
schäftigte von einer betrieblichen Altersversorgung profitieren.
Die betriebliche Altersversorgung im öffentlichen Dienst beruht grund-
sätzlich auf tarifvertraglichen Vereinbarungen. Ob über die gesetzliche 
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Anpassungsregelung hinaus (§ 18 Absatz 4 BetrAVG: jährlich mindes-
tens 1 Prozent) eine höhere Dynamisierung erfolgen sollte, ist deshalb 
ebenfalls Sache der Tarifvertragsparteien des öffentlichen Dienstes.
Im Übrigen hat die Bundesregierung auf die zurückliegende Inflation – 
die ihre Ursache zum großen Teil im Anstieg der Energiepreise hatte, 
der wiederum Folge des russischen Angriffskrieges auf die Ukraine war 
– mit zielgenauen Entlastungspaketen reagiert. Von diesen Entlastungen 
in Milliardenhöhe haben auch die Rentnerinnen und Rentner profitiert.

65. Abgeordneter
Dr. Thomas 
Gebhart
(CDU/CSU)

Wie viele Personen sind nach Kenntnis der Bun-
desregierung aktuell in der Südpfalz (Landkreis 
Germersheim, Landkreis Südliche Weinstraße und 
Stadt Landau) im Kurzarbeitergeld-Bezug (bitte 
auch Vergleichszahlen von 2024 und 2023 anfüh-
ren)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme 
vom 17. Februar 2025

Angaben der Statistik der Bundesagentur für Arbeit zum Bezug von 
Kurzarbeitergeld in regionaler Differenzierung können der Veröffent-
lichung „Angezeigte und realisierte Kurzarbeit“ entnommen werden 
(https://statistik.arbeitsagentur.de/SiteGlobals/Forms/Suche/Einzelheftsu
che_Formular.html?nn=1524090&topic_f=kurzarbeit-zr2, Tabellenblatt: 
„Kreise“, Auswahl der Kreise über das Dropdown-Menü „Politische Ge-
bietsstruktur“). Endgültige regionaldifferenzierte Ergebnisse liegen mit 
einer Wartezeit von sechs Monaten vor.

66. Abgeordnete
Gerrit Huy
(AfD)

Wie sieht die Altersstruktur der Empfänger von 
Arbeitslosengeld I (ALG 1) aus (bitte für die letz-
ten fünf Jahre möglichst detailliert nach Alters-
gruppen in Zwanzigjahresschritten aufschlüs-
seln)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme 
vom 18. Februar 2025

Angaben der Statistik der Bundesagentur für Arbeit zum Bestand an 
Leistungsbeziehenden von Arbeitslosengeld nach dem Dritten Buch So-
zialgesetzbuch können nach Altersgruppen der Veröffentlichung „Ar-
beitslosengeld (Zeitreihe Monats- und Jahreszahlen ab 2005)“ entnom-
men werden (https://statistik.arbeitsagentur.de/SiteGlobals/Forms/Such
e/Einzelheftsuche_Formular.html?nn=1524082&topic_f=arbeitslosengel
d-zr-alg, Tabellenblatt: „Tab 1“). Die Auswahl der Altersgruppen erfolgt 
über das Dropdown-Menü.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der 
Verteidigung

67. Abgeordneter
Ingo Gädechens
(CDU/CSU)

Warum erklärt die Bundesregierung in ihrer Ant-
wort vom 13. Dezember 2024 (Antwort der Bun-
desregierung auf meine Schriftliche Frage 117 auf 
Bundestagsdrucksache 20/14188), dass die von 
mir erfragte Höhe des finanziellen Gesamtvolu-
mens aller Rahmenverträge/Rahmenvereinbarun-
gen nebst Abrufen aufgrund des umfangreichen 
Erhebungsaufwandes nicht genannt werden kön-
ne, obgleich die für die Beantwortung meiner 
Frage notwendigen Daten bereits im Rahmen der 
Erstellung des mir bekannten Dokuments mit der 
Vorgangskennung BMVg AVL V31708 vom 
11. Oktober 2024 vorliegen und damit eine Beant-
wortung meiner Frage aus meiner Sicht nicht nur 
möglich, sondern verfassungsrechtlich zwingend 
geboten ist, und – um der Bundesregierung erneut 
die Möglichkeit zu geben, meine Frage vom 
13. Dezember 2024 zu beantworten – welches fi-
nanzielle Gesamtvolumen haben alle aktiven Rah-
menvereinbarungen/Rahmenverträge im Ge-
schäftsbereich des Bundesministeriums der Ver-
teidigung (bitte der Gesamtzahl der aktiven Rah-
menvereinbarungen/Rahmenverträgen nennen, 
der Angabe des finanziellen Gesamtvolumens im 
Sinne von maximalen Abrufmöglichkeiten einer-
seits sowie des finanziellen Gesamtvolumens der 
tatsächlich erfolgten Abrufe aus den genannten 
Rahmenverträgen/Rahmenvereinbarungen ande-
rerseits; falls die Werte für einzelne Rahmenver-
träge/Rahmenvereinbarungen nicht pauschal er-
mittelbar sein sollten, diese nicht mit einberech-
nen)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Hitschler 
vom 19. Februar 2025

Das Bundesverfassungsgericht hat in ständiger Rechtsprechung bestä-
tigt, dass das parlamentarische Informationsrecht gemäß Urteil vom 
7. November 2017, 2 BvE 2/11, Rz. 249, unter dem Vorbehalt der Zu-
mutbarkeit steht. Es sind alle Informationen mitzuteilen, über die die 
Bundesregierung verfügt oder die sie mit zumutbarem Aufwand in Er-
fahrung bringen kann.
Die erbetenen Informationen im Sinne der Fragestellung zu allen Rah-
menverträgen/Rahmenvereinbarungen im Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums der Verteidigung können nicht automatisiert abgefragt wer-
den. Die Beantwortung ist in der zur Verfügung stehenden Zeit unter Be-
rücksichtigung des umfangreichen Rechercheaufwands nicht möglich.
Im Rahmen des von Ihnen benannten Vorgangs wurde hingegen unter 
Berücksichtigung einer dem Erhebungsaufwand angemessenen Frist, zu 
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Abrufquoten einer exakt bestimmbaren, eingegrenzten Anzahl von Rah-
menverträgen bzw. Rahmenvereinbarungen entsprochen.

68. Abgeordneter
Florian Hahn
(CDU/CSU)

Inwieweit kann die Bundeswehr derzeit alle akti-
ven und beorderten Soldatinnen und Soldaten mit 
einsatzbereiten Standardsturmgewehren ausstat-
ten, und wurden bereits diesbezügliche Planungen 
für den avisierten Neuen Wehrdienst vorgenom-
men (bitte die Größenordnung einer eventuell ge-
troffenen Vorsorge bzw. die Größenordnung und 
Zeitpunkte für etwaige durch einen Aufwuchs 
entstehende Versorgungslücken nennen)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Siemtje Möller 
vom 21. Februar 2025

Eine Ausstattung mit einem Sturmgewehr erfolgt dienstpostengerecht.
Hinsichtlich etwaiger Planungen im Kontext der Einführung eines 
Neuen Wehrdienstes wird auf die Antwort der Bundesregierung zu 
Frage 3 auf Bundestagsdrucksache 20/14972 verwiesen.

69. Abgeordnete
Anne Janssen
(CDU/CSU)

Haben die Parlamentarischen Staatssekretärinnen 
und Staatssekretäre im Bundesministerium der 
Verteidigung in der 20. Legislaturperiode Luft-
fahrzeuge der Bundeswehr genutzt, um Reisen 
aus Berlin in Richtung ihres jeweiligen Wahlkrei-
ses (einschließlich nahegelegener Flughäfen oder 
Stützpunkte) oder nach Berlin aus ihrem Wahl-
kreis zu unternehmen, und wenn ja, wie häufig 
und aus welchen Gründen (bitte die letzten neun 
entsprechenden Reisen nach Route, anfordernder 
Person und Grund aufschlüsseln)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Siemtje Möller 
vom 18. Februar 2025

Flug unterlagen der Flugbereitschaft BMVg unterliegen einer Aufbe-
wahrungspflicht von zwei Jahren. Eine darüber hinausgehende Auswer-
tung kann daher nicht durchgeführt werden.
Im Sinne der Fragestellung wurden nachfolgende drei Flüge/Teilstre-
cken zur Wahrnehmung dienstlicher Aufgaben durchgeführt:
• PSts’in Siemtje Möller:

Flugstrecke: Polizeihubschrauberlandeplatz Rastede – Flughafen Ber-
lin Brandenburg (EDDB) mit unmittelbarer Weiterreise nach War-
schau am 22. Mai 2023;
(Dienstreise in Vertretung des Bundesministers der Verteidigung zum 
Treffen der Northern Group.)

• PSts Thomas Hitschler:
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Flugstrecke: Flughafen Berlin Brandenburg (EDDB) nach Karlsruhe/
Baden-Baden (EDSB) am 16. Dezember 2024
sowie
Flugstrecke: Karlsruhe/Baden-Baden (EDSB) nach Berlin Branden-
burg (EDDB) am 17. Dezember 2024.
(Dienstreise in Vertretung des Bundesministers der Verteidigung bei 
einer Verhandlung vor dem Bundesverfassungsgericht.)

Die Anforderung von Bundeswehr Luftfahrzeugen erfolgt durch die je-
weiligen zuständigen Leitungsbüros.

70. Abgeordnete
Julia Klöckner
(CDU/CSU)

Wann hat die Artillerie das letzte Mal von der Au-
ßenfeuerstellung 205 auf dem Truppenübungs-
platz Baumholder mit scharfen Schuss geschos-
sen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Siemtje Möller 
vom 18. Februar 2025

Angaben im Sinne der Fragestellung sind aufgrund der geltenden Daten-
aufbewahrungsfrist nicht möglich.

71. Abgeordneter
Konstantin Kuhle
(FDP)

Wie viele Angehörige von Bundeswehr und Bun-
despolizei sind derzeit aufgrund der Folgen einer 
Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus (Long 
Covid) dienstunfähig bzw. nur begrenzt dienstfä-
hig?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Siemtje Möller 
vom 18. Februar 2025

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse im Sinne der Fragestel-
lung vor, da keine entsprechende Datenerfassung erfolgt.

72. Abgeordnete
Amira 
Mohamed Ali
(Gruppe BSW)

Welche Indizes werden in der Rahmenvereinba-
rung „Taktisches Wide Area Network Landbasier-
te Operationen Richtfunk Management und Takti-
sches Wide Area Network Landbasierte Operatio-
nen Führungs Interface Fahrzeug“ mit der Firma 
Rheinmetall Electronics GmbH aufgeführt, die zu 
einer Preisanpassung führen könnten (vgl. Ant-
wort der Bundesregierung auf meine Schriftliche 
Frage 25-02-0026)?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Siemtje Möller 
vom 18. Februar 2025

Die Antwort der Bundesregierung auf Ihre Schriftliche 
Frage 25-02-0026 wird wie folgt spezifiziert: Die Preise für die Liefe-
rungen und Leistungen der Festbeauftragung unterliegen keiner Preisan-
passung während des Leistungszeitraums. Darüber hinausgehende Abru-
fe aus der Rahmenvereinbarung unterliegen der Preisgleitung.
Hierfür wird der Erzeugerpreisindex „Reparatur, Instandhaltung und In-
stallation von Maschinen und Ausrüstungen, (einschließlich Wartung)“ 
des Statistischen Bundesamtes, berücksichtigt. Darüber hinaus wird auf 
die Haushaltsausschussdrucksache 20(8)7426 verwiesen.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Ernährung und Landwirtschaft

73. Abgeordneter
Stephan Protschka
(AfD)

Wie viele Anträge sind nach Kenntnis der Bun-
desregierung für das Chancenprogramm Höfe 
(CPH) zur Förderung der heimischen Proteinpro-
duktion gestellt worden, und wie viele Mittel sind 
bislang abgeflossen (www.bmel.de/SharedDocs/P
ressemitteilungen/DE/2024/111-foerderung-protei
nproduktion.html)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Ophelia Nick 
vom 18. Februar 2025

Im Rahmen der Bekanntmachung „Wissenstransfer- und Informations-
maßnahmen im Bereich der nachhaltigen Erzeugung und Verarbeitung 
von nicht-legumen Eiweißpflanzen und Pilzen für die Humanernährung 
der Zukunft“ vom 24. September 2024 wurden für neun Vorhaben insge-
samt 16 Förderanträge eingereicht. Davon wurden bisher vier Vorhaben 
bewilligt. Die Gesamtfördersumme aller vier bereits bewilligten Vorha-
ben beträgt 1,72 Mio. Euro.
Darüber hinaus wurden im Rahmen des Chancenprogramms Höfe fünf 
Forschungs- und Entwicklungsvorhaben mit insgesamt 14 Teilprojekten 
und einer Gesamtfördersumme von 5,21 Mio. Euro sowie ein Auftrag 
für eine Vernetzungs-und Transfermaßnahme mit einer Fördersumme 
von 1,50 Mio. Euro bewilligt.
Somit wurden im Chancenprogramm Höfe insgesamt Mittel in Höhe 
von 8,43 Mio. Euro bewilligt. Da die Vorhaben erst in diesem Jahr star-
ten, sind bisher noch keine Mittel abgeflossen.
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74. Abgeordneter
Albert Stegemann
(CDU/CSU)

Wie bewertet die Bundesregierung die skizzierten 
Vorschläge der EU-Kommission zum nächsten 
Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) vom 12. Fe-
bruar 2025 (siehe: Langfristiger EU-Haushalt: 
EU-Kommission skizziert den Weg und startet öf-
fentliche Konsultationen – Europäische Kommis-
sion, https://germany.representation.ec.europa.eu/
news/langfristiger-eu-haushalt-eu-kommission-ski
zziert-den-weg-und-startet-offentliche-konsultatio
nen-2025-02-12_de), der ab 2028 beginnen soll, 
insbesondere mit Blick auf die Agrarpolitik und 
die Politik für die ländlichen Räume?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Claudia Müller 
vom 20. Februar 2025

Die Mitteilung der Europäischen Kommission „Der Weg zum nächsten 
Mehrjährigen Finanzrahmen“ (COM(2025) 46 final) beschreibt unter 
anderem den mit dieser Mitteilung eröffneten Diskussionsprozess mit 
Interessensträgerinnen und -trägem, Mitgliedstaaten und weiteren Betei-
ligten über den nächsten Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) der Euro-
päischen Union (EU). Dieser Prozess soll eine Grundlage für den Legis-
lativvorschlag der EU-Kommission für den zukünftigen MFR sein, der 
im Juli 2025 vorgelegt werden soll. Außerdem werden die Herausforde-
rungen für den nächsten MFR beschrieben und Überlegungen zu dessen 
Ausgestaltung angestoßen. Dabei verfolgt die EU-Kommission das Ziel 
eines zielgenaueren, einfacheren und wirkungsvolleren Haushalts.
Mit Blick auf die Steigerung der Wirksamkeit des EU-Haushalts würdigt 
die Mitteilung im Hinblick auf die Agrarpolitik und die Politik für länd-
liche Räume, dass in der Gemeinsamen EU-Agrarpolitik (GAP) die Ein-
führung nationaler Strategiepläne, die sich am nationalen Bedarf und da-
rauf ausgerichteten Zielen orientieren, für eine stärkere Leistungsorien-
tierung gesorgt hat. Aussagen zur Ausstattung und detaillierten Ausge-
staltung des nächsten MFR bleiben in der Mitteilung offen.
Die Bundesregierung hat in ihrem Positionspapier zur GAP nach 2027 
vom Dezember 2024 wesentliche Ansatzpunkte für die künftige GAP 
skizziert. Vorfestlegungen für den nächsten MFR sind zu vermeiden.
Die neue Bundesregierung wird sich zu gegebener Zeit zum zukünftigen 
MFR insgesamt positionieren.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend

75. Abgeordneter
Dr. Stefan Nacke
(CDU/CSU)

Welche Vereine und zivilgesellschaftlichen Grup-
pen wurden im Jahr 2024 in Münster durch das 
Projekt „Demokratie leben“ aus Bundesmitteln fi-
nanziell unterstützt (bitte tabellarisch mit Namen 
und Fördersumme in Euro – absteigend die ersten 
14 Vereine/zivilgesellschaftlichen Gruppen – auf-
listen)?

76. Abgeordneter
Dr. Stefan Nacke
(CDU/CSU)

Welche Vereine und zivilgesellschaftlichen Grup-
pen wurden im Jahr 2023 in Münster durch das 
Projekt „Demokratie leben“ aus Bundesmitteln fi-
nanziell unterstützt (bitte tabellarisch mit Namen 
und Fördersumme in Euro – absteigend die ersten 
14 Vereine/zivilgesellschaftlichen Gruppen – auf-
listen)?

77. Abgeordneter
Dr. Stefan Nacke
(CDU/CSU)

Welche Vereine und zivilgesellschaftlichen Grup-
pen wurden im Jahr 2022 in Münster durch das 
Projekt „Demokratie leben“ aus Bundesmitteln fi-
nanziell unterstützt (bitte tabellarisch mit Namen 
und Fördersumme in Euro – absteigend die ersten 
14 Vereine/zivilgesellschaftlichen Gruppen – auf-
listen)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sven Lehmann 
vom 19. Februar 2025

Die Fragen 75 bis 77 werden aufgrund des Sachzusammenhangs zusam-
men beantwortet.
In den Haushaltsjahren 2022 bis 2024 wurden keine Projekte und/oder 
Vereine in der Stadt Münster durch das Bundesprogramm „Demokratie 
leben!“ gefördert.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Gesundheit

78. Abgeordnete
Barbara Benkstein
(AfD)

Kann die Bundesregierung ausschließen, dass die 
elektronische Patientenakte (ePA), die in diesen 
Wochen für alle rund 70 Mio. gesetzlich Ver-
sicherten von ihrer jeweiligen Krankenkasse an-
gelegt wird (es sei denn, sie widersprechen aktiv) 
und die von den Patienten über eine App indivi-
duell digital verwaltet werden kann, von Strafver-
folgungsbehörden im Rahmen laufender Ermitt-
lungen sowie vorausschauender Polizeiarbeit etwa 
zur Terrorprävention beschlagnahmt und ausge-
wertet werden kann (vgl. www.heise.de/hintergru
nd/Wenn-der-Staat-die-Patientenakte-lesen-will-1
0248249.html), und plant die Bundesregierung 
darüber hinaus ein ausdrückliches Verbot der Be-
schlagnahmung der ePA im § 97 der Strafprozess-
ordnung (StPO), wo ein solches bisher explizit 
nicht vorkommt, zu verankern (vgl. Wissenschaft-
liche Dienste, Sachstand: Strafprozessuale Einzel-
fragen zur Beschlagnahme einer elektronischen 
Patientenakte, WD 7 – 3000 – 021/23)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Edgar Franke 
vom 19. Februar 2025

Nach geltendem Recht besteht nach Ansicht der Bundesregierung unter 
den in § 97 der Strafprozessordnung (StPO) genannten Voraussetzungen 
ein Beschlagnahmeverbot, wenn sich die Daten bei der behandelnden 
Ärztin oder dem behandelnden Arzt befinden und auch, wenn sich diese 
bei der aktenführenden Krankenkasse befinden. Schriftliche Aufzeich-
nungen oder schriftliche Mitteilungen eines Zeugnisverweigerungsbe-
rechtigten unterfallen dem Beschlagnahmeverbot des § 97 Absatz 1 
StPO, wenn sie im Gewahrsam des Zeugnisverweigerungsberechtigten 
sind (hier der behandelnden Ärztin oder dem behandelnden Arzt). Nach 
§ 11 Absatz 3 des Strafgesetzbuches (StGB) gilt dies auch für Daten, die 
von dem Zeugnisverweigerungsberechtigten in die elektronische Patien-
tenakte (ePA) eingestellt werden. Darüber hinaus greift das Beschlag-
nahmeverbot für die ePA gemäß § 97 Absatz 3 StPO auch dann, wenn 
sich die ePA bei der aktenführenden Krankenkasse (§ 342 des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch – SGB V) befindet, da es sich bei letzterer im 
Rahmen der Führung der elektronischen Patientenakte um eine „mitwir-
kende Person“ nach § 53a Absatz 1 Satz 1 StPO handelt.
Für Maßnahmen des Bundeskriminalamts zur Abwehr von Gefahren des 
internationalen Terrorismus gilt der besondere Schutz von § 62 Absatz 1 
des Bundeskriminalamtgesetzes (BKAG). Die Vorschrift orientiert sich 
an den Regelungen in den §§ 53, 53a StPO.
Über die Zulässigkeit von Maßnahmen der Strafverfolgungsbehörden 
und der Polizei haben die zuständigen unabhängigen Gerichte zu ent-
scheiden.
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Im Übrigen prüft die Bundesregierung, ob über die bereits bestehenden 
Regelungen hinaus weiterer gesetzgeberischer Klarstellungsbedarf zum 
Schutz von Patientendaten besteht.

79. Abgeordnete
Susanne Ferschl
(Gruppe Die Linke)

Wie lange ist nach Erkenntnis der Bundesregie-
rung der durchschnittliche Zeitraum von der Ge-
nehmigung einer beruflichen Rehabilitation bis 
zum Antritt derselben, und wie lange ist der 
durchschnittliche Zeitraum von der Krankenhau-
sentlassung bis zum Antritt einer Anschlussheil-
behandlung (Zahlen für beide Teilfragen bitte 
nach ambulanten und stationären Maßnahmen dif-
ferenzieren und für die letzten fünf Jahre auswei-
sen)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sabine Dittmar 
vom 18. Februar 2025

Zur Frage der beruflichen Rehabilitation:
Die Rentenversicherung konnte aufgrund der Kürze der Zeit keine nach 
stationären und ambulanten Maßnahmen differenzierende Daten zum 
Antritt einer beruflichen Rehabilitationsmaßnahme vorlegen; der Bun-
desagentur für Arbeit liegt keine Differenzierung vor. Die Zahlen bezie-
hen sich auf alle Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben (bei der Ren-
tenversicherung ohne KfZ-Hilfen).
Die durchschnittliche Dauer zwischen Beginn des Rehabilitationsverfah-
rens und Beginn der ersten Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben beim 
Rehabilitationsträger Bundesagentur für Arbeit lag zuletzt bei 102 Ta-
gen. Sie hat sich in den vergangenen fünf Jahren nicht wesentlich ver-
ändert und bewegte sich zwischen 101 und 105 Tagen. Bei der Renten-
versicherung lag die durchschnittliche Dauer zuletzt bei 42 Tagen.
In der gesetzlichen Unfallversicherung kann kein Antrittszeitraum ermit-
telt werden, da es aufgrund des Amtsermittlungsgrundsatzes keine An-
träge für berufliche Rehabilitationsmaßnahmen gibt.
Die vorliegenden Daten im Einzelnen können der nachstehenden Tabelle 
entnommen werden.

(Angabe in Tagen) 2020 2021 2022 2023 2024
Rentenversicherung
(LTA ohne KfZ-Hilfen) 42,6 45,1 41,6 39,8  42
Bundesagentur für Arbeit 104 105 102 101 102 

(Nov 2023 bis 
Okt 2024)

Zur Frage der Anschlussheilbehandlung:
Der Unfallversicherung liegen keine statistischen Daten zum durch-
schnittlichen Zeitraum von der Krankenhausentlassung bis zum Antritt 
einer Anschlussheilbehandlung vor. In der gesetzlichen Unfallversiche-
rung gibt es keine klassische „Anschlussheilbehandlung“, da die Abfol-
ge der Rehabilitationsmaßnahmen so geplant wird, dass sie nahtlos inei-
nandergreifen.
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Bei der Rentenversicherung lag der durchschnittliche Zeitraum von der 
Krankenhausentlassung bis zum Antritt einer Anschlussheilbehandlung 
zuletzt bei 19 Tagen. Die Daten im Einzelnen können der nachstehenden 
Tabelle entnommen werden.

(Angabe in Tagen) 2020 2021 2022 2023 2024
Rentenversicherung 15,3 14,9 16,5 16,4 19,0

Für den Bereich der gesetzlichen Krankenversicherung liegen der Bun-
desregierung entsprechende Daten nicht vor.

80. Abgeordnete
Gerrit Huy
(AfD)

Welche weiteren Ausgabenblöcke sind im Jahr 
2023 in der Gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) noch angefallen, die über die in der Ant-
wort der Bundesregierung zu der Frage 6d der 
Großen Anfrage der Fraktion der AfD auf Bun-
destagsdrucksache 20/14319 genannten drei größ-
ten Blöcke der GKV-Ausgaben hinausgehen (bitte 
die nächsten 28 weiteren Ausgabenblöcke nach 
Größe absteigend sortiert nennen)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sabine Dittmar 
vom 18. Februar 2025

Eine trennscharfe und über Zeit valide Unterscheidung von 28 über die 
in der in Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Frak-
tion der CDU/CSU (Bundestagsdrucksache 20/14319) genannten Berei-
che Krankenhausbehandlung, Arzneimittel und ambulante ärztliche Be-
handlungen hinausgehenden Ausgabenblöcken ist auf Basis der Ausga-
bekonten des Kontenrahmens der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) nicht möglich. Die folgende Tabelle zeigt die 20 wichtigsten 
Ausgabenblöcke der GKV in der vom Bundesministerium für Gesund-
heit zu den vorläufigen und endgültigen Rechnungsergebnissen der 
GKV genutzten Abgrenzung.
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Ausgaben der GKV nach Bereichen in Milliarden Euro und in Euro je Versicherten im Jahr 2023

Bereich Volumen 
in Milliarden Euro

Volumen 
in Euro

je Versicherten
Leistungsausgaben insgesamt 288,6 3.887
Davon:
Krankenhausbehandlung  94,0 1.265
Arzneimittel  50,2   676
Ärztliche Behandlung  47,1   635
Krankengeld  19,1   257
Zahnärztliche Behandlung ohne Zahnersatz  13,6   183
Heilmittel  12,1   162
Hilfsmittel  11,2   150
Behandlungspflege und häusliche Krankenpflege   9,5   128
Fahrkosten   8,7   117
Vorsorge- und Rehabilitationsleistungen   4,2    56
Zahnersatz   4,0    54
Früherkennungsmaßnahmen   2,8    38
Schutzimpfungen   2,9    39
Dialyse   2,2    30
Schwangerschaft und Mutterschaft ohne stat. Entbindung   1,5    20
Sonstige Leistungsausgaben   5,6    76
Verwaltungskosten insgesamt  12,6   170
Davon:
persönliche Verwaltungskosten  11,1   149
sächliche Verwaltungskosten   4,8    65
Verwaltungskosten-Erstattungen  –3,3   –44
Ausgaben der Kontenklasse 6   5,2    70

Hinweis: Absolute Ausgabenvolumina in Milliarden Euro auf eine Nachkommastelle gerundet. Ausgabenvolumina in Euro je Versicherten 
auf ganze Euro gerundet.
Quelle: Endgültige Rechnungsergebnisse der GKV im Jahr 2023 (Vordruck KJ1 der amtlichen Statistik der GKV)

81. Abgeordneter
Karsten Klein
(FDP)

Welche Rechtsanwaltskanzleien haben die Bun-
desrepublik Deutschland vor Gericht in Verfah-
ren, die das Open-House-Verfahren zur Beschaf-
fung von Schutzmasken während der Coronapan-
demie betreffen, vertreten (bitte mandatierte 
Rechtsanwaltskanzlei mit Zeitraum und ggf. 
Grund für Ende des Mandats angeben), und wie 
hoch sind die Rechtsberatungskosten, die hier seit 
2020 bis jetzt entstanden sind, insgesamt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Edgar Franke 
vom 21. Februar 2025

Das Bundesministerium für Gesundheit hat sich in den Rechtsstreitig-
keiten mit Bezug zum Open-House-Verfahren bislang durch folgende 
Kanzleien vor Gericht vertreten lassen:
• Ernst & Young Law GmbH (April 2020 bis Juli 2024),
• CMS Hasche Sigle Partnerschaft von Rechtsanwälten und Steuerbe-

ratern mbB (seit August 2020),

Drucksache 20/15008 – 66 – Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode

Vorabfassung - w
ird durch die lektorierte Version ersetzt.

Vorabfassung - w
ird durch die lektorierte Version ersetzt.



• PricewaterhouseCoopers Legal AG Rechtsanwaltsgesellschaft (seit 
August 2022 bis Januar 2025),

• Deloitte Legal Rechtsanwaltsgesellschaft mbH (seit Dezember 2022),
• Flick Gocke Schaumburg Rechtsanwälte Wirtschaftsprüfer Steuerbe-

rater Partnerschaft mbB (Juni 2024 bis November 2024),
• JBB Rechtsanwälte Jaschinski Biere Brexl Partnerschaft mbB (seit 

Januar 2025),
• Rechtliche Vertretung vor dem Bundesgerichtshof (seit 2024).
Eine Aufschlüsselung der Kosten für die Rechtsberatung für Verfahren 
im Zusammenhang mit dem Open-House-Verfahren liegt nicht vor. Bis-
her wurden insgesamt rund 83 Mio. Euro für Rechtsberatungsleistungen 
im Zusammenhang mit Beschaffungen des Bundes von medizinischen 
Verbrauchs- und Versorgungsgütern gezahlt. Das Bundesministerium für 
Gesundheit äußert sich nicht zu einzelnen Mandatierungen von Anwäl-
ten. Absehbares Ziel des Bundesministeriums für Gesundheit ist es, die 
Prozessvertretung zu straffen und die Zahl der mandatierten Anwalts-
kanzleien zu reduzieren.

82. Abgeordnete
Jessica Tatti
(Gruppe BSW)

Welche Informationen hat die Bundesregierung 
über die Mitarbeit des Robert-Koch-Instituts 
(Robert Koch-Institut) an der ministerienüber-
greifenden „AG Impfpflicht“, konkret der „Zuar-
beit [des Robert Koch-Institut] zur Gesetzesbe-
gründung der allgemeinen Impfpflicht“ (siehe 
Robert Koch-Institut-Protokoll der Sitzung am 
4. Februar 2022; www.rki.de/DE/Themen/Infekti
onskrankheiten/Infektionskrankheiten-A-Z/C/CO
VID-19-Pandemie/Protokolle/COVID-19-Krisens
tabsprotokolle.html?templateQueryString=rki+pr
otokolle; bei Stichwortsuche auf falsche Schreib-
weise im Protokoll „Impflicht“ bzw. „Impfflicht“ 
achten), und werden nach Kenntnis der Bundes-
regierung Sitzungsprotokolle, E-Mails und sonsti-
ge Dokumente dieser Arbeitsgruppe „AG Impf-
pflicht“ veröffentlicht bzw. Parlamentariern zur 
Verfügung gestellt, und wenn ja, wann und wo?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sabine Dittmar 
vom 19. Februar 2025

Im Frühjahr 2022 wurden zur Ausgestaltung einer etwaigen allgemeinen 
Impfpflicht gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 verschiedene Grup-
penanträge aus der Mitte des Deutschen Bundestages beraten. Die Bun-
desregierung hatte bei der Erarbeitung der Anträge Hilfestellung zuge-
sagt und diese auf entsprechende Bitten einzelner Abgeordneter hin ge-
leistet. Zu diesem Zweck wurde eine interministerielle Arbeitsgruppe 
eingerichtet, an der u. a. das Robert Koch-Institut (RKI) beteiligt war. 
Das RKI hat in diesem Zusammenhang an mehreren Videokonferenzen 
der Arbeitsgruppe teilgenommen. In der Arbeitsgruppe wurden u. a. Fra-
gen zur Einführung einer allgemeinen Impfpflicht gegen das Coronavi-
rus SARS-CoV-2 fachlich beraten. Das RKI hat bei der Aufarbeitung 
der wissenschaftlichen Evidenz unterstützt, die als Grundlage in die ver-
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schiedenen Gruppenanträge aufgenommen wurde. Es existieren keine 
Protokolle zu den Treffen der interministeriellen Arbeitsgruppe.
Die Gruppenanträge, Gesetzentwürfe, Debatten und weitere Hintergrun-
dinformationen zur Einführung der allgemeinen Impfpflicht gegen das 
Coronavirus SARS-CoV-2 sind detailliert unter dem folgenden Link ab-
rufbar: www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2022/kw14-de-impfpfl
icht-886566.

83. Abgeordnete
Kathrin Vogler
(Gruppe Die Linke)

Inwiefern können Medizinplattformen wie telecli-
nic.de und die vermittelten Ärztinnen und Ärzte 
nach Ansicht der Bundesregierung systembedingt 
alle gesetzlichen oder berufsrechtlichen Anforde-
rungen (zum Beispiel das Einzelfallgebot nach 
§ 7 Absatz 4 der Musterberufsordnung für die in 
Deutschland tätigen Ärztinnen und Ärzte (MBO-
Ä) für ausschließlich telemedizinische Behand-
lungen) einhalten, und wie können sie nach An-
sicht der Bundesregierung den Facharztstandard 
einhalten, wenn etwa Leitlinien klar z. B. einen 
Erregernachweis, einen Bluttest oder eine körper-
liche Untersuchung vorsehen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Edgar Franke 
vom 19. Februar 2025

Die telemedizinischen Versorgungsmöglichkeiten in der gesetzlichen 
Krankenversicherung (zum Beispiel Videosprechstunden, Telekonsilien, 
telemedizinische Funktionskontrollen, Telemonitoring oder Pflegefall-
konferenzen) leisten einen wichtigen Beitrag zur Gewährleistung einer 
flächendeckenden und qualitativ hochwertigen Versorgung. Bei der 
Durchführung von Leistungen im Rahmen der Videosprechstunde unter-
liegen die Leistungserbringenden vielschichtigen rechtlichen Anforde-
rungen aus dem Bereich des Sozialrechts, des Datenschutzrechts, des 
Berufsrechts sowie weitergehenden Regelungen der Selbstverwaltung 
wie beispielsweise den Vorgaben nach Anlage 31 und 31b zum Bundes-
mantelvertrag-Ärzte.
Eine ausschließliche Beratung oder Behandlung über Kommunikations-
medien ist nach den berufsrechtlichen Vorgaben (vgl. § 7 Absatz 4 der 
Musterberufsordnung für die in Deutschland tätigen Ärztinnen und Ärz-
te – MBO), an der sich die Ärztekammern der Länder bei der Ausgestal-
tung ihrer Berufsordnungen in der Regel orientieren, dabei nur im Ein-
zelfall erlaubt, wenn dies ärztlich vertretbar ist und die erforderliche 
ärztliche Sorgfalt insbesondere durch die Art und Weise der Befunderhe-
bung, Beratung, Behandlung sowie Dokumentation gewahrt und die Pa-
tientin oder der Patient zudem über die Besonderheiten der ausschließli-
chen Beratung und Behandlung über Kommunikationsmedien aufgeklärt 
wird.
Die berufs- und behandlungsvertragsrechtlichen Vorgaben für eine ord-
nungsgemäße und sorgfaltsgerechte Behandlung nach den anerkannten 
fachlichen Standards sind dabei durch die Leistungserbringenden umfas-
send zu erfüllen. Sollte sich im Rahmen einer Behandlung im Wege der 
Videosprechstunde herausstellen, dass die Erhebung von Befunden eine 
persönliche Bestimmung von Vitalparametern oder eine weitergehenden 
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Labordiagnostik erfordert, ist die Behandlung der Patientin oder des Pa-
tienten im persönlichen Kontakt durchzuführen und die Videosprech-
stunde insofern ungeeignet.

84. Abgeordnete
Kathrin Vogler
(Gruppe Die Linke)

Inwiefern handeln internationale Plattformen wie 
doktorabc.com, die ihren Sitz im Nicht-EU-Aus-
land haben, aber ärztliche Behandlungen sowie 
den Arzneimittelversand von zugewiesenen Ver-
sandapotheken von innerhalb der EU vermitteln, 
nach Ansicht der Bundesregierung rechtskonform 
und sieht sie hier Handlungsbedarf in der Gesetz-
gebung (z. B. bei der Ausgestaltung des Arznei-
mittelversandhandels aus dem Ausland) oder in 
der Aufsichtspraxis?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Edgar Franke 
vom 19. Februar 2025

Nach § 630a Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches hat eine medizini-
sche Behandlung nach den zum Zeitpunkt der Behandlung bestehenden, 
allgemein anerkannten fachlichen Standards zu erfolgen, soweit nicht et-
was anderes vereinbart ist. Gemäß § 7 Absatz 4 der (Muster-)Berufsord-
nung für die in Deutschland tätigen Ärztinnen und Ärzte, an der sich die 
Ärztekammern der Länder bei der Ausgestaltung ihrer Berufsordnungen 
in der Regel orientieren, beraten und behandeln in Deutschland tätige 
Ärztinnen und Ärzte Patientinnen und Patienten im persönlichen Kon-
takt. Sie können dabei Kommunikationsmedien unterstützend einsetzen. 
Eine ausschließliche Beratung oder Behandlung über Kommunikations-
medien ist im Einzelfall erlaubt, wenn dies ärztlich vertretbar ist und die 
erforderliche ärztliche Sorgfalt insbesondere durch die Art und Weise 
der Befunderhebung, Beratung, Behandlung sowie Dokumentation ge-
wahrt wird und die Patientin oder der Patient auch über die Besonderhei-
ten der ausschließlichen Beratung und Behandlung über Kommunikati-
onsmedien aufgeklärt wird. In der Folge enthält das Arzneimittelgesetz 
seit August 2019 kein Verbot der Abgabe verschreibungspflichtiger Arz-
neimittel durch Apotheken mehr, wenn vor der Verschreibung offenkun-
dig kein direkter Arzt-Patienten-Kontakt stattgefunden hat.
Die Überwachung der Einhaltung des ärztlichen Berufsrechts obliegt der 
jeweiligen Landesärztekammer, die bei einem Verstoß berufsrechtliche 
bzw. berufsgerichtliche Maßnahmen ergreifen kann.
Apotheken sind nach deutschem Recht unter anderem Rechtsgeschäfte 
oder Absprachen mit Dritten verboten, die eine Zuführung von Patienten 
oder die Zuweisung von Verschreibungen zum Gegenstand haben (§ 11 
Absatz 1 des Apothekengesetzes). Das Verbot gilt auch für Apotheken, 
die in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in 
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum liegen. Zudem ist es für Dritte unter anderem unzuläs-
sig, Verschreibungen an Apotheken zu vermitteln oder weiterzuleiten 
und dafür für sich oder andere einen Vorteil zu fordern, sich einen Vor-
teil versprechen zu lassen, anzunehmen oder zu gewähren (§ 11 Ab-
satz 1a des Apothekengesetzes). Für den Vollzug des Apothekenrechts 
sind die Länder bzw. im EU-Ausland die Vollzugsbehörden des jeweili-
gen EU-Mitgliedstaats zuständig.
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Einen weitergehenden gesetzgeberischen Handlungsbedarf sieht das 
Bundesministerium für Gesundheit derzeit nicht.

85. Abgeordnete
Elisabeth 
Winkelmeier-
Becker
(CDU/CSU)

Wird von Seiten der Bundesregierung das Post 
Vac-Syndrom als Krankheit anerkannt, und 
welche Hilfen werden seitens der Bundesregie-
rung für Post Vac-erkrankte Bundeswehrsoldaten 
zur Verfügung gestellt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Edgar Franke 
vom 17. Februar 2025

Die Versorgung von Patientinnen und Patienten, die nach einer Impfung 
zur Prophylaxe einer COVID-19-Erkrankung Long-COVID ähnliche 
Symptome aufweisen, ist in der Richtlinie des Gemeinsamen Bundes-
ausschusses über eine berufsgruppenübergreifende, koordinierte und 
strukturierte Versorgung für Versicherte mit Verdacht auf Long-COVID 
und Erkrankungen, die eine ähnliche Ursache oder Krankheitsausprä-
gung aufweisen, geregelt (vgl. www.g-ba.de/downloads/62-492-3451/L
ongCOV-RL_2023-12-21_iK-2024-05-09.pdf). Auf die Antwort der 
Bundesregierung auf die Schriftliche Frage 133 der Abgeordneten 
Jessica Tatti (Gruppe BSW) auf Bundestagsdrucksache 20/11712, 
S. 102) wird verwiesen.
Erkrankte Soldatinnen und Soldaten mit einem Verdacht auf das soge-
nannte „Post-Vac-Syndrom“ werden umfassend durch den Sanitätsdienst 
der Bundeswehr versorgt. Derzeit erweist sich die fachärztliche Abklä-
rung (z. B. Innere Medizin, Neurologie) über einen koordinierenden 
Truppenarzt als zielführend. Dabei stehen die Ambulanzen der Bundes-
wehrkrankenhäuser und Facharztzentren mit ihrer Expertise auch zu die-
sem Diagnosekomplex zur Verfügung. Die Behandlung erfolgt im Rah-
men der unentgeltlichen truppenärztlichen Versorgung.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Digitales 
und Verkehr

86. Abgeordneter
René Bochmann
(AfD)

Ist der Bundesregierung das Gutachten bekannt, 
welches in einer Mail der Fa. Marine Services 
Junge & Co. Versicherungsmakler GmbH, Hohe 
Bleichen 11, 20354 Hamburg, an den Verkehrs-
ausschuss des Deutschen Bundestages am 7. Fe-
bruar 2025 erwähnt wurde (Zitat aus der Mail: 
„Zum wiederholten Male müssen wir uns nun mit 
einer Kollision auf dem Nord-Ostsee-Kanal be-
fassen und haben in diesem Zuge erfahren, dass 
Ihnen seit fünfzehn Jahren – in Worten: FÜNF-
ZEHN JAHREN – das vorgenannte Gutachten 
vorliegt, Sie es aber bislang nicht vermocht ha-
ben, die Empfehlung des Gutachtens – erste Spra-
che Englisch, zweite Sprache Deutsch – in eine 
entsprechende Verordnung einfließen zu lassen.“), 
und wenn ja, kann dieses Gutachten den Mitglie-
dern des Verkehrsausschusses zur Verfügung ge-
stellt werden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol 
vom 19. Februar 2025

Das vorbezeichnete Gutachten ist der Bundesregierung bekannt und 
kann dem Verkehrsausschuss des Deutschen Bundestages bei Bedarf zur 
Verfügung gestellt werden.

87. Abgeordneter
Michael Donth
(CDU/CSU)

Plant das Bundesministerium für Digitales und 
Verkehr (BMDV) eine organisatorische Änderung 
des Referats E 25 hin zum Geschäftsbereich 
„Haushalt Schiene, Hochleistungskorridore“, und 
wenn ja, warum erfolgt diese aus meiner Sicht 
wesentliche Änderung in der Eisenbahnabteilung 
des BMDV kurz vor der Bundestagswahl am 
23. Februar 2025?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol 
vom 20. Februar 2025

Das Bundesministerium für Digitales und Verkehr hat im Rahmen einer 
organisatorischen Änderung mit Wirkung zum 1. Februar 2025 den Auf-
gabenbereich der Referate E 20 und E 25 neu zugeschnitten.
Die organisatorische Änderung war erforderlich, um die Zusammen-
arbeit mit der Deutsche Bahn AG und ihren Tochtergesellschaften zur 
Verlagerung von Verkehr auf die Schiene zu optimieren.
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88. Abgeordneter
Hansjörg Durz
(CDU/CSU)

Wann wird der Bauwerksentwurf zur Volleinhau-
sung der B 17 in Stadtbergen genehmigt, und für 
wann ist der Baubeginn geplant?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol 
vom 20. Februar 2025

Die Bayerische Straßenbauverwaltung hat dem Bundesministerium für 
Digitales und Verkehr (BMDV) den Bauwerksentwurf für die Einhau-
sung der B 17 bei Stadtbergen vorgelegt mit der Bitte, den Gesehenver-
merk auf die Unterlage zu erteilen.
Durch einen vollziehbaren Planfeststellungsbeschluss abgesichertes 
Baurecht ist die Grundvoraussetzung dafür, dass über eine Finanzierung 
des Vorhabens und einen Baubeginn entschieden werden kann. Derzeit 
liegt noch kein Baurecht vor. Ein konkreter Baubeginn sowie eine Fi-
nanzierung des Vorhabens sind noch nicht absehbar.
Das BMDV wird den Gesehenvermerk auf den Bauwerksentwurf nach 
Abschluss des Baurechtsverfahrens rechtzeitig vor Beginn der konkreten 
Ausschreibungsplanungen erteilen.

89. Abgeordneter
Dr. Jonas Geissler
(CDU/CSU)

Sieht die Bundesregierung eine Chance, die Elek-
trifizierung der grenzüberschreitenden Franken-
Sachsen-Magistrale aus Mitteln des Förderinstru-
ments „Connecting Europe Facility (CEF)“ der 
Europäischen Union zu finanzieren, und wenn ja, 
setzt sie sich für solch eine Förderung ein, und 
welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über die Absichten der Deutschen Bahn AG, eine 
Förderung in diesem Bereich zu beantragen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol 
vom 21. Februar 20225

Voraussetzung für die Beantragung von Fördermitteln der Connecting 
Europe Facility (CEF) sind entsprechende Förderaufrufe der Europä-
ischen Union. Im laufenden Mehrjährigen Finanzierungsrahmen 
(2021-2027) sind seitens der EU-Kommission keine CEF-Förderaufrufe 
zum Ausbau von TEN-V Infrastrukturen mehr vorgesehen. Ob und in 
welcher Höhe ab 2028 CEF-Fördermittel zur Verfügung stehen, wird 
von Vorschlag und Verhandlungsergebnis des nächsten Mehrjährigen Fi-
nanzierungsrahmens der EU abhängen.

90. Abgeordneter
Stefan Gelbhaar
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie viel Prozent der bundeseigenen Lkw sind mit 
Abbiegeassistenten ausgestattet (bitte für Bundes-
ministerien und das THW einzeln aufführen), und 
falls nicht alle Lkw mit Abbiegeassistenten ausge-
stattet sind, inwiefern ist eine Nachrüstung der 
Flotte geplant?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol 
vom 20. Februar 20225

Insgesamt sind 16,5 Prozent der bundeseigenen Lkw mit Abbiegeassis-
tenten ausgestattet. Eine weitere Nachrüstung mit Abbiegeassistenten 
und der Austausch alter Lkw durch Ersatzbeschaffungen mit Abbiegeas-
sistenten wird angestrebt.
Bei sehr alten Fahrzeugen, die nur noch begrenzt eingesetzt oder in ab-
sehbarer Zeit ausgesondert werden, und Fahrzeugen für besondere Ein-
sätze, bei denen keine fachliche Notwendigkeit besteht, ist keine Nach-
rüstung vorgesehen.
Die Verteilung der Anzahl der bundeseigenen Lkw mit Abbiegeassisten-
ten auf die Ressorts und die Bundesanstalt Technisches Hilfswerk 
(THW) ergeben sich aus der nachfolgenden Tabelle.

Ressort Anzahl 
bundes-

eigener Lkw 
ohne 

Abbiege-
assisten

Anzahl 
bundes-

eigener Lkw 
mit Abbiege-
assistenten

Anteil mit 
Abbiege-
assistent 

in Prozent

Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz      4     2  33,0
Bundesministerium der Finanzen      3    13  81,0
Bundesministerium des Innern und für Heimat 
(ohne THW)  2.260    46   2,0
Bundesministerium des Innern und für Heimat 
(nur THW)  3.033   620  17,0
Auswärtiges Amt      0     2 100,0
Bundesministerium der Justiz      1     0   0,0
Bundesministerium für Arbeit und Soziales      0     1 100,0
Bundesministerium der Verteidigung 12.963 2.786  17,7
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft      5     1  16,7
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend      0     0   0,0
Bundesministerium für Gesundheit      0     0   0,0
Bundesministerium für Digitales und Verkehr     18   141  88,7
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare 
Sicherheit und Verbraucherschutz      2     0   0,0
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung      0     0   0,0
Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und 
Bauwesen      0     0   0,0
Summe 18.288 3.614  16,5

91. Abgeordneter
Christian Görke
(Gruppe Die Linke)

Fördern bzw. finanzieren der Bund und – nach 
Kenntnis der Bundesregierung – das Land Bran-
denburg den Bau des neuen Bahnhofes Fang-
schleuse in Grünheide nahe der Gigafactory von 
Tesla, und wie hoch sind die Gesamtkosten (bitte 
Kostenträger und jeweilige Höhe der Kosten an-
geben; www.moz.de/lokales/erkner/tesla-gruenhei
de-wald-weg-fuer-bahnhof-fangschleuse-an-der-g
igafactory-gehts-voran-77760567.html)?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol 
vom 17. Februar 2025

Der Bund finanziert den Ausbau des Übergabebahnhofs Fangschleuse 
für den Schienengüterverkehr im Rahmen des Bedarfsplans mit rund 
190 Mio. Euro. Die entsprechende Finanzierungsvereinbarung wurde am 
27. Dezember 2023 unterzeichnet. Das Vorhaben Neubau der Regional-
verkehrsstation Fangschleuse ist ein Teilprojekt des Vorhabens i2030-
Korridor RE1 Brandenburg–Berlin–Frankfurt welches im Rahmen des 
Bundesprogramms gemäß Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 
(GVFG) anteilig gefördert werden soll.
Die Gesamtkosten für das Teilprojekt Neubau der Regionalverkehrsstati-
on Fangschleuse wurden mit 53,9 Mio. Euro und die zuwendungsfähi-
gen Kosten mit 46,6 Mio. Euro veranschlagt. Die Höhe der anteiligen 
Investitionszuschüsse im Rahmen des GVFG-Bundesprogramms 
(75 Prozent der zuwendungsfähigen Kosten) betragen 34,9 Mio. Euro 
und der Anteil des Landes Brandenburg (25 Prozent der zuwendungsfä-
higen Kosten) beträgt 11,6 Mio. Euro.

92. Abgeordneter
Dr. André Hahn
(Gruppe Die Linke)

Wie beurteilt die Bundesregierung die aktuelle 
Situation um die seit November 2024 gesperrte 
Elbbrücke in Bad Schandau, insbesondere hin-
sichtlich der Auswirkungen auf Wirtschaft und 
Tourismus sowie eines möglichen Zeitpunkts der 
Aufhebung der Sperrung bzw. Schaffung einer Er-
satzlösung, um diese zentrale Verkehrsverbindung 
für die Sächsische Schweiz und auch in die 
Tschechische Republik wieder nutzbar zu ma-
chen, und welche Möglichkeiten sieht die Bun-
desregierung, um das Wiederinbetriebnahmever-
fahren zu beschleunigen und sich daran auch lo-
gistisch (z. B. über das THW) sowie finanziell zu 
beteiligen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol 
vom 20. Februar 2025

Die Sperrung der Elbbrücke in Bad Schandau im Zuge der B 172 bedeu-
tet für Wirtschafts- und Tourismusunternehmen ebenso wie für Pendler 
und Anwohner eine zusätzliche Belastung durch verlängerte Transport- 
und Anfahrtswege sowie erhöhte Verkehrsbelastungen auf den Umlei-
tungsstrecken.
Die im Rahmen der laufenden Untersuchungen bisher gewonnenen Er-
kenntnisse zum baulichen Zustande der Elbbrücke Bad Schandau lassen 
gegenwärtig keine Nutzung der Brücke für den öffentlichen Verkehr zu. 
Die Entscheidung über die weitere Nutzung der Elbbrücke Bad Schan-
dau und ggf. eine vorübergehende Öffnung der Brücke für Pkw hängt 
vom Ergebnis der weiteren Untersuchungen ab. In die Prüfung werden 
sämtliche Möglichkeiten zur Wiederherstellung der unterbrochenen Ver-
kehrsbeziehung einbezogen.
Die für die Planung zuständige Sächsische Straßenbauverwaltung hat 
die Planungen für eine Behelfsbrücke über die Elbe bei Bad Schandau 
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bereits beauftragt mit dem Ziel, die Lücke im Bundesfernstraßennetz 
schnellstmöglich zu schließen und die Region verkehrlich zu entlasten.
Das Bundesministerium für Digitales und Verkehr steht mit der Sächsi-
schen Straßenbauverwaltung in engem Austausch, um die Schadensursa-
chen zügig aufzuklären und die Elbbrücke in Bad Schandau durch einen 
Neubau zu ersetzen.

93. Abgeordnete
Nicole Höchst
(AfD)

Sind seit der Antwort der Bundesregierung auf 
meine Schriftliche Frage 134 auf Bundestags-
drucksache 20/13684 bezüglich der Sanierung des 
Bahnhofs in Kirn irgendwelche sichtbaren Sanie-
rungen erfolgt, bzw. ist eine Verbesserung der in 
meiner o. g. Schriftlichen Frage benannten Pro-
bleme seit meiner Schriftlichen Frage nun am Kir-
ner Bahnhof erfolgt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol 
vom 17. Februar 2025

Nach Angaben der DB InfraGO AG erfolgte die fachtechnische Abnah-
me der beiden neuen Aufzüge an der Verkehrsstation Kirn (Nahe) am 
30. Januar 2025. Die Aufzüge sollen bis 28. Februar 2025 in Betrieb ge-
nommen werden.

94. Abgeordnete
Caren Lay
(Gruppe Die Linke)

Wie viele Streckenkilometer beträgt das Eisen-
bahnnetz in Sachsen derzeit (bitte nach elektrifi-
ziert/nicht elektrifiziert aufschlüsseln), und wie 
viele Streckenkilometer des Eisenbahnnetzes in 
Sachsen sollen entsprechend den Planungen der 
Bundesregierung in den Jahren 2025 bis 2029 
elektrifiziert werden (bitte einzeln nach Jahren 
aufschlüsseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol 
vom 17. Februar 2025

Nach Angaben der DB InfraGO AG beträgt die Betriebslänge des bun-
deseigenen Schienennetzes im Freistaat Sachsen 2.118 Streckenkilome-
ter. Davon sind 1.109 km elektrifiziert und 1.009 km nicht elektrifiziert, 
das entspricht einer Elektrifizierungsquote von rund 52 Prozent. Daten-
grundlage ist das Infrastrukturkataster mit Datenstand 30. November 
2023.
Derzeit plant die DB InfraGO AG im Auftrag des Bundes und des Frei-
staats Sachsen mehrere Elektrifizierungsvorhaben. Dies betrifft die Stre-
cken Leipzig–Bad Lausick–Geithain–Chemnitz, Leipzig–Pegau (–Zeitz–
Gera), (Cottbus–)Weißwasser–Görlitz, ABS Dresden–Görlitz, Arnsdorf–
Kamenz–Hosena und Verbindungskurven im Bereich Graustein–Spree-
witz.
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95. Abgeordneter
Florian Müller
(CDU/CSU)

Wie hat sich die Zahl der Straßenverkehrsunfälle 
mit Personenschaden unter dem Einfluss von 
Cannabis seit der Legalisierung der Droge am 
1. April 2024 bis heute entwickelt, und welche 
Implikationen zieht die Bundesregierung daraus?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol 
vom 19. Februar 2025

Die Polizeien differenzieren bei der Aufnahme der Unfallursachen bis-
lang nicht bundesweit nach der Art der berauschenden Mittel – mit Aus-
nahme von Alkohol. Informationen konkret zum Cannabiskonsum wer-
den bundesweit voraussichtlich erst ab Juli 2025 erfasst. In der amtli-
chen Straßenverkehrsunfallstatistik liegen daher aktuell noch keine Zah-
len der Straßenverkehrsunfälle mit Personenschaden unter dem Einfluss 
von Cannabis vor.
Dessen ungeachtet werden derzeit die gesellschaftlichen Auswirkungen 
des Konsumcannabisgesetzes stufenweise evaluiert gemäß § 43 des 
Konsumcannabisgesetzes. Dabei werden auch die Auswirkungen auf 
den Straßenverkehr mitbetrachtet. Die Evaluation erfolgt begleitend zum 
Vollzug des Gesetzes durch vom Bundesministerium für Gesundheit be-
auftragte unabhängige Dritte. Die Evaluation bleibt abzuwarten.

96. Abgeordneter
Victor Perli
(Gruppe Die Linke)

Trifft nach Kenntnis der Bundesregierung die An-
nahme eines Umweltverbandes zu, dass während 
der Generalsanierung Hamburg-Berlin durch das 
Ticket-System der Deutschen Bahn und die Ver-
ringerung des Angebots auf den Ersatzstrecken 
die dortigen Ticketpreise gegenüber denen auf der 
sanierten Strecke steigen und weniger Sparange-
bote verfügbar sein werden (vgl. https://prellbock-
altona.de/wp-content/uploads/2025/01/02_25_Ge
neralsanierung.pdf), und wenn ja, wird die Bun-
desregierung dafür sorgen, dass es nicht zu einer 
solchen Preiserhöhung kommen wird, sondern 
umgekehrt entsprechend der Fahrtzeitverlänge-
rung auf den Ersatzstrecken zu einer Preissen-
kung?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol 
vom 18. Februar 2025

Nach Angaben der DB Fernverkehr AG setzt diese auf der Umleitungs-
strecke lange ICE-Züge mit einer hohen Anzahl an Sitzplätzen ein, um 
weiterhin eine gleichmäßige Verteilung der Nachfrage und attraktive 
Preise sicherstellen zu können. Auch während der Baumaßnahme wird 
die DB Fernverkehr AG gerade auch bei frühzeitiger Buchung im Vor-
verkauf eine ausreichende Anzahl an günstigen Preisen anbieten.
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97. Abgeordneter
Dr. Christoph Ploß
(CDU/CSU)

Wie sind die für das vierte Quartal 2024 angekün-
digten Endergebnisse der Hauptuntersuchung an 
der Hamburger Norderelbbrücke (K6) über die 
A 1 ausgefallen, und welche konkreten Maßnah-
men ergreifen die Bundesregierung und die Auto-
bahn GmbH des Bundes als Konsequenz aus den 
vorliegenden Ergebnissen bzw. falls die Ergebnis-
se wider Erwarten nicht vorliegen, weshalb nicht 
(siehe Antwort der Bundesregierung auf die Klei-
ne Anfrage der Fraktion der CDU/CSU auf Bun-
destagsdrucksache 20/13576)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol 
vom 21. Februar 2025

Die Ergebnisse der letzten Hauptprüfung haben die Zustandsnote 3,5 er-
geben. Da eine ergänzende statische Betrachtung Defizite im Bereich 
der Kragarme zeigte, empfehlen die Autobahn GmbH des Bundes und 
zwei unabhängigen Statiker eine generelle Schonung des Bauwerks, um 
dessen Erhalt bis zum Jahr 2030 ermöglichen zu können. Dazu werden 
die Kragarme entlastet und es werden punktuelle Schweißarbeiten und 
Instandsetzungsarbeiten durchgeführt. Die erforderlichen Arbeiten dazu 
sind derzeit in Planung. Sobald die Arbeiten und Umsetzungszeitpunkte 
final feststehen, wird die Autobahn GmbH des Bundes umfassend darü-
ber informieren.

98. Abgeordneter
Dr. Martin Plum
(CDU/CSU)

Durch welche konkreten Maßnahmen beabsichtigt 
der Bundesminister für Digitales und Verkehr 
Dr. Volker Wissing, „in den letzten Monaten sei-
ner Amtszeit alles dafür vorzubereiten, was mög-
lich ist“, um die im Bundesverkehrswegeplan als 
mit vordringlichem Bedarf eingestufte Ausbau-
strecke: Grenze D/NL–Kaldenkirchen–Viersen–
Rheydt-Odenkirchen (Projektnummer: 2-025-
V01) voranzutreiben, und auf welche konkreten 
Tatsachen stützt er seine Annahme, „ein Ausbau 
[dieser Strecke] sei in den nächsten ein bis zwei 
Jahren möglich“ (https://rp-online.de/nrw/staedte/
nettetal/nettetal-hinsbeck-verkehrsminister-volke
r-wissing-im-fachgespraech_aid-123935031)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol 
vom 21. Februar 2025

Bezüglich des aktuellen Sachstands zum Vorhaben Ausbaustrecke 
Grenze Niederlande/Deutschland–Kaldenkirchen–Mönchengladbach–
Rheydt-Odenkirchen wird auf die Antwort zu Ihrer Schriftlichen 
Frage 158 auf Bundestagsdrucksache 20/14188 verwiesen. Derzeit wird 
der Zielfahrplan Deutschlandtakt auf Basis der Verkehrsprognose 2040 
fortgeschrieben. Danach wird das Bundesministerium für Digitales und 
Verkehr das Vorhaben, auch vor dem Hintergrund der aktuellen haushal-
terischen Lage prüfen.
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99. Abgeordneter
Stefan Schmidt
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie haben sich die geschätzten Kosten der Ge-
meinschaftsmaßnahme „Ausbau der Nordgaustra-
ße, Neubau der Sallerner Regenbrücke und Um-
bau des Lappersdorfer Kreisels“ seit Beginn der 
Planungen entwickelt (bitte nach Bund – und 
nach Kenntnis der Bundesregierung – Stadt Re-
gensburg und Markt Lappersdorf aufschlüsseln), 
und mit welchen Kosten rechnet die Bundesregie-
rung aktuell für die Umsetzung der Gemein-
schaftsmaßnahme für den Bund und – nach 
Kenntnis der Bundesregierung – für Stadt Re-
gensburg und den Markt Lappersdorf (bitte auf-
schlüsseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol 
vom 21. Februar 2025

Als Teil der Gemeinschaftsmaßnahme Ausbau der Nordgaustraße, Neu-
bau der Sallerner Regenbrücke und Umbau des Lappersdorfer Kreisels 
ist der Ausbau der Nordgaustraße ein eigenständiges Projekt in der Bau-
last der Stadt Regensburg. Die Kosten dafür werden von der Stadt Re-
gensburg ermittelt. Für den Neubau der Sallerner Regenbrücke und den 
Umbau des Lappersdorfer Kreisels in der Baulast des Bundes hat die für 
die Planung zuständige Bayerische Straßenbauverwaltung mit dem Vor-
entwurf (Stand: 28. Juli 2010) Projektkosten in Höhe von 29,175 Mio. 
Euro ermittelt. Davon entfallen 28,053 Mio. Euro auf den Bund, 
0,566 Mio. Euro auf den Landkreis Regensburg und 0,556 Mio. Euro 
auf die Stadt Regensburg. Nach den straßenrechtlichen Regelungen (Ba-
gatellregelung) ist der Markt Lappersdorf nicht an den Kosten beteiligt. 
Seit dem 25. September 2024 liegt bestandskräftiges Baurecht vor. Auf 
dieser Basis bereitet die Bayerischen Straßenbauverwaltung derzeit eine 
Aktualisierung der Projektkosten vor.

100. Abgeordnete
Nyke Slawik
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche Lärmschutzmaßnahmen plant die Auto-
bahn GmbH entlang der A 57 in Köln (bitte nach 
Zeitpunkt der Umsetzung aufschlüsseln), und aus 
welchen Gründen existiert bis heute kein Lärm-
schutzwall bzw. keine Lärmschutzwand in Rich-
tung des Stadtteils Bilderstöckchen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol 
vom 17. Februar 2025

Nach Auskunft der für die Planung zuständigen Autobahn GmbH des 
Bundes kommt an der A 57 im Bereich Köln-Bilderstöckchen nach den 
geltenden Regelungen für den Lärmschutz eine freiwillige Lärmsanie-
rung in Betracht. Diese freiwillige Leistung des Bundes kann im Rah-
men der zur Verfügung stehenden Kapazitäten und Haushaltsmittel um-
gesetzt werden. Eine kurzfristige Realisierung kann derzeit nicht in Aus-
sicht gestellt werden.
Im weiteren Verlauf Richtung Norden im Bereich des Autobahnkreuzes 
(AK) A 1/A 57 Köln-Nord existiert eine planfestgestellte, unanfechtbare 
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Ausbauplanung von der Anschlussstelle (AS) Köln-Longerich im Süden 
bis zur AS Köln-Chorweiler im Norden. In der Planfeststellung wurde 
ein lärmmindernder Fahrbahnbelag (-5 dB(A)) vorgesehen. Daneben 
sind Lärmschutzwände und Wall-Wandkombinationen für die Ortslagen 
Longerich, Pesch und Lindweiler vorgesehen. Diese Maßnahmen wer-
den im Zuge des Ausbaus umgesetzt werden. Es handelt sich um Maß-
nahmen der Lärmvorsorge, für die, ausgelöst durch den geplanten Aus-
bau, ein gesetzlicher Anspruch besteht.
Nördlich des AK Köln-Nord schließt sich der Ausbauabschnitt A 57 AS 
Köln–Chorweiler bis AS Dormagen an. Entlang dieses Ausbauabschnit-
tes befinden sich die Kölner Ortslagen Esch–Auweiler und Roggendorf–
Thenhoven. Für diesen Abschnitt laufen derzeit Voruntersuchungen zum 
Ausbau. In der Voruntersuchung sind in diesen Bereichen Lärmschut-
zwände vorgesehen.
Zu den vorgenannten Maßnahmen kann die Autobahn GmbH des Bun-
des gegenwärtig keine Aussagen zu möglichen Umsetzungszeitpunkten 
treffen, da deren Baubeginn von den in den nächsten Jahren für die 
Infrastruktur bereitgestellten Haushaltsmitteln abhängt.

101. Abgeordnete
Janine Wissler
(Gruppe Die Linke)

Hat die Bundesregierung in den Organen des 
Flughafens Berlin-Brandenburg, in denen sie den 
Bund als Miteigentümer des Flughafens vertritt, 
die Gesuche von Uber und anderen Fahrdienstver-
mittlern für die Einrichtung exklusiver Haltezo-
nen für die entsprechenden Fahrzeuge (https://ber.
berlin-airport.de/de/cafes-shops-service/sgs-poi/5
42-ride-app-pick-up.html), die zu den dort ver-
kehrenden Taxen in Konkurrenz stehen, unter-
stützt (wenn ja, bitte Begründung angeben), und 
wie gedenkt sich die Bundesregierung bei ähnlich 
gelagerten Anfragen für die ebenfalls in Miteigen-
tum des Bundes befindlichen Flughäfen Köln-
Bonn und München zu verhalten bzw. sieht sie in 
diesem Zusammenhang gesetzlichen Reglungsbe-
darf (z. B. im Personenbeförderungsgesetz – 
PBefG)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol 
vom 14. Februar 2025

Nein. Die Einrichtung von Haltezonen an den Flughäfen BER, Köln-
Bonn und München fällt in die operative Verantwortung der Geschäfts-
führung der jeweiligen Betreiberunternehmen. Regelungsbedarf im Per-
sonenbeförderungsgesetz wird nicht gesehen.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz

102. Abgeordnete
Astrid Damerow
(CDU/CSU)

Wie ist die weitere Zeitplanung, insbesondere der 
Stand des Vergabeverfahrens zur Entwicklung 
und Bau einer Industrieanlage zur Entsorgung von 
Munitionsaltlasten auf See im Rahmen des So-
fortprogrammes Munitionsaltlasten?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Bettina Hoffmann 
vom 18. Februar 2025

Im Rahmen des Vergabeverfahrens zu Entwicklung und Bau einer 
Industrieanlage zur Entsorgung von Munitionsaltlasten auf See endete 
am 19. November 2024 die Frist zur Abgabe der Teilnahmeanträge im 
Rahmen des Teilnahmewettbewerbs.
Derzeit läuft die Angebots- und Verhandlungsphase mit den qualifizier-
ten Bietern. In der zweiten Jahreshälfte dieses Jahres soll die Entschei-
dung über die Vergabe getroffen werden. Im Anschluss beginnt die Defi-
nitionsphase mit dem ausgewählten Entwicklungspartner. Der Bauauf-
trag soll in der ersten Jahreshälfte 2026 vergeben werden.
Die o. g. genannten Termine beruhen auf dem aktuellen Vergabezeitplan. 
Darüber hinaus hängt der Terminplan für die Bauphase auch stark von 
dem ausgewählten Lösungsansatz ab.

103. Abgeordneter
Nicolas Zippelius
(CDU/CSU)

Prüft die Bundesregierung konkret die Zulassung 
von sogenannten „Small Modular Reactors“ zur 
dezentralen Stromversorgung stromintensiver In-
dustriezweige (z. B. Rechenzentren), und welche 
gesetzlichen Anpassungen wären nötig, um eine 
Zulassung zu realisieren?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Jan-Niclas Gesenhues 
vom 18. Februar 2025

Der Bundesgesetzgeber hat im Jahr 2001 die Entscheidung getroffen, die 
Nutzung der Kernenergie zur gewerblichen Erzeugung von Elektrizität 
geordnet zu beenden. Die Entscheidung wurde durch den Beschluss der 
13. Novelle des Atomgesetzes im Jahr 2011 in Hinblick auf eine Beendi-
gung zum frühestmöglichen Zeitpunkt bekräftigt. An der gesetzgeberi-
schen Entscheidung, keine Genehmigungen für die Errichtung und den 
Betrieb neuer Kernkraftwerke zur gewerblichen Erzeugung von Elektri-
zität zu erteilen, ist aus Gründen der nuklearen Sicherheit festzuhalten.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung

104. Abgeordneter
Alexander 
Engelhard
(CDU/CSU)

Welche Fördermöglichkeiten seitens des Bundes 
gibt es für die digitale Ausstattung von Schulen, 
insbesondere für die Anschaffung von Endgeräten 
wie Tablets?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Claudia Müller 
vom 17. Februar 2025

Die digitale Ausstattung von Schulen fällt im Rahmen der bestehenden 
Verfassungslage in die Zuständigkeit der Länder und Kommunen. Der 
Bund unterstützt die Länder und Kommunen bei dieser Aufgabe durch 
befristete Finanzhilfen im Rahmen des DigitalPakt Schule. Die konkrete 
Umsetzung der Finanzhilfen (u. a. Erstellung von Förderrichtlinien, Be-
willigung, Auszahlung) obliegt den Ländern. Das Bundesministerium 
für Bildung und Forschung und die Konferenz der Bildungsministerin-
nen und Bildungsminister der Länder haben am 13. Dezember 2024 eine 
Gemeinsame Erklärung für einen Digitalpakt 2.0 verabschiedet.

105. Abgeordneter
Torsten Herbst
(FDP)

In welcher Höhe wurden seit Beginn des Start-
chancen-Programms Mittel von den jeweiligen 
Bundesländern abgerufen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Claudia Müller 
vom 17. Februar 2025

Es wird auf die Antwort der Bundesregierung zur Schriftlichen Frage 93 
von Thomas Jarzombek der Fraktion der CDU/CSU auf Bundestagd-
rucksache 20/14451 verwiesen.

106. Abgeordneter
Christian Hirte
(CDU/CSU)

Plant die Bundesregierung Maßnahmen, um der 
Problematik zu begegnen, dass 20 Prozent der 15-
jährigen Schülerinnen und Schüler in Deutschland 
das Grundkompetenzniveau im Lesen nicht errei-
chen bzw. hat sie welche geplant, und wenn ja, 
welche?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Claudia Müller 
vom 17. Februar 2025

In der Altersgruppe der 15jährigen Schülerinnen und Schüler werden 
Kompetenzwerte im Lesen regelmäßig anhand der Programm for Inter-
national Student Assessment (PISA) Studie erhoben. Der Anteil der 
15jährigen in Deutschland, die das Mindestniveau im Lesen verfehlen 
und damit als leistungsschwach gelten, liegt laut den jüngsten PISA 
2022 Zahlen bei 25 Prozent.
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Mit dem Startchancen-Programm unterstützt das Bundesministerium für 
Bildung und Forschung (BMBF) gemeinsam mit den Ländern Schulen 
mit einem hohen Anteil sozial benachteiligter Schülerinnen und Schüler, 
um den Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und Bildungserfolg 
aufzubrechen. Ein besonderer Fokus der Unterstützung liegt auf der 
Stärkung der Grundkompetenzen wie Lesen, Schreiben und Rechnen. 
Ziel des Startchancen-Programms ist, die Zahl der Schülerinnen und 
Schüler, die die Mindeststandards in Mathematik und Deutsch verfehlen, 
bis zum Ende der Programmlaufzeit an den Startchancen-Schulen zu 
halbieren. Zudem setzt sich das BMBF gemeinsam mit den Ländern mit 
der Bund-Länder-Initiative Bildung durch Sprache und Schrift (BiSS-
Transfer) dafür ein, wissenschaftlich fundierte Konzepte zur sprachli-
chen Bildung in der Praxis zu implementieren.

107. Abgeordnete
Sandra Weeser
(FDP)

Wie stellt die Bundesregierung sicher, dass die Er-
kenntnisse aus dem Projekt „Klimaanpassung, 
Hochwasser und Resilienz (KAHR)“ auch nach 
dessen Auslaufen, voraussichtlich im Februar 
2025, für den weiteren Wiederaufbau im Ahrtal 
genutzt werden können?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Claudia Müller 
vom 20. Februar 2025

Die Erkenntnisse aus dem Projekt „Klimaanpassung, Hochwasser und 
Resilienz (KAHR)“ sind der Projekt-Internetseite und über die Techni-
sche Informationsbibliothek (TIB) zu entnehmen. Zudem hat die Bun-
desregierung einen Prozess angestoßen, um mit den relevanten Bundes- 
und Landesministerien die Erkenntnisse aus dem Projekt „Klimaanpas-
sung, Hochwasser und Resilienz (KAHR)“ für den weiteren Aufbau im 
Ahrtal zu nutzen.

108. Abgeordnete
Sandra Weeser
(FDP)

Sind bisher Erkenntnisse aus dem Projekt „Klima-
anpassung, Hochwasser und Resilienz (KAHR)“ 
in die Bundespolitik eingeflossen, und wenn ja, 
welche konkret, und werden diese bei der Weiter-
entwicklung von Förderprogrammen und gesetzli-
chen Regelungen berücksichtigt, und wenn ja, 
wie?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Claudia Müller 
vom 19. Februar 2025

Erkenntnisse aus dem Projekt „Klimaanpassung, Hochwasser und Resi-
lienz (KAHR)“ sind in die Bundespolitik eingeflossen, konkret in die 
Änderung des so genannten Wiederaufbauparagraphen (§ 246c des Bau-
gesetzbuchs – BauGB). Bei der Weiterentwicklung von Förderprogram-
men und gesetzlichen Regelungen werden die KAHR-Erkenntnisse im 
Austausch mit den relevanten Ministerien mitberücksichtigt.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

109. Abgeordneter
Dr. André Hahn
(Gruppe Die Linke)

Welche Projekte realisiert bzw. plant oder unter-
stützt die Bundesregierung in bzw. mit den Län-
dern der Östlichen Partnerschaft (Armenien, 
Aserbaidschan, Belarus, Georgien, Moldova und 
Ukraine) und Zentralasiens (Kasachstan, Kirgis-
tan, Tadschikistan, Turkmenistan und Usbekistan) 
im Jahr 2025, bei denen das Thema Inklusion und 
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention 
im Mittelpunkt steht (bitte – sofern es mehr als 
14 Projekte sind – die 14 größten Projekte konkret 
mit der jeweiligen Höhe der Förderung durch den 
Bund nennen)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Niels Annen 
vom 21. Februar 2025

Da das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung zum 1. Januar 2024 eine übersektorale Kennung „Inklusion 
und Empowerment von Menschen mit Behinderungen“ eingeführt hat, 
sind vom BMZ finanzierte laufende Vorhaben, die seit diesem Zeitpunkt 
beauftragt wurden, im Transparenzportal (www.transparenzportal.bun
d.de/de) abrufbar. Über die Detailsuche sind über den Reiter „Ort“ die 
von Ihnen genannten Länder auswählbar. Im Reiter „Sektoren“ ist die 
entsprechende übersektorale Kennung erfasst.

Vom Auswärtigen Amt finanzierte Maßnahmen sind:
• Die Botschaft Aschgabat stellt 2025 ein Kleinstprojekt mit dem Zen-

trum für Menschen mit Behinderungen in Aschgabat fertig. Die Höhe 
der Zuwendung durch das Auswärtige Amt betrug 5.368 Euro.

• Im Rahmen des Programms zum „Ausbau der Zusammenarbeit mit 
der Zivilgesellschaft in den Ländern der Östlichen Partnerschaft und 
Russland“ (ÖPR) liegt ein expliziter Schwerpunkt auf der Förderung 
der gesellschaftlichen und politischen Teilhabe marginalisierter und 
vulnerabler Gruppen, so dass ein Großteil der – im Rahmen des ÖPR-
Programms für 2025 in Höhe von 13,7 Mio. Euro vorgesehenen – 
Mittel in Projekte gehen, die das Ziel der Inklusion und Teilhabe ver-
folgen.

Aufgrund der vorläufigen Haushaltsplanung 2025 kann die Bundesregie-
rung derzeit keine Aussagen zu geplanten Vorhaben treffen. Sie verfolgt 
das Ziel der Inklusion und Umsetzung der UN-Behindertenrechtskon-
vention weiterhin mit Nachdruck.
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110. Abgeordnete
Cornelia Möhring
(Gruppe Die Linke)

Über welche Projekte (bitte die neun Projekte mit 
dem größten finanziellen Umfang nach Laufzeit, 
genauem finanziellem Umfang und Anzahl der 
administrativen Einheiten („wards“) aufschlüs-
seln) finanziert die Bundesregierung seit 2020 
Aktivitäten im Distrikt Ngorongoro in Tansania, 
welche die dortigen Land- inklusive Nutzungs-
rechte berühren (Demarkierungen, Landnutzungs-
planungen, Wildtierkorridore, Änderungen der 
Managements von Wäldern und Weidenutzungen 
(„Rangeland Management“) und ähnliches)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Bärbel Kofler 
vom 19. Februar 2024

Im Sinne der Fragestellung finanziert die Bundesregierung im Rahmen 
des Vorhabens Nachhaltige Entwicklung des Serengeti-Ökosystems 
(Laufzeit: 2014 bis 2026, Finanzierungsvolumen EUR 29,5 Mio.) zur 
Verbesserung der Lebensgrundlagen für die Anrainerbevölkerung von 
Schutzgebieten auch Maßnahmen, die Land- und Nutzungsrechte berüh-
ren. Diese Maßnahmen umfassen gemeindebasierte Waldbewirtschaf-
tung, nachhaltige Weidebewirtschaftung sowie Beratung zur Landnut-
zung für die Anrainerbevölkerung. Die Erfassung der Projektstandorte 
erfolgt nicht nach Wards, sondern nach Distrikten. Im Rahmen des o. g. 
Vorhabens wurden im Ngorongoro Distrikt zwischen 2020 und 2023 
Maßnahmen zu gemeindebasierter Waldbewirtschaftung, nachhaltiger 
Weidebewirtschaftung sowie Beratung zur Landnutzung in Höhe von rd. 
260.000 EUR durchgeführt. Die Zahlen für 2024 liegen noch nicht vor.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen

111. Abgeordnete
Caren Lay
(Gruppe Die Linke)

Wie viele Sozialwohnungen wurden nach Kennt-
nis der Bundesregierung im Jahr 2024 mit Förder-
mitteln des Bunds neu gebaut, und wie hat sich 
die Zahl des Sozialwohnungsbestands im vergan-
genen Jahr entwickelt (bitte jeweils nach Bundes-
ländern aufschlüsseln)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Elisabeth Kaiser 
vom 17. Februar 2025

Für den sozialen Wohnungsbau sind gemäß der aktuellen Finanzplanung 
im Zeitraum 2022 bis 2028 Bundesmittel in Höhe von 21,65 Mrd. Euro 
vorgesehen. Von der unmittelbaren Nachkriegsgeschichte abgesehen, ist 
dies die größte Bundesförderung, die für den sozialen Wohnungsbau 
mobilisiert wurde. Ende Januar hat der Haushaltsauschuss des Deut-
schen Bundestages die Mittel für 2025 in Höhe von 3,5 Mrd. Euro frei-
gegeben. Das schafft Planungssicherheit.
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In vielen Bundesländern wurde bereits eine Trendwende eingeleitet und 
es wurden wieder mehr Sozialwohnungen geschaffen. Der soziale Woh-
nungsbau wurde zum Stabilitätsanker für die Bauwirtschaft. Im Jahr 
2023 ist die Anzahl der geförderten Wohneinheiten um knapp 21 Pro-
zent gegenüber 2022 auf rund 50.000 Wohneinheiten gestiegen.
Die aktuellen Zahlen für 2024 liegen erst im März 2025 vor, wenn die 
Länder dem Bund gemäß entsprechender Verwaltungsvereinbarung be-
richtet haben. Erste Zahlen aus verschiedenen Bundesländern zeigen je-
doch einen weiteren Anstieg im letzten Jahr: zum Beispiel in Hamburg 
um 33 Prozent, in Berlin um 50 Prozent und in Nordrhein-Westfalen um 
8 Prozent.
Hinzu kommen die durch die Neubauförderprogramme wie Klima-
freundlicher Neubau, die Genossenschaftsförderung und die Wohneigen-
tumsförderung entstandenen neuen Wohnungen. Insgesamt sind im Jahr 
2024 rund 108.000 Wohnungen öffentlich gefördert worden.

112. Abgeordneter
Dr. Dirk Spaniel
(fraktionslos)

Wie viel Prozent der Wohngebäude und Nicht-
wohngebäude in Deutschland haben nach Kennt-
nis der Bundesregierung einen Energieausweis, 
und welche durchschnittlichen Energieklassen ha-
ben die Alterskohorten je Dekade dieser Gebäu-
de?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol 
vom 17. Februar 2025

Das Gebäudeenergiegesetz (GEG) sieht keine vollständige zentrale Re-
gistrierung von Energieausweisen durch die Bundesregierung vor. Diese 
Aufgabe liegt grundsätzlich bei den für den Vollzug des GEG zuständi-
gen Ländern. Das Deutsche Institut für Bautechnik (DIBt) übernimmt 
derzeit vorläufig die Aufgaben des Landesvollzugs als Registrierstelle 
für Energieausweise und überprüft Stichproben der registrierten Ener-
gieausweise.
Der Bundesregierung liegen zur Anzahl der Energieausweise Zahlen 
vor, die nicht als absolute Angaben zu verstehen sind, sondern einer 
Hochrechnung entsprechen, die ausgehend von den Stichproben des 
DIBt erfolgen.
• Anzahl der Energieausweise für Wohngebäude: 5.076.744. Das ent-

spricht 26 Prozent der Wohngebäude in Deutschland.
• Anzahl der Energieausweise für Nicht-Wohngebäude: 270.652. Das 

entspricht 14 Prozent der Nicht-Wohngebäude in Deutschland.
Die Zahlen spiegeln die Erhebung der Daten seit dem Jahr 2014 bis zum 
31. Dezember 2024 wider.
Der Bundesregierung liegen keine Zahlen zu den durchschnittlichen 
Energieklassen der Gebäude nach Altersklassen der Gebäude vor.
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113. Abgeordneter
Alexander Ulrich
(Gruppe BSW)

Wie hoch sind nach Kenntnis der Bundesregie-
rung die bisher zugesagten Förderungen/Investiti-
onshilfen und Unterstützungsleistungen des Bun-
des und des Landes Rheinland-Pfalz für das im 
Bau befindliche US-Hospital im Landkreis Kai-
serslautern?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol 
vom 17. Februar 2025

Auf der Basis der völkerrechtlichen Vereinbarung, dem NATO-Truppen-
statut beziehungsweise dessen Zusatz- und weiteren Verwaltungsabkom-
men etc. beteiligt sich die Bundesrepublik Deutschland anteilig an den 
Baunebenkosten des Projektes US-Klinik Weilerbach. Es handelt sich 
dabei im Wesentlichen um Honorarkosten für Ingenieurbüros, die mit 
der Planung beauftragt sind und Kosten der deutschen Bauverwaltung. 
Zum heutigen Zeitpunkt wird eine anteilige Beteiligung des Bundes an 
den Baunebenkosten in Höhe von rund 267 Mio. Euro prognostiziert.
Über Förderungen beziehungsweise Investitionshilfen seitens des 
Landes ist dem Bund nichts bekannt.

114. Abgeordneter
Alexander Ulrich
(Gruppe BSW)

Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über 
den Bau eines Biosicherheitslabors der Schutzstu-
fe 3 im Pfälzischen Weilerbach, in dem hochin-
fektiöse Erreger oder Substanzen der Risikogrup-
pe 3 untersucht werden sollen (www.htgroup.de/n
ews/ramstein-die-groesste-amerikanische-klinik-i
m-ausland), und wurde die Bundesregierung von 
der US-Armee bzw. von der verantwortlichen 
Baufirma HT Group um Erlaubnis gebeten, einen 
Biosicherheitslabor der Schutzstufe 3 bauen zu 
dürfen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol 
vom 20. Februar 2025

Die Baumaßnahme ist ein Projekt der US-Streitkräfte in Deutschland, 
die den Bund beauftragt haben, die US-Klinik am Standort Weilerbach 
zu planen und zu bauen. Dabei ist das Bundesministerium für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen (BMWSB) im Außenverhältnis Bau-
herr, vor Ort führt die Bauverwaltung Rheinland-Pfalz die Baumaßnah-
me in Organleihe für den Bund durch.
Das gesamte Projekt unterliegt deutschen Rechtsnormen. Sowohl die 
Abnahme der Bauausführung also auch die Erteilung einer Betriebser-
laubnis erfolgt durch deutsche Behörden. Die für den Bau- und den Be-
trieb eines BSL-3-Labors erforderliche Betriebserlaubnis nach § 15 Bio-
StoffV wird im Einvernehmen mit dem LSJV (Landesamt für Soziales, 
Jugend und Versorgung, Abteilung Gesundheit und Pharmazie) und auf 
Grund des militärischen Charakters des Krankenhauses mit dem BAI-
UDBw (Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistung 
der Bundeswehr) abgestimmt und erteilt.
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Es handelt sich bei dem Labor um ein Krankenhauslabor, in welchem 
bei speziellen Verdachtsmomenten bei Patienten konkrete Erreger unter 
sicheren Bedingungen untersucht werden sollen. Aus diesem Grund 
wird das Labor mit einer sehr hohen Sicherheitsstufe ausgerüstet.

115. Abgeordnete
Sandra Weeser
(FDP)

Wie bewertet die Bundesregierung Anwendung 
des § 246c des Baugesetzbuches im Ahrtal, und 
welche Erfahrungen wurden nach Kenntnis der 
Bundesregierung mit den darin enthaltenen Mög-
lichkeiten für die Länder seit Einführung der Ka-
tastrophenklausel gemacht?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Elisabeth Kaiser 
vom 17. Februar 2025

Rheinland-Pfalz hat die bauplanungsrechtliche Wiederaufbauklausel 
(§ 246c des Baugesetzbuches) unmittelbar nach deren Inkrafttreten 
durch Rechtsverordnung des Landes zur Anwendung gebracht (Landes-
verordnung zur Bestimmung von Wiederaufbaugebieten nach  246c des 
Baugesetzbuches (Wiederaufbaugebietsverordnung – WAufbGVO) vom 
18. Juli 2023). Nach Kenntnis der Bundesregierung wird die Vorschrift 
in der Praxis angewendet und ist ausreichend (siehe auch Schreiben des 
Bundesministeriums der Finanzen an die Fragestellerin vom 21. Februar 
2024). Dessen ungeachtet könnte die Anwendung im Ahrtal im Rahmen 
eines möglichen Folgeprojekts des Forschungsprojekts KlimaAnpassung 
– Hochwasser – Resilienz (KAHR) wissenschaftlich untersucht werden.

116. Abgeordnete
Emmi Zeulner
(CDU/CSU)

Hat die Bundesregierung von laut Meldungen er-
folgenden Errichtung eines Biosicherheitslabors 
der Risikostufe 3 im Rahmen des Baus eines US-
Militärkrankenhauses in Weilerbach bei Kaisers-
lautern Kenntnis, und wenn ja, seit wann, und zu 
welchem Zweck soll dieses Labor errichtet wer-
den, da in der Regierungspressekonferenz vom 
12. Februar 2025, der Eindruck entstanden ist, 
dass der Bundesregierung bzw. dem Sprecher des 
Bundesministeriums für Wohnen, Stadtentwick-
lung und Bauwesen (BMWSB) keine Kenntnisse 
zu diesem Labor vorliegen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol 
vom 21. Februar 2025

Die Baumaßnahme der US-Klinik am Standort Weilerbach ist ein Pro-
jekt der US-Streitkräfte in Deutschland, die den Bund im Jahr 2011 be-
auftragt haben, die US-Klinik zu planen und zu bauen. Dabei ist das 
Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen 
(BMWSB) im Außenverhältnis Bauherr, vor Ort führt die Bauverwal-
tung Rheinland-Pfalz die Baumaßnahme in Organleihe für den Bund 
durch. Der Bau des Sicherheitslabors ist dem BMWSB als für die Er-
richtung der US-Klinik Weilerbach (ROBMCR) zuständigem Ressort 
bekannt. Es handelt sich um ein Krankenhauslabor, in dem mögliche In-
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fektionsrisiken von Patienten festgestellt werden, um eine gesicherte Be-
handlung zu gewährleisten. Diese Funktionalität ist seit Beginn des Pro-
jektes öffentlich bekannt. Das gesamte Projekt unterliegt deutschen 
Rechtsnormen, sowohl die Abnahme der Bauausführung also auch die 
Erteilung einer Betriebserlaubnis erfolgt durch die dafür zuständigen 
deutschen Behörden.
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Ergänzung

Die Bundesregierung hat die Antwort auf die Schriftliche Frage 107 des 
Abgeordneten Stefan Seidler (fraktionslos) auf Bundestagsdrucksache 
20/14639
Wie hoch sind die notwendigen offenen Sanierungsinvestitionen der 
Deutschen Bahn AG (DB AG) in Schleswig-Holstein (bitte nach 
Brücken, Gleise, Weichen, Stellwerken, Bahnhöfen, Bahnübergän-
gen und sonstigen aufschlüsseln)?
nachträglich ergänzt:
Für den sicheren Betrieb werden alle Anlagen der Deutschen Bahn AG 
(DB AG) in regelmäßigen Abständen begutachtet, bewertet und instand-
gehalten. Nach Ablauf der festgelegten technischen Nutzungsdauer steht 
die Erneuerung der Infrastruktur an. Kann diese nicht unmittelbar durch-
geführt werden, entsteht bei der Anlage ein sogenannter Investitions-
rückstau. Nach Auskunft der DB AG zeigen Angaben zum sogenannten 
Rückstau den theoretischen Erneuerungsbedarf einer Anlage auf, erfas-
sen jedoch nicht deren tatsächlichen Zustand. Brücken, Gleise, Stellwer-
ke oder Weichen, die sich im Investitionsrückstau befinden, sind grund-
sätzlich in einem für den Bahnbetrieb sicheren Zustand.

Der Zustand der Anlagen kann durch eine individuelle Nutzungsintensi-
tät stark differieren. Daher müssen einige Anlagen vor der durchschnitt-
lichen Nutzungsdauer ersetzt werden, andere sind länger nutzbar. Eine 
anlagenbezogene Ermittlung des Investitionsbedarfes für einen längeren 
Zeitraum (10 Jahre) ist nach Angaben der DB AG nicht zielführend. Un-
abhängig davon gibt es auch absehbar größere Einzelinvestitionen, die 
längerfristig geplant werden. Erst nach der Bereitstellung des ermittelten 
Budgets erfolgt die Ausplanung. Hier werden dann die tatsächlich zu er-
neuernden Anlagen und die Reihenfolge der Umsetzung identifiziert.

Zu den Gewerken Brücken, Gleise, Weichen, Stellwerke und Sonstige 
Gewerke der DB InfraGO AG zeigt die nachfolgende Tabelle eine Über-
sicht des Wiederbeschaffungswerts der Anlagen der DB InfraGO AG in 
Schleswig-Holstein, die nach Erreichen der durchschnittlichen techni-
schen Nutzungsdauer im Bestand sind.

Gewerk Offene 
Sanierungs-
investitionen 
in Mrd. Euro

Brücken* 0,6
Gleise* 0,8
Weichen* 0,1
Stellwerke* 0,2
Sonstige Gewerke Fahrweg der DB InfraGO AG 0,2
Bahnhöfe (nur Verkehrsstationen)**  0,07

* Die Auswertungen für Brücken, Gleise, Weichen und Stellwerke basieren auf dem Da-
tenstand zum Stichtag am 30. September 2023. Die monetäre Bewertung erfolgt zu 
IST-Preisen mit Stand 2022 und entspricht den Preisen der Qualitätskennzahl Subs-
tanzwert im Infrastrukturzustands- und Entwicklungsbericht 2023.

** Bei den offenen Sanierungsinvestitionen der Bahnhöfe werden nach Angaben der DB 
InfraGO AG die Gewerke der Verkehrsstationen berücksichtigt, u. a. Bahnsteige, 
Bahnsteigdächer, Personenunterführungen, Fahrgastinformationsanlagen, Höhenför-
dertechnik und Wetterschutzhäuser. Sanierungsinvestitionen der Empfangsgebäude 
sind nicht enthalten. Diese Bedarfe werden durch Veränderungen im bisherigen Ver-
kaufsportfolio sowie eine fortwährende Inventur des Bestandsportfolios beeinflusst. 
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Die Auswertung der Bahnhöfe basiert auf dem Datenstand 01/2025 mit Preisstand 
2024 und aktualisierten Bestandsdaten. Mögliche Abweichungen zu den Daten zum 
IZB ergeben sich aus einer in dieser Tabelle vollumfänglicheren Betrachtung der Anla-
genklassen, vom Preisstand her aktuelleren Kostenansätzen sowie der durch die DB 
InfraGO AG angesetzten technischen Nutzungsdauer der Anlagen.

Ergänzung
Die Bundesregierung hat die Antwort auf die Schriftliche Frage 126 des 
Abgeordneten Bernd Riexinger (Gruppe Die Linke) auf Bundestags-
drucksache 20/14954
Wie ist nach Kenntnis der Bundesregierung der aktuelle Projekt-
stand für die Sternbrücke in Hamburg, und welche Beträge be-
kommt bzw. finanziert die Deutsche Bahn AG nach aktuellem Stand 
für den Neubau, für den an die Freie und Hansestadt Hamburg zu 
zahlenden Ablösebetrag sowie ggf. für welche weiteren Kostenposi-
tonen (sollte kein aktueller Stand vorliegen, dann bitte die zuletzt 
bekannten Beträge nennen)?
nachträglich ergänzt:
Nach Angaben der DB InfraGO AG befindet sich das Projekt zur Er-
neuerung der Eisenbahnüberführung Sternbrücke im Zeitplan. Aktuell 
finden die Hauptbauarbeiten (Beton- und Stahlbau) statt.

Für den Ersatzneubau hat die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH) ein 
eisenbahnrechtliches Verlangen für ein stützenfreies Kreuzungsbauwerk 
gestellt (d. h. Wegfall der bisherigen sechs Stützen im Straßenbereich). 
Daher ist die FHH gemäß Eisenbahnkreuzungsgesetz (EKrG) verpflich-
tet, sich an den Kosten der Erneuerung der Eisenbahnbrücke zu beteili-
gen.

Die Gesamtkosten der Maßnahme betragen nach Angaben der DB 
InfraGO AG voraussichtlich rund 172,7 Mio. Euro (Stand: 2024), davon 
sind 171,0 Mio. Euro kreuzungsbedingte Kosten.

Nach Angaben der DB InfraGO AG entfallen von den kreuzungsbeding-
ten Kosten gemäß § 12 Absatz 1 Nummer 2 EKrG 48,66 Prozent (vo-
raussichtlich rd. 83,2 Mio. Euro) auf die DB InfraGO AG und 
51,34 Prozent (voraussichtlich rd. 87,8 Mio. Euro) auf die FHH.

Nach Fertigstellung des Bauwerks wird die DB InfraGO AG nach eige-
nen Angaben einen sogenannten Vorteilsausgleich als Ablösebetrag in 
Höhe von voraussichtlich rund 49,2 Mio. Euro an die FHH zahlen.

Berlin, den 21. Februar 2025

Drucksache 20/15008 – 90 – Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode

Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.bundesanzeiger-verlag.de

ISSN 0722-8333

Vorabfassung - w
ird durch die lektorierte Version ersetzt.

Vorabfassung - w
ird durch die lektorierte Version ersetzt.


	Schriftliche Fragen mit den in der Woche vom 17. Februar 2025 eingegangenen Antworten der Bundesregierung
	Verzeichnis der Fragenden
	Verzeichnis der Fragen nach Geschäftsbereichen der Bundesregierung
	Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und des Bundeskanzleramtes
	Frage 1
	Antwort der Staatsministerin Sarah Ryglewski vom 20. Februar 2025
	Frage 2
	Antwort der Staatsministerin Claudia Roth vom 18. Februar 2025
	Im Jahr 2021 wurden umfassende Renovierungsmaßnahmen beantragt:

	Frage 3
	Antwort des Staatsministers Carsten Schneider vom 21. Februar 2025
	Frage 4
	Antwort des Staatsministers Carsten Schneider vom 21. Februar 2025
	Frage 5
	Antwort des Staatssekretärs Steffen Hebestreit vom 18. Februar 2025

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz
	Frage 6
	Antwort des Staatssekretärs Bernhard Kluttig vom 19. Februar 2025
	Frage 7
	Antwort des Staatssekretärs Udo Philipp vom 19. Februar 2025
	Im Jahr 2024 hat die Exportinitiative 21 Projekte im Ausland und 6 Projekte in Deutschland durchgeführt:
	GA: Geschäftsanbahnung, IR: Informationsreise, ME: Markterkundung, LS: Leistungsschau

	Frage 8
	Antwort des Staatssekretärs Bernhard Kluttig vom 20. Februar 2025
	Frage 9
	Antwort des Staatssekretärs Bernhard Kluttig vom 19. Februar 2025
	Frage 10
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Philipp Nimmermann vom 20. Februar 2025
	Frage 11
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Philipp Nimmermann vom 18. Februar 2025
	Frage 12
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Philipp Nimmermann vom 17. Februar 2025
	Frage 13
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Philipp Nimmermann vom 20. Februar 2025
	2005
	2010
	2015
	2019
	2020
	2021
	2022
	2023

	Frage 14
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Philipp Nimmermann vom 20. Februar 2025
	Frage 15
	Antwort des Staatssekretärs Udo Philipp vom 19. Februar 2025
	Frage 16
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Philipp Nimmermann vom 17. Februar 2025

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen
	Frage 17
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sarah Ryglewski vom 17. Februar 2025
	Frage 18
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sarah Ryglewski vom 18. Februar 2025
	Frage 19
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sarah Ryglewski vom 19. Februar 2025
	Frage 20
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sarah Ryglewski vom 14. Februar 2025
	Frage 21
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sarah Ryglewski vom 17. Februar 2025
	Frage 22
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sarah Ryglewski vom 18. Februar 2025
	Frage 23
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sarah Ryglewski vom 21. Februar 2025
	Frage 24
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sarah Ryglewski vom 21. Februar 2025
	Frage 25
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sarah Ryglewski vom 19. Februar 2025
	Übersicht Fördermittel

	Frage 26
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sarah Ryglewski vom 20. Februar 2025
	Frage 27
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sarah Ryglewski vom 20. Februar 2025

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern und für Heimat
	Frage 28
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johann Saathoff vom 18. Februar 2025
	Frage 29
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Rita Schwarzelühr-Sutter vom 21. Februar 2025
	Frage 30
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johann Saathoff vom 21. Februar 2025
	Frage 31
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johann Saathoff vom 19. Februar 2025
	Frage 32
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahmut Özdemir vom 21. Februar 2025
	Frage 33
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahmut Özdemir vom 21. Februar 2025
	Frage 34
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahmut Özdemir vom 21. Februar 2025
	Frage 35
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahmut Özdemir vom 21. Februar 2025
	Frage 36
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahmut Özdemir vom 17. Februar 2025
	Frage 37
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Rita Schwarzelühr-Sutter vom 14. Februar 2025
	Frage 38
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahmut Özdemir vom 18. Februar 2025
	Frage 39
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Rita Schwarzelühr-Sutter vom 19. Februar 2025
	Frage 40
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Rita Schwarzelühr-Sutter vom 19. Februar 2025
	Frage 41
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johann Saathoff vom 17. Februar 2025
	Im Einzelnen nach Ressorts aufgeschlüsselt:

	Frage 42
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahmut Özdemir vom 18. Februar 2025
	Frage 43
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johann Saathoff vom 20. Februar 2025
	Frage 44
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johann Saathoff vom 21. Februar 2025
	Frage 45
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Rita Schwarzelühr-Sutter vom 17. Februar 2025
	Frage 46
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahmut Özdemir vom 21. Februar 2025
	Frage 47
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahmut Özdemir vom 17. Februar 2025
	Frage 48
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahmut Özdemir vom 18. Februar 2025
	Frage 49
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahmut Özdemir vom 18. Februar 2025

	Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts
	Frage 50
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Bagger vom 20. Februar 2025
	Frage 51
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Bagger vom 18. Februar 2025
	Frage 52
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Bagger vom 19. Februar 2025
	Frage 53
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Bagger vom 19. Februar 2025
	Frage 54
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Bagger vom 20. Februar 2025
	Frage 55
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Bagger vom 21. Februar 2025
	Frage 56
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Bagger vom 19. Februar 2025
	Frage 57
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Bagger vom 18. Februar 2025

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz
	Frage 58
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johann Saathoff vom 19. Februar 2025
	Frage 59
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johann Saathoff vom 18. Februar 2025
	Frage 60
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johann Saathoff vom 18. Februar 2025

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales
	Frage 61
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Kerstin Griese vom 17. Februar 2025
	Frage 62
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Kerstin Griese vom 17. Februar 2025
	Frage 63
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Kerstin Griese vom 17. Februar 2025
	Tabelle: Entwicklung Bundeszuschüsse zur allgemeinen Rentenversicherung anteilig am Bruttoinlandsprodukt

	Frage 64
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Kerstin Griese vom 18. Februar 2025
	Frage 65
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme vom 17. Februar 2025
	Frage 66
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme vom 18. Februar 2025

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung
	Frage 67
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Hitschler vom 19. Februar 2025
	Frage 68
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Siemtje Möller vom 21. Februar 2025
	Frage 69
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Siemtje Möller vom 18. Februar 2025
	Frage 70
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Siemtje Möller vom 18. Februar 2025
	Frage 71
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Siemtje Möller vom 18. Februar 2025
	Frage 72
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Siemtje Möller vom 18. Februar 2025

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft
	Frage 73
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Ophelia Nick vom 18. Februar 2025
	Frage 74
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Claudia Müller vom 20. Februar 2025

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
	Frage 75
	Frage 76
	Frage 77
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sven Lehmann vom 19. Februar 2025

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit
	Frage 78
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Edgar Franke vom 19. Februar 2025
	Frage 79
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sabine Dittmar vom 18. Februar 2025
	Frage 80
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sabine Dittmar vom 18. Februar 2025
	Ausgaben der GKV nach Bereichen in Milliarden Euro und in Euro je Versicherten im Jahr 2023

	Frage 81
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Edgar Franke vom 21. Februar 2025
	Frage 82
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sabine Dittmar vom 19. Februar 2025
	Frage 83
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Edgar Franke vom 19. Februar 2025
	Frage 84
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Edgar Franke vom 19. Februar 2025
	Frage 85
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Edgar Franke vom 17. Februar 2025

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr
	Frage 86
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol vom 19. Februar 2025
	Frage 87
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol vom 20. Februar 2025
	Frage 88
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol vom 20. Februar 2025
	Frage 89
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol vom 21. Februar 20225
	Frage 90
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol vom 20. Februar 20225
	Frage 91
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol vom 17. Februar 2025
	Frage 92
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol vom 20. Februar 2025
	Frage 93
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol vom 17. Februar 2025
	Frage 94
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol vom 17. Februar 2025
	Frage 95
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol vom 19. Februar 2025
	Frage 96
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol vom 18. Februar 2025
	Frage 97
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol vom 21. Februar 2025
	Frage 98
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol vom 21. Februar 2025
	Frage 99
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol vom 21. Februar 2025
	Frage 100
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol vom 17. Februar 2025
	Frage 101
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol vom 14. Februar 2025

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz
	Frage 102
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Bettina Hoffmann vom 18. Februar 2025
	Frage 103
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jan-Niclas Gesenhues vom 18. Februar 2025

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung und Forschung
	Frage 104
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Claudia Müller vom 17. Februar 2025
	Frage 105
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Claudia Müller vom 17. Februar 2025
	Frage 106
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Claudia Müller vom 17. Februar 2025
	Frage 107
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Claudia Müller vom 20. Februar 2025
	Frage 108
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Claudia Müller vom 19. Februar 2025

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
	Frage 109
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Niels Annen vom 21. Februar 2025
	Vom Auswärtigen Amt finanzierte Maßnahmen sind:

	Frage 110
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Bärbel Kofler vom 19. Februar 2024

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen
	Frage 111
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Elisabeth Kaiser vom 17. Februar 2025
	Frage 112
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol vom 17. Februar 2025
	Frage 113
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol vom 17. Februar 2025
	Frage 114
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol vom 20. Februar 2025
	Frage 115
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Elisabeth Kaiser vom 17. Februar 2025
	Frage 116
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol vom 21. Februar 2025

	Ergänzung


